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Steuern und Abgaben als Lohnraub
Mit den Regierungsbeschiüssen werden die Reailöhne ab 1 Juli um 5 Prozent gekürzt!

Anhebung der Lohn- und Einkommenssteuern ab 
L?.. Mineralölsteuern um 25 Pfg. je Liter mehr, für 1993 
die Mehrwertsteuererhöhung schon angekündigt: Mit ihren 
Metierbeschlüssen geht die Koalition direkt gegen den 
iohnstandard los. Zusammen mit der Anhebung der Versi-

cherungsbeiträge bedeuten diese Beschlüsse für eine allein­
stehende Verkäuferin mit 2400 DM brutto eine Nettolohn­
kürzung um 70 bis 80 DM im Monat. Lohnabschlüsse von 
6-7 % würden bei der gegenwärtigen Teuerungsrate so den 
Nettolohn vermutlich gerade noch verteidigen.

\Mnd\e Anhebung der Steuern würde 
& der Verkäuferin (2400 DM brutto, 
Sieoerklasse I) zu über 22 DM mehr 
Lohnsteuerabzügen führen. Hinzu kom- 
njefl die höheren Versicherungsbeiträge 
zur Arbeitslosenversicherung: minus 
ca. 48 DM. Angenommen, die Verkäu­
ferin führe täglich mit ihrem Fahrzeug 
zur Arbeit. Dann hätte sie bei einer an­
genommenen Wegstrecke von 10 km 
liglich (hin und zurück) noch einmal 
„inen Reallohnabzug wegen steigender 
Mineralölsteuer von ca. 5 DM im Mo­
nat. Macht zusammen eine Nettolohn- 
uirzung von 75 DM. d.h. fast 5 Prozent 
weniger Nettolohn ! Bei 3 300 DM brutto 
ist die Nettolohnsenkung entsprechend: 
Etwa40 DM mehr Lohnsteuer in Steuer­
klasse 1 plus 66 DM mehr Versiche- 
rungsabzüge plus 5 DM mehr Benzin­
steuern macht 111 DM weniger, vergli­

Protest gegen Golf-Krieg im Maghreb

Mit dem Beginn des Bodenangriffs der westlichen Truppenstreitkräfte gegen den Irak 
verstärkten sich auch in allen Maghreb-Staaten die Demonstrationen gegen diesen 
Krieg und für die Unterstützung des Irak. In Algier demonstrierten am 24.2. mehrere 
10000 Leute, vor allem von den islamischen Fundamentalisten. Über 50 Freiwillige 
Drachen in den Irak auf, um die irakischen Truppen zu unterstützen. Bild: Marokko. 
Präsident Bendjedi bezeichnete den Angriff als „unsittliche Attacke“.— (uld)

chen mit dem bisherigen Nettolohn 
ebenfalls eine Lohnkürzung von ca. 5 %.

Die gleichzeitig verkündete Anhe­
bung der Kilometerpauschale wird nur 
solchen Lohnabhängigen Entlastung 
bringen, die schon ziemlich große Fahr­
strecken mit dem Auto zurücklegen 
müssen. Denn seit der letzten Steuerre­
form ist der Werbungskosten-Pauschbe­
trag. mit dem das Kilometergeld ver­
rechnet wird, auf 2000 DM im Jahr er­
höht. Das bedeutet: wer etwa 15 km täg­
lich zurücklegt, bekommt bei 200 Ar­
beitstagen im Jahr: 3000 km mal 65 Pfg. 
Kilometergeld je km gleich 1 900 DM 
Kilometergeld erstattet — abzüglich 
2000 DM Werbungskostenpauschale al­
so gar nichts. Die Mehrkosten — in die­
sem Fall 75 DM mehr für Benzin im Jahr 
allein für die Fahrt zum Betrieb — schla­
gen also voll auf den Reallohn durch.

Erst bei deutlich größeren täglichen 
Fahrtstrecken mindert die Kilometer­
pauschale die Mehrbelastung.

Benutzer öffentlicher Verkehrsmittel 
werden die Freibetragsgrenze von 2000 
DM ohnehin kaum erreichen, so daß bei 
ihnen unter dem Strich nur die Preiser­
höhungen im Nahverkehr bleiben.

Bei den hohen Gehältern — zu ver­
steuernde Einkommen von jährlich 
60000 DM und mehr für Alleinstehende 
bzw. 120000 DM und mehr für Verhei­
ratete — wirken die Beschlüsse der Koa­
lition dagegen deutlich degressiv — un­
ter anderem deshalb, weil die Anhebung 
der Versicherungsbeiträge bei Einkom­
men über der Versicherungshöchstgren­
ze (4 875 DM bei der Krankenversiche­
rung, 6500 DM bei der Renten- und Ar­
beitslosenversicherung) in diesen Ge­
haltszonen deutlich geringer ausfallt. 
Hinzukommt, daß für solche Einkom­
menszonen im nächsten Jahr ein be­
trächtlicher Steuerabzug für Kinderbe­
treuung angekündigt ist, Fahrtkosten 
zum erheblichen Teil von der Firma ge­
tragen werden usw. usf. Für die Kapita­
listen schließlich und die ganz Reichen 
bleibt die Aufhebung der Vermögens­
und der Gewerbekapitalsteuer als erster 
Einstieg in die angekündigte ,.Unterneh­
menssteuerreform4

Die soziale Differenzierung der Löh­
ne und Einkommen soll also weiter zu­
nehmen, während der enorme Druck auf 
die Lohnabhängigen insbesondere in der 
Ex-DDR diese zur Annahme von 
schlechtestbezahlten und schwersten 
Arbeiten, oft verbunden mit extrem lan­
gen Anfahrtswegen, zwingt. Die seit 
1980 verfolgte Strategie der Anhebung 
der indirekten Steuern — also der Steu­
ern, die vor allem Leute mit geringen 
Einkommen treffen, Rentner, Arbeitslo­
se u.a. — bei gleichzeitiger Senkung der 
direkten Steuern, vor allem in den höhe­
ren Einkommensbereichen, wird nur 
vorübergehend verlassen: Bereits im 
nächsten Jahr soll an die Stelle der Lohn- 
und Einkommenssteueranhebung eine 
Anhebung der Mehrwertsteuer treten.

Für die Gewerkschaften steht damit 
für die Tarifauseinandersetzung fest: 
Lohnanhebungen von 6-7 % brutto wür­
den bei den jetzt gefaßten Regierungsbe­
schlüssen und der gegenwärtigen Teu­
erungsrate den Nettolohnstandard höch­
stens beibehalten — von der dringend 
notwendigen Anhebung der unteren 
Löhne bliebe keine Spur. — (rül)

Abgeordnete der CDU /CSU erwägen eine Klage vor dem Verfassungsgericht für den 
Fall, daß der von der FDP angekündigte Gesetzentwurf zur Strafverfolgung bei Ab­
treibungen Gesetz werde. Das hat der Thüringer CDU-Abgeordnete Nolte angekün­
digt. Die FDP gibt an, eine Fristenregelung anzustreben, und will diese auch gegen 
Unionsabgeordnete im Bundestag verabschieden lassen. — (rül; Bild: af/mz)

Schäubles Angebot bringt Verlust
Großdeutscher „Pakt der Vernunft“ schwächt ÖTV

Auf 4,1 % mehr Lohn, Gehalt und Aus­
bildungsvergütung will Bundesinnenmi­
nister Schäuble die Einkommenserhö­
hung 1991 für die Beschäftigten des öf­
fentlichen Dienstes in den westlichen 
Bundesländern begrenzen. Sein „zu­
sätzliches Angebot“ von Strukturver­
besserungen für Arbeiterinnen und Ar­
beiter, Pflegepersonal, technische An­
gestellte und Angestellte der Versor­
gungsbetriebe ist an Dreistigkeit kaum 
zu übertreffen. Diese Verbesserungen 
wurden bereits 1990 bzw. im Januar 
1991 vereinbart! Jetzt will Schäuble sie 
nicht nur auf die gewerkschafliche For­
derung anrechnen, sondern sie auch erst 
zum 1.4. in Kraft treten lassen. Für gar 
nicht so wenige würde dies Einkom­
mensverluste von mehreren hundert 
Mark im 1. Quartal 1991 bedeuten.

Schäuble macht sich damit die kata­
strophale Tarifpolitik des ÖTV-Tarif- 
sekretariats zunutze, das die Struktur­
verbesserungen zwar vereinbart, den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens aber nicht 
tarifiert hat.

Unmißverständlich griff Schäuble 
auch das Angebot der ÖTV-Vorsitzen- 
den Dr. Wulf-Mathies von einem „Pakt 
der sozialen Verantwortung“ auf, das 
diese im Zusammenhang mit der Einver­
leibung der ehemaligen DDR auf dem 
a.o. OTV-Gewerkschaftstag unterbrei­
tet hatte. Die Sozialminister aus Sachsen 
und Thüringen fordern bereits, daß nur 
ein Einfrieren der Löhne in West­
deutschland auf lange Sicht ein ausgegli­
chenes Lohnverhältnis in ganz Deutsch­
land gewährleisten könnte (1). Schäub­

les penetranter Hinweis auf die parallel 
laufenden Tarifverhandlungen im An­
schlußgebiet zielt in diese Richtung. Die 
Zusage von Dr. Wulf-Mathies, die in 
der ÖTV organisierten Beamten würden 
sich aus dieser Solidarität (sic meint, ei­
nen Arbeitsmarktbeitrag zu zahlen) 
nicht ausklinken (2), muß in diesem Zu­
sammenhang verheerende Folgen ha­
ben.

Gewerkschaftliche Solidarität ist et­
was anderes! Je besser es der Tarifbewe­
gung im Westen gelingt, sich durchzu­
setzen, umso besser sind auch die Er­
folgsaussichten für die Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst des Anschlußgcbie- 
tes und umgekehrt. Dem entspricht die 
Position der Gewerkschaft der Polizei 
(GdP), noch in diesem Frühjahr Ein­
kommenserhöhungen auf Zweidrittel- 
Niveau der vergleichbaren Westgehälter 
durchzusetzen und dafür die Tarifver­
handlungsrechte zu nutzen, solange es in 
den ostdeutschen Ländern noch kein 
Beamtenrecht gibt. Dem entspricht auch 
der Beschluß des a.o. ÖTV-Gewerk- 
schaftstages, die Voraussetzungen für 
den Einsatz aller gewerkschaftlichen 
Mittel zur Durchsetzung der Tarifforde­
rungen sowohl in den neuen als auch in 
den alten Bundesländern unverzüglich 
zu schaffen. Demgegenüber weiß aber 
die Presse zu berichten, daß Dr. Wulf- 
Mathies in einem Gespräch mit Journali­
sten 7 Prozent als „verhandlungsfahiges 
Angebot“ bezeichnete (3).
(1) Die Welt v. 15.2.1991, (2) Handelsblatt v. 
15./16.2.1991, (3) Neue Osnabrücker Zeitung 
v. 19.2.1991 - (kar)
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CSFR ein nächstes Opfer? 
Revanchisten erheben Anspruch 
Der Sprecher der Sudetendeutschen 
Landsmannschaft, Franz Neubauer, er­
klärte zum Abschluß der Bundesver­
sammlung laut „Stuttgarter Zeitung“ 
vom 25.2., seine Organisation beharre 
„nach wie vor darauf, daß die Vertrei­
bung nach 1945 und die Konfiszierung 
des Eigentums ehemaliger Deutscher in 
der Tschechoslowakei völkerrechtswid­
rig sind und aufgehoben werden müs­
sen. Den Sudetendeutschen solle ein 
Rückkehrrecht eingeräumt werden.“ 
Bei den bevorstehenden Verhandlungen 
zwischen der BRD und der CSFR dürfe 
nichts an den Sudetendeutschen vorbei 
entschieden werden. — (alk)

Niedrigere Agrarpreise 
und Landschaftspflegerprämien 
Die baden-württembergische Landesre­
gierung hat ein neues Agrarkonzept vor­
gelegt und wirbt jetzt dafür bei der Bun­
desregierung und der EG. Mit einem 
Kulturlandschaftsausgleich sollen „be­
sondere landschaftspflegerische und 
ökologische Leistungen der Bauern be­
lohnt werden“. Derjenige Landwirt, der 
z. B. Grünland extensiv nutzt (nur zwei 

Nutzungen jährlich), bekommt sieben 
Punkte pro Hektar, pro Punkt erhält er 
am Jahresende zehn Mark. Das Ministe­
rium rechnet mit Ausgaben von 74 Mil­
lionen Mark jährlich; das wären nicht 
einmal 700 Mark pro Betrieb. Der ba­
den-württembergische Landwirtschafts­
minister Weiser verknüpft das Konzept 
ausdrücklich mit dem Ziel einer 
„Marktentlastung“: Die Bauern müßten 
dieses Jahr mit Einkommenseinbußen 
von 20-25 % rechnen. — (alk)

EKD-„Anschluß“: Kritik der 
DDR-Kirchen an Staatskirche

Am 23./24.2. haben sich die EKD 
(West) und der Bund Evangelischer Kir­
chen aus der früheren DDR zu einem 
Verband zusammengeschlossen. Aus 
Kreisen der DDR-Kirchen war bis zu­
letzt Kritik an diesem „Anschluß“ laut 
geworden. Drei Kritikpunkte wurden 
von Vertretern des Kirchenbunds bis zu­
letzt vertreten: Erstens wandte man sich 
gegen die Übernahme der BRD-Militär- 
seelsorge. Die damit verbundene funk­
tionsrechtliche Unterordnung der Pfar­
rer unter die BRD-Militärhierarchie — 
1969 ein wichtiger Grund der Spaltung 
der EKD — wurde weiter abgelehnt — 
mit Erfolg: Die Übernahme der BRD- 

Regelung ist drei Jahre lang zurückge­
stellt. Auch die Kritik am staatlichen Re­
ligionsunterricht und an der staatlichen 
Kirchensteuereinziehung wurde von 
Vertretern des Kirchenbunds aufrecht­
erhalten, bekam aber keine Mehrheit. 
- (rül)

WEU-„Schnelle Eingreiftruppe“ 
mit BRD-Beteiligung angestrebt
Der Generalsekretär der WEU hat eine 
Unterstellung der WEU unter den Euro­
päischen Rat der Staats- und Regie­
rungschefs propagiert. Der frühere nie­
derländische Verteidigungsminister und 
jetzige WEU-Generalsekretär van Eeke- 
len brachte diesen Vorschlag in einem 
Gespräch mit EG-Kommissionspräsi­
dent Delors vor. Der Vorstoß des Gene­
ralsekretärs dürfte mit den großen 
WEU-Mächten — BRD, Frankreich, 
Italien und Großbritannien — abge­
stimmt sein. CDU-Generalsekretär 
Rühe schlug noch am gleichen Tag vor, 
die WEU solle eine „Schnelle Eingreif­
truppe“ bilden, der auch BRD-Verbän- 
de angehören sollten. Erst vor wenigen 
Tagen hatten Außenminister Genscher 
und der französische Außenminister 
eine Verstärkung der militärischen Zu­
sammenarbeit der EG gefordert. — (rül)

Bundesweite Schülerkonferenz 
gegen den Krieg am 2./3. März 
Das Schülerlnnen-Aktionskomitee ge­
gen den Golfkrieg und der Antifa-AK 
der Schülerinnenkammer Hamburg la­
den nach Hamburg zu der Konferenz 
ein. Der Aufruf, der erfreulich antiim­
perialistisch argumentiert und von der 
Schülerinnenkammer unterstützt wird, 
wurde von der Hamburger Schulbehör­
de zensiert, d. h. nicht über die Behörde 
verschickt. Deswegen und wegen der 
kurzen Vorlaufzeit von rund zwei Wo­
chen wird mit einer eher geringen Teil­
nehmerzahl und eher regionalem Cha­
rakter gerechnet. Trotzdem ist die Kon­
ferenz sehr wichtig, weil sie in AG’s ne­
ben Themen wie Kurdistan, Rolle der 
BRD, Medien, Aktionen vor Ort usw. 
auch Perspektiven weiteren Schülerpro­
tests gegen den Krieg, u.a. für geplante 
bundesweite Schüleraktionstage, erar­
beiten soll. Evtl, kann sie damit auch 
Entscheidungen der Sitzung der Bundes­
schülervertretung am nächsten Wochen­
ende inhaltlich vorbereiten. Die Konfe­
renz beginnt am Samstag um 9 Uhr in 
der Jahn-Schule, Lehmweg 14, Ham­
burg 13. Kontakt: über Schülerinnen­
kammer Hamburg, Telefonnummer: 
(040)2984-2634. - (uga)
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Aktuell in Lohnbewegung in der Metallindustrie
Bundeswehr-Einsatz im Ausland

Der Deutsche Bundeswehrverband hat 
sich gegen einen kriegerischen Einsatz 
der Bundeswehr außerhalb des NATO- 
Vertragsgebiets ausgesprochen, auch 
wenn diese, wie jetzt der Krieg am Golf, 
durch UN-Beschlüsse eingeleitet seien. 
Der stellvertretende Verbandsvorsitzen­
de Grodski: „Wir wollen nicht an 
Kampfhandlungen außerhalb des 
NATO-Bündnisgebietes teilnehmen ... 
Wir sehen uns nach den geschichtlichen 
Erfahrungen nicht als Weltpolizisten.“ 

. Der Verband sei aber bereit, an Frie­
denseinsätzen der UN-Blauhelme teilzu­
nehmen. Auch der stellvertretende SPD- 
Vorsitzende Lafontaine hat sich gegen 
Kampfeinsatze der Bundeswehr im Rah­
men z.B. einer „Schnellen Eingreif­
truppe der UNO“ ausgesprochen. Für 
eine solche Verfassungsänderung werde 
es in der SPD keine Mehrheit geben.

Öko-Rambo Töpfer
, Für ein sogenanntes Aktionsprogramm 

„ökologischer Aufbau Ost“ sieht Um­
weltminister Töpfer (CDU) 17 Milliar­
den Mark Förder- und Kreditmittel vor. 
Neben einer Kohlendioxydabgabe soll 

. auch eine Abfallabgabe erhoben wer­
den. Ende März soll hierzu eine Geset­
zesinitiative vorliegen. War früher nur 
von einer Sondermüllabgabe zu Lasten 
der Industrie die Rede, sollen auch die 
privaten Haushalte für den Hausmüll zur 
Kasse gebeten werden. Beim Thema der 
brennenden Ölfelder dient Töpfers 
„Ökologie“ dem Willen, im EG-Rah­
men als Weltpolizist mitzumischen: 
„Wir müssen schnellsten eine Öko-Ein­
greiftruppe bilden, ... eine Art Um- 
welt-GSG 9. (Ich habe) mich mit einer 
entprechenden Bitte an die EG gewandt. 
Denn an dieser Eingreiftruppe müssen 
sich alle Staaten beteiligen“, sagte Töp­
fer der „Bild“-Zeitung.

Rüstungskontrolle
Die SPD-regierten Bundesländer NRW, 
Schleswig-Holstein und Saarland haben 
am 17.2. im Bundesrat eine Initiative 
zum Rüstungsexport eingebracht. Dem­
nach soll im Grundgesetz ein Verbot ato­
marer, chemischer und biologischer 
Waffen verankert, die Exportkontroll­
praxis verschärft und die Kontrolle dem 
Wirtschaftsministerium entzogen wer­
den. Betriebliche Informanten über ille­
gale Rüstungsgeschäfte sollen arbeits­
rechtlich wirksameren Schutz erhalten, 
die Umstellung auf zivile Produktion 
staatlich gefördert werden. Am 22.2. 
kündigte Wirtschaftsminister Mölle­
mann eine „Verschärfung“ des bisheri­
gen Gesetzentwurfs der Koalition an. 
Die angekündigten Änderungen bezie­
hen sich auf das Strafmaß bei illegalen 
Waffengeschäften und erweiterte Kom­
petenzen des Zollkriminalamtes.

Verfassungspläne des Bundesrats
Der Bundesrat will auf seiner Sitzung 
am 1. März eine Kommission einsetzen, 

die die Vorstellungen des Bundesrats für 
Verfassungsänderungen formulieren 
soll. Der Kommission sollen die Regie­
rungschefs und je ein weiterer Vertreter 
jedes Landes angehören, Beschlüsse, 
bei denen jedes Land eine Stimme haben 
soll, sollen mit Zweidrittelmehrheit ge­
faßt werden. Die Arbeitsgruppe solle 
sich für eine Stärkung des Föderalismus 
einsetzen, heißt es.

Wiedergutmachung!
Bundesjustizminister Klaus Kinkel er­
klärte am 21.2. im Bundestag, daß die in 
der damaligen sowjetischen Besatzungs­
zone 1945-49 voigenommenen Enteig­
nungen leider nicht zurückgenommen 
werden könnten, daß jedoch Entschädi­
gungszahlungen zu leisten seien. Eine 
Kette von „Unrecht“ habe nämlich 
schon zwischen 1945 und 1949 Vorgele­
gen: „Allein in der Zeit von 1945 bis 
1949 seien zahllose Landeigentümer um 
3,3 Mio. ha land- und fortwirtschaftli­
chen Besitz und rund 7000 Unternehmer 
und Mittelständler um ihr Eigentum ge­
bracht worden, und das nur, weil sie 
einer Gesellschaftsschicht angehörten, 
der die kommunistische Ideologie die 
Existenzberechtigung abgesprochen 
hat.“

Schulzeit kürzer?
Die Kultusminister der Länder haben 
sich auf ihrer 2. „gesamtdeutschen“ 
Konferenz am 22.2. in Stuttgart-Hohen­
heim noch nicht auf die von reaktionärer 
Seite geforderte Verkürzung der Schul­
zeit geeinigt. Eine Amtschef-Kommis­
sion soll nun Vorschläge ausarbeiten, 
nach der Sommerpause soll dann eine 
Entscheidung gefallt weiden.

Mieten schnell rauf
Das Bundesbauministerium hat am 
20.2. die Fertigstellung von Entwürfen 
für eine Verordnung zur Anhebung der 
Grundmieten und für eine Änderung des 
Wohngeldgesetzes für die ex-DDR mit­
geteilt. Nach bisherigen Koalitionsver­
einbarungen sollte die Umlage der Be­
triebskosten auf die Mieter ab 1.4., die 
Anhebung der Mieten Zum 1.10.1991 
erfolgen. Nun soll ein einheitlicher Ter­
min für alle einschlägigen Änderungen 
im Sommer (evtl. August) gefunden 
werden. Die frühere Anhebung der 
Grundmieten soll „wohnungswirt­
schaftliche Investitionen rascher in 
Gang“ bringen.

Was kommt demnächst?
Am 1. März, findet die nächste Tagung 
des Bundesrats statt. Auf der Tagesord­
nung steht u.a. die Einsetzung einer 
Kommission, die die Ländervorschläge 
zur Verfassungsreform ausarbeiten soll. 
Bis zum 8. März will die Koalition ihre 
Steuererhöhungspläne endgültig be­
schlossen haben. Nächste Bundesratssit­
zung, auf der diese Pläne dann von den 
Ländern gebilligt werden müßten, ist am 
22. März.

Widerstand gegen Flexibilisierung und Differenzierung formiert sich

Die Entwicklung der Forderungslage 
der IG Metall und anderer Gewerkschaf­
ten ist aufschlußreich und ermutigend. 
Die Tarifkommissionen der IG Metall 
haben mit der 10%-Forderung die Lohn­
frage in den Mittelpunkt gerückt. Erst­
mals haben alle Thrifkommissionen die 
Forderung mit einem Mindestbetrag, 
zumeist 270/280 DM, versehen. Der 
Vorstand, der zunächst erklärtermaßen 
keine zusätzliche „Belastung“ der Ta­
rifbewegung mit Sockel- oder Mindest­
forderungen wollte, hat die Forderun­
gen der Thrifkommissionen beschlos­
sen. Die Textilgewerkschaft, die tradi­
tionell an einer Niedriglohnfront 
kämpft, hat mit 10%, mindestens 240 
DM, nachgezogen. Trotz früherer Nie­
derlagen bei Mindestforderungen — zu 
mehr als Einmalzahlungen ohne dauer­
hafte Wirkung auf die Lohnstruktur hat 
es nie gereicht — rücken die Tarifkom­
missionen den Mindestbetrag fest durch­
weg in den Mittelpunkt und setzen ihn so 
hoch an, daß mehr Beschäftigte als frü­
her davon erfaßt sind.

Mit den Mindestforderungen wird ein 
Herzstück der Ideologie und praktischen 
Politik der Unternehmen und ihrer Ver­
bände angegriffen: daß wer gut verdient, 
eben mehr leiste und deswegen bei 
Lohn- und Gehaltserhöhungen besser zu 
stellen sei als der Teil der Belegschaften, 
der schlecht verdient, angeblich wenig 
leiste und deshalb durch niedrige Ab­
schlüsse zu mehr Leistung anzuhalten 
sei. Die Einschätzung des Stuttgarter 
Bezirksleiters Riester dürfte stimmen, 
daß Mindestforderungen nicht am Ver­
handlungstisch, sondern nur mit Kampf­
maßnahmen durchzusetzen sind.

Woher rührt die breite und entschie­
dene Meinung, zum Beispiel in der 
NRW-Tarifkommission: „Ohne Min­
destbetrag keinen Tarifebschiuß“ ? (1) 
Offenbar verstärkt sich eine Tendenz, 
die schon im letzten Jahr zu spüren war, 
als die Forderung nach der 35-Stunden- 
Woche erstmals mit Forderungen gegen 
die Flexibilisierung der ArbeitsVerhält­
nisse gekoppelt war: Eine Gegenbewe 
gung gegen Flexibilisierung und Diffe­
renzierung formiert sich. Inzwischen 
kennen viele aus eigener Anschauung, 
aus der Familie oder aus dem Bekann­
tenkreis flexibilisierte Arbeitsverhält­
nisse, Arbeit zu ungünstigen Zeiten, in 
Teilzeit, befristet, in Leiharbeit usw. 
Die Verausgabung von Arbeitskraft ist 
groß und häufig ruinös, trotzdem und 
gerade deshalb reichen die Einkommen 
für die Lebenshaltung nicht aus. Die 
Zahl der Verlierer in der sozialen Diffe­
renzierung entpuppt sich als größer, als 
früher vielfach erwartet worden war.

Var zehn Jahren wurde „neue Ar­
mut“ registriert und mit dem Verlust des 
Arbeitsplatzes, mit Dauerarbeitslosig­
keit, Krankheit usw. in Verbindung ge­
bracht. Inzwischen erweist sich, wie 
auch die IG Metall berichtet hat, daß 
Armut weit in den Kreis der Menschen 
in Beschäftigungsverhältnissen hinein­
reicht. (2) Das betrifft vor allem die Be­
schäftigten in den unteren Lohngruppen, 
aber nicht nur sie. Besonders in den gro­
ßen Städten reicht vielfach auch der 
Facharbeiteriohn nicht mehr aus, die 
Lebenshaltung zu decken. Die hohe 
Mindestforderung, die weit in den Fach­
arbeiterbereich hinein wirkt, ist offen­
sichtlich eine Antwort darauf.

300 DM Pauschalzahlung ab 1 Oktober war der Abschluß der Tarifbewegung 1990 in 
der Metallindustrie der damaligen DDR (Bild). Der Präsident des Unternehmerver­
bandes Gesamtmetall, Stumpfe, befand: „Der erste freie Tarifabschluß der ostdeut­
schen Metall- und Elektroindustrie kann auf keinen Fall Vorbild für die nachfolgenden 
sein“. Hohe Mindestforderungen im Westen können mithelfen, daß er sich irrt.

Die Bundesregierung verschärft (he, 
Entwicklung noch. In den ersten Mot 
ten nach der Annexion der DDR hat * 
kaum verhüllt die Bereicherung im We 
sten auf Kosten des Ostens angestacfe 
und vielen dabei Begünstigung in Aus 
sicht gestellt. Das ist jetzt vorbei. Sieer 
höht Massensteuern, mögiicherwös 
gleich mehrere und in großem Ausnu 
Zu den höheren Steuern kommt die Tet 
erung, die sie auslösen. Die Regierer 
sorgt dafür, daß nur die großen Profiten 
re der Annexion unter dem Strich giär, 
zend herauskommen, während viel- 
Menschen auch im Vesten für die Ex 
pansionspoiitik bezahlen müssen.

Kann sich die Lohnbewegung behaup 
ten angesichts konjunktureller Ab 
Schwächungstendenzen, angesichts der 
krassen West-Ost-Spaltung von Kon­
junktur und Arbeitsmarkt innerhalb der 
BRD, angesichts der verstärkten Groß 
macht- und Kriegspolitik des büigerii 
chen Lagers, das mit der Unterdrück!»? 
von Arbeitskampfmaßnahmen lieb 
äugeln wird? Ein Streik für eine hob? 
Lohnforderung und für hohe Mindestbe 
träge ist dennoch möglich. Die betrieWi 
ehe Unterstützung dafür ist stark, uni 
die aktuellen betrieblichen Bestrebt» 
gen für Lohnverbesserungen können in 
einer Tarifbewegung zusammenflfeben 
Zugleich sind die Kapazitäten der Unter 
nehmen über weite Strecken extrem aus 
gelastet. Die Konzerne der BRD versu 
chen, die stärkeren Rezessionsersche; 
nungen in anderen Ländern für eigen- 
Markierweiterungen auszunutzen. Sie 
sind gegen Arbeitskampfmaßoahinr 
deshalb nach wie vor empfindlich.

Auch die großen Probleme in den öst­
lichen Bundesländern müssen die Tarif 
bewegung West nicht unmöglich ma 
eben. Die gewerkschaftlichen Fordenm 
gen im Osten weiden in diesem und io 
den nächsten Jahren vielfach an die 
Westtarife gekoppelt sein (1991 in der 
Metallindustrie: 65 % der Westlohntari 
fe). Eine erfolgreiche Lohnbewegung 
West erleichtert die Anhebung der unte 
ren Lohnmarke im Osten.

Und die Lage in der IG Metall selber? 
Der Vorstand hatte die Tarifbewegung 
1991 wohl nur als einen Zwischenschrit! 
vorgesehen nach der abgeschlossener 
Kampagne für die 35-Stunden-Woche 
und vor einer für die kommenden Jahre 
geplanten Kampagne für einen gemein 
samen Entgelttarifvertrag für Arbeiter 
und Angestellte. Monatelang hat er in 
der gewerkschaftlichen Diskussion Bor 
derungen nach Festgeid-. Sockel- und 
Mindestbeträgen mit dem Hinweis auf 
einen künftigen Entgeltvertrag vertrii 
stet. Die Tarifkommissionen sind ihm 
nicht gefolgt, sondern bestehen auf der 
Veränderung der Lohnstruktu ren jetzt 
Die Arbeiterbewegung hat eine Chane, 
sich wieder Gehör zu verschaffen.

Quellen: (I) metall Nachrichten NRW Nr. 1. 
(2) metail Nr. 19/90 - (rok)

6000 Beschäftigte gingen in Leipzig auf die Straße
Bei der Treuhand geht in den neuen Bundesländern jetzt scheinbar planieren vor sanieren

Saisonarbeit von Nicht-EG-Bürgem
Kurzzeitbeschäftigung im Hotel- und Gaststättengewerbe

Trotz klirrender Kälte marschierten Mitte Februar die Be­
schäftigten der beiden Leipziger Betriebe VTA und Kirow 
in die Innenstadt, um ihren Protest gegen die permanente

Konzeptionslosigkeit des Vorstandes der TAKRAF-AG, 
ehemals Kombinat TAKRAF (Tagebauausrüstungen, Kra­
ne und Förderanlagen), Nachdruck zu verleihen.

Bis Ende 1991 will Treuhandchef Roh- 
wedder die Ex-DDR „besenrein“ ha­
ben. Wie das aussieht, haben in den letz­
ten Tagen die Werktätigen der Neptun- 
Werft, der Interflug, des Automobilwer­
kes Eisenach, des Zeiss-Werkes und vie­
ler anderer deutlich zu spüren bekom­
men. Arbeitslosenquoten von 50 % und 
mehr sind in vielen Gegenden der Ex- 
DDR schon Realität. Immer deutlicher 
wird der Protest gegen diese Entwick­
lung. Nur schwer ist einzusehen, daß 
sich die Herren aus dem Westen am ein­
stigen Volkseigentum gesundstoßen, 
sich damit gleich die Konkurrenz in eini­
gen Bereichen vom Halse schaffen und 
für die ehemaligen Besitzer nur der Weg 
zum Arbeitsamt bleibt.

Auch in Leipzig zeigte sich, die Hoff­
nungslosigkeit von mindestens 23000 
Beschäftigten im ehemaligen Kombinat 
TAKRAF, am 1. Juli nur noch den Weg 
zum Arbeitsamt zu haben, erzeugt ein 
explosives Gemisch. (An diesem Tag 
endet der von der IG Metall 1990 ausge­
handelte Kündigungsschutz.) Ein Spre­
cher der IG Metall brachte den Willen 
der Demonstranten zum Ausdruck: 

„Wir wehren uns entschieden gegen ei­
nen radikalen Arbeitsplatzabbau in der 
TAKRAF-AG ohne vorherige Konzepte 
und Sozialpläne.“

Gerade das Beispiel der TAKRAF- 
AG zeigt, wie die Wirtschaft der Ex- 
DDR systematisch zerstört wird. Die 
Erzeugnisse dieses Kombinates, zum 
Beispiel Eisenbahndrehkrane, waren 
bisher durchaus weltmarktfähig.

Das Strickmuster ist überall das glei­
che. Ist das Erzeugnis in Ordnung, muß 
die in der bisherigen Mangelwirtschaft 
begründete Produktionstiefe herhalten. 
Das heißt der Umstand, daß ein Kombi­
nat bisher vom Rohmaterial bis zum 
Endprodukt alles allein gemacht hat, um 
nicht von störanfälligen Zulieferungen 
abhängig zu sein, wird genutzt, um mit 
der Begründung der notwendigen Wirt­
schaftlichkeit einen Teil der Betriebe 
oder Betriebsteile aus dem Verbund her­
auszutrennen. Diese sind dann allein 
nicht lebensfähig, die Konkursmasse 
wird zu entsprechend günstigen Bedin­
gungen verkauft. Diese Zukunft droht 
auch einem Teil der TAKRAF-Betriebe. 
Von bisher 30000 Beschäftigten sollen 

nur noch 7000 Beschäftigte ihre Arbeit 
behalten. Die zweite Möglichkeit be­
steht darin, durch schnell wechselnde 
Konzepte (oder überhaupt keine) die 
Marktfähigkeit der Produkte zu hem­
men, so bei VTA, dessen Gabelstapler 
mal zur Messe sollten, eine Woche spä­
ter wieder nicht usw. Oder man denkt 
sehr lange und intensiv darüber nach, 
ob, so bei TAKRAF, die gefragten Kra­
ne in Leipzig, oder lieber in Eberswalde 
oder in Kothen gebaut werden. Wenn 
man lange genug gedacht hat, ist keiner 
der Betriebe mehr in der Lage, über­
haupt noch zu produzieren.

Wenn dies alles nicht hilft, gibt es ja 
immer noch die unklaren Eigentumsver­
hältnisse bei Grund und Boden, mit de­
nen man potentielle Käufer abschrecken 
kann. Die Zeit arbeitet allenfalls für die 
Treuhand.

Auf der Leipziger Demo der TA- 
KRAF-Beschäftigten hieß es auch, daß 
die Treuhand bisher 2,5 Milliarden DM 
kassiert hat. Keiner kann sagen, wo bis­
her nur 1 DM von diesem Geld für die 
Sanierung der ostdeutschen Betriebe 
aufgewendet wurde. — (sta) 

Ab Januar 1991 können im Hotel- und 
Gaststättengewerbe Arbeitsverträge 
über drei Monate mit ausländischen 
Arbeitskräften aus Nicht-EG-Staaten 
abgeschlossen werden.

Diese Saisonarbeitsverträge waren 
bisher nur in der Landwirtschaft erlaubt. 
Z.B. wurden in 1990 in Baden-Würt 
temberg zur Spargel-, Erdbeer- und 
Obsternte sowie zur Weinlese rund 
50000 Saisonarbeitsverträge geneh­
migt. Hauptsächlich wurden Leute aus 
Polen und aus Jugoslawien als Saisonar­
beitskräfte angeheuert. Die übliche Ent­
lohnung bei der Weinlese. 40 bis 50 
Mark am Tag und warmes Essen. Asyl­
bewerber, die illegal als Saisonkräfte 
beschäftigt werden, bekommen in Ra­
statt bei der Erdbeerernte vier Mark in 
der Stunde, die Hin- und Rückfahrt mit 
dem Bus des Bauern kostet sie vier 
Mark.

Von Seiten der Bundesregierung fin­
den z. Zt. Verhandlungen mit der polni­
schen Regierung über ein Kontingent 
von Saisonarbeitern für die Landwirt­
schaft und das Hotel- und Gaststättenge­
werbe statt. Im Gespräch sind 70000 
polnische Saisonarbeiter. Weiter soll 
ohne feste Kontingente die Arbeit von 
polnischen Studenten in den Semesterfe­
rien freigegeben werden. Weitere Ver­

handlungen finden mit Ungarn. Jugosh 
wien und der CS FR statt. Die Arbeit* 
ämter werden die Vermittlung der Ar 
beitskräfte übernehmen.

Mit der Regelung von Saisonarbeit* 
Verträgen für Nicht-EG-Bmger wenk 
die bestehenden Tarifverträge im Hotel 
und Gasisiättcngewerbe erstmals per 
Rechtsverordnung ausgehebeh Die Ta 
rifverträge sind für Hotels und Gaststil 
len allgemeinverbindlich. Sie erstreckt 
sich u.a. auch über Arbeitszetten unu 
deren Ausgleichszeiträume lm Hotel 
und Gaststättengewerbe ist bekanodi«. 
ein hoher Arbeitsanfall am Abend, in der 
Nacht sowie an den Wochenende 
Auch ist die Arbeitszeit tagsüber oft « 
teilt, d.h. Arbeit bis mittags, dann cm 
weiter am späten Nachmittag bis in dk 
Nach! hinein. Dafür müssen bestimm:. 
Zuschläge gezahlt, bestimmte Ans 
gleichszeiten zur Erholung gewährt wer 
den. Es gelten auch tarifliche Künd: 
gungsfristen usw., von den Tariflöhne 
und -gehältem ganz zu schweigen De: 
ganze Rechtsschutz. den diese Tarifver 
träge geben, ist durch den Saisonartx; 
terstatus hinfällig. für diese nicht durri: 
setzbar.
Qudlenhinweis IHK Nachrichten Nonftete. 
11/90: Aiig. Hotel- und Gaslstiften-ZäMt
26.1. und 23.2 .91 - (nib)



□olitische Berichte 5/1991 Aktuelles aus Politik und Wirtschaft Seite 3

Ein Platz auf den Schlachtfeldern weltweit?
Kampf um Verfassungsänderung / Die neue Großmacht will Deutsche an jeder Front / In Kurdistan sind sie schon

Die Informationsnetz werke der westlichen Weit werden vom 
Kriegszweck regiert. Gezielte Lügen, Falschmeldungen. Informa- 
tionsunterdrückung und einseitige Auswahl bestimmen das Bild. 

Dennoch treten mit der Entwicklung des Geschehens die Ziele der 
beteiligten Parteien immer deutlicher hervor. Die BRD ist in die­
sem Krieg ein Nebenschauplatz, allerdings ein Schauplatz, auf 

dem wir handeln müssen. Dazu ist es dann auch nötig, den schwer 
faßbaren Frontverlauf in diesem Konflikt so gut es geht nachzu­
zeichnen. — (maf, scc)

In einem Interview, in der Zeit vom 
22.2.191 veröffentlicht, antwortet der 
türkische Präsident Özal auf die Frage: 
..Sie werden also unter keinen Umstän­
den in einen Landkrieg eintreten?“ ..Es 
gibt gewisse Umstände. Einer wäre ein 
Angriff seitens des Irak. Zweite Mög- 
•Khkeit: wenn jemand versucht, einen 
Kurdenstaat zu bilden. Dann werden wir 
intervenieren.’*

Daß der Irak Verteidigungsmaßnah­
men gegen die Türkei ergreift, von de­
ren Gebiet US-Flugzeuge Angriffe flie­
gen. ist nach Beginn des Bodenkrieges 
noch unwahrscheinlicher als vorher. Ei­
nen realen Hintergrund hat die Kriegs­
drohung Özals allerdings, soweit sie 
sich auf die Bildung eines Kurdenstaates 
bezieht. Die Imperialisten haben — die 
freimütigen Erörterungen von Politikern 
und Experten aller Art in den ersten Ta­
gen des Bodenkrieges machten es deut­
lich — weitreichende Pläne für die Be­
setzung und Zerstückelung des Iraks 
nach dem von ihnen erwarteten Endsieg. 
In diesen Plänen spielt auch die Abtren­
nung des kurdischen Teils des irakischen 
Territoriums eine Rolle. Aber sie kön­
nen sich ihres Einflusses auf die kurd­
ischen Organisationen im Irak keines­
wegs sicher sein und müssen befürchten, 
daß sich die kurdische Befreiungsbewe­
gung im Irak mit der im türkisch besetz­
ten Teil verbindet und die imperialisti­
sche Kontrolle über die Region des Mitt­
leren Ostens nicht gestärkt, sondern ge­
schwächt wird. Die türkische Kriegs­
drohung ist die Kehrseite der Lockungen 
und Versprechungen, mit denen die Im­
perialisten kurdische Politiker aus dem 
Irak an sich zu binden versuchen.

Ungeachtet aller Forderungen zum 
Rückzug und ungeachtet der Tatsache, 
daß jede Äußerung des türkischen Präsi­
denten den aggressiven Zweck der Sta­
tionierung und den Rechtsbruch der 

Bundesregierung offenkundiger ma­
chen, zieht diese die in den türkisch be­
setzten Teil Kurdistans verlegten Bun­
deswehreinheiten nicht zurück. In Ver­
folgung einer traditionellen Expansions­
richtung des deutschen Imperialismus 
will sie bei der angestrebten Neuauftei­
lung der Region ein gewichtiges Wort 
mitsprechen. Deshalb hat sie die Bun­
deswehr nach Kurdistan verlegt, und 
deshalb soll die Bundeswehr in Kurdi­
stan bleiben.

Derweil ist die Bundesregierung mit 
einer fast schon beispiellosen Dreistig­
keit bemüht, ihre illegalen Handlungen 
zu legalisieren: Die den Einsatz der 
Bundeswehr beschränkenden Verfäs- 
sungsbestimmungen sollen kurzfristig 
geändert werden. Dabei scheinen sich 
die Koalitionsparteien inzwischen auf 
die Linie vereinheitlicht zu haben: Bun­
deswehr soll nicht nur für sogenannte 
UN-Friedensmissionen bereitgestellt 
werden, sondern auch in Kampfeinsät­
zen unter UN-Kommando sowie — so 
gibt das Handelsblatt (25.2.91) ein Ge­
spräch mit Bundesjustizminister Kinkel 
wieder — „zur Durchsetzung von UN- 
Resolutionen wie derzeit im Golfkrieg“ 
zum Zuge kommen.

Allgemein also will die deutsche Mo­
nopolbourgeoisie die verfassungsrecht­
liche Grundlage für den weltweiten Ein­
satz ihrer Gewalt schaffen. Unmittelbar 
und ganz konkret will sie den Einsatz der 
Bundeswehr zur Kontrolle über jenen 
Teil des Mittleren Ostens durchsetzen, 
der für die weitere Entwicklung der gan­
zen Region von überragender Bedeu­
tung ist : über Kurdistan (und letztlich 
auch über die Türkei).

Jedoch ist die politische Reaktion mit 
einer Reihe von Widerständen unter­
schiedlichster Art konfrontiert, selbst 
aus dem bürgerlichen Lager; die not­
wendige parlamentarische Zwei-Drittel­

Mehrheit ist der Verfassungsänderung 
noch lange nicht sicher. Diese Situation 
birgt für die Bundesregierung ein Risi­
ko, weil sie den Verfassungsbruch weit 
getrieben hat. Mit Finten und Lügen ver­
sucht sie, zugleich den Widerstand zu 
desorientieren und eine Auffangstellung 
zu errichten für den Fall, daß sie mit der 
Verfassungsänderung scheitert.

Es gehe um eine Grundgesetzände­
rung, „um auch den letzten rechtlichen 
Zweifel an einem Einsatz der Bundes­
wehr im Rahmen von UN-Missionen zu 
beseitigen“, gibt das Handelsblatt Ju­
stizminister Kinkel wieder. Daß dieser 
lapidare Satz tatsächlich bedeuten soll, 
daß die politische Reaktion dabei ist, 
eindeutige Verfassungshindemisse völ­
lig wegzuinterpretieren — vorerst bis 
auf einen „letzten Zweifel“ —, wird aus 
einem Kommentar des Redakteurs der 
Süddeutschen Zeitung Prantl ersichtlich. 
Der schlägt vor, daß das Bundesverfas­
sungsgericht die Sache klarstellt.

Prantl, so ist zu erinnern, brachte vor 
fast exakt einem Jahr als erster Artikel 
23 GG als den Weg zur Annexion der 
DDR in die öffentliche Diskussion. Er 
testete damals für die Bundesregierung 
die Wirkung der nach innen gerichteten 
Lüge, die Annexion der DDR durch die 
BRD läge in der freien Entscheidung der 
DDR und allein dort, und die Wirkung 
der gegen die DDR gerichteten Dro­
hung, gegebenenfalls würde Teil für 
Teil aus der DDR herausgelöst und an 
die BRD geklebt. (Süddtsch. Ztg., 
7.2.90) — Wie bekannt, wurde das UN- 
Mitglied und Völkerrechtssubjekt DDR 
im folgenden unter Anwendung von Ar­
tikel 23 GG ausgelöscht.

Jetzt also veröffentlichte Prantl in der 
Süddeutschen Zeitung einen Artikel, der 
die Überschrift trägt: „Wenn die UNO 
ruft: Die Deutschen an jeder Front“. 
Offenbar will er die Wirkung der Lüge 

testen, der weltweite Einsatz der Bun­
deswehr liege im ausschließlichen Er­
messen der UNO und sei durch Völker­
recht sozusagen schon geregelt:

„Wenn die UNO es wirklich will, müs­
sen die Deutschen an jede Front — sei 
diese im Mittleren Osten oder in Hinter­
indien. Die deutsche Politik verschließt 
davor die Augen, weil sie einen Grund­
satz zum Dogma erhoben hat. Der 
Grundsatz lautet: ,Der Einsatz deut­
scher Truppen außerhalb des NATO-Ge- 
biets ist unzulässig. ‘ Bei der Dogmati- 
sierung dieses Satzes wurde aber eine 
Ausnahme übersehen: Würde der Si­
cherheitsrat der Vereinten Nationen ei­
nen militärischen Beitrag der Bundesre­
publik verlangen — sie könnte sich die­
ser Verpflichtung nicht entziehen.

Die Vereinten Nationen haben das 
Recht, jeden Mitgliedsstaat für , kollekti­
ve Zwangsmaßnahmen' völkerrechtlich 
zu verpflichten. Kapitel VII der UNO- 
Charta regelt die Voraussetzungen:

1. Der Sicherheitsrat stellt den Frie­
densbruch fest, brandmarkt also den 
Aggressor. 2. Er benennt die notwendi­
ge Hilfe, die er deshalb von einem Mit­
glied der Vereinten Nationen verlangt. 
Hielte der Sicherheitsrat also deutsche 
Soldaten für erforderlich — es wäre völ­
kerrechtliche Pflicht, sie zu stellen. Die 
Deutschen haben sich durch ihre Mit­
gliedschaft in der UNO in die Pflicht ge­
nommen. Artikel 24 Absatz 2 des Grund­
gesetzes (1) hat es ihnen erlaubt, sich 
diese Pflicht aujzuerlegen.“

Prantl unterschlägt unter 2. die ent­
scheidende Bedingung. Artikel 43 der 
UN-Charta hält nämlich ausdrücklich 
fest, daß die Mitgliedstaaten den vom 
UN-Sicherheitsrat eingeforderten Bei­
trag „nach Maßgabe ihres Verfassungs­
rechts“ leisten. Prantl lügt deshalb 
schlichtweg, wenn er schreibt: „Von 
dieser Last können sie sich nicht da­

durch befreien, daß sie auf angeblich 
entgegenstehende Verfassungsvor­
schriften verweisen: Im Völkerrecht gilt 
der Satz, daß kein Staat sich auf seine 
Verfassung berufen kann, um sich einer 
völkerrechtlichen Pflicht zu entledi­
gen.“ Die Maßgabe-Klausel des Arti­
kels 43 besagt gerade, daß der UN-Si­
cherheitsrat die BRD zu nichts ver­
pflichten kann, was zu leisten ihr durch 
die Verfassung untersagt ist. Der Bun­
deswehreinsatz im UNO-Auftrag oder 
mit UNO-Empfehlung fallt darunter wie 
überhaupt jede Beteiligung an einem 
Angriffskrieg und also auch der militäri­
sche Einsatz gegen eine Befreiungsbe­
wegung gleich wo.

Enthielte Kapitel VII der UNO-Charta 
die Klausel „nach Maßgabe ihres Ver­
fassungsrechts“ nicht, dann wären die 
souveränen Staaten bloße Verfügungs­
masse einer Handvoll Großmächte.

Das Wegdiskutieren dieser Klausel 
zeigt an, daß sich die BRD, das wieder­
vereinigte Deutschland, unter diese 
Großmächte zählt. Der Anspruch auf ei­
nen ständigen Platz im Sicherheitsrat 
wurde gerade in diesen Tagen erneut an­
gemeldet. Mit Schwindelpropaganda 
und Rechtsbrüchen kämpft die neue 
deutsche Großmacht darum, ihren Bür­
gern einen Platz auf den Schlachtfeldern 
imperialistischer Kriege zu verschaffen. 
Der Widerstand mag gegenwärtig noch 
wenig entwickelt erscheinen; doch um­
gekehrt ist lange nicht entschieden, daß 
die herrschende Klasse eine hinreichen­
de politische und soziale Basis für dies 
wahnwitzige Ziel gewinnen kann.
(1) Dieser lautet: „Der Bund kann sich zur 
Wahrung des Friedens einem System gegenseiti­
ger kollektiver Sicherheit einordnen; er wind 
hierbei in die Beschränkungen seiner Hoheits­
rechte einwilligen, die eine friedliche und dauer­
hafte Ordnung in Europa und zwischen den Völ­
kern der Welt herbeiführen und sichern.“

Zum Verlauf der Fronten im Golfkrieg
1. Der Golfkrieg — 
ein Krieg zwischen Staaten
1.1. Der irakische Staat, d.i. wesentlich 
Armee. Behörden und mit dem Staatswesen 
verschmolzene Wirtschaftsverbände, strebt 
mit diesem Krieg nach regionaler Hegemo­
nie. Zur Begründung dient die Vision eines 
großarabischen Wirtschaftsraums, der ge­
führt durch irakisches Staatswesen eine Ent­
wicklungschance haben soll.

Nachdruck und Anziehungskraft dieses 
Konzeptes sind Folge realer Erfahrungen. 
Unter den Bedingungen des Weltmarktes 
konnten sich die arabischen Staaten auch 
dann nicht entwickeln, wenn sie auf große 
natürliche Reichtümer zurückgreifen konn­
ten. Die Ausweitung des inneren Marktes 
durch Verschmelzung von Staaten und die 
damit konkret verbundene Möglichkeit, 
wieder höhere Ölpreise zu erzielen, erschei­
nen plausibel, auch den verarmten arabi­
schen Massen.

1.2. Die Staaten von Kuweit, den Emira-
■ len, Saudi-Arabiens kämpfen um die Exi­

stenz. Ihre herrschende Klasse entstammt 
der arabischen Kultur und Geschichte, ba­
siert aber auf dem Ausverkauf von Öl an die 
Industriestaaten des Nordens. Sie ist eine 
Klasse hochmoderner Machthaber. Die so­
zialen Gegensätze in diesen Ländern sind 
hochmodern, Lohnarbeit gegen Konzern­
herren.

1.3. Staaten wie Ägypten und Syrien er­
leben die Entwicklungskrise fest noch schär­
fer, da sie durch Einnahmen aus Rohstoff­
ausverkauf kaum gemildert werden kann. 
Da die Entwicklung der Volkswirtschaften 
des Mittleren Ostens konkret sehr unter­
schiedlich ist, sehen sie nicht, wie sie zu ei­
nem einheitlichen Regionaistaat verschmel­
zen könnten, sie sehen in diesem Zusam­
menhang nur Unterordnung drohen. Sehr 
real hat ja der irakische Staat in seinem Inne­
ren gezeigt, daß er nationale Interessenun­
terschiede sogar mit Giftgas — siehe Kurdi­
stan — zugunsten eines Staatsvolkes oder ei­
ner herrschenden Klasse bearbeitet.

1.4. Für die imperialistischen Mächte,
I v.a. die USA. ist die Kontrolle über Ölpreis 

und -verbrauch grundlegend mit der Kon­
trolle der Weltwirtschaft verbunden. Über 
den Ölpreis läßt sich die Unabhängigkeit na­
tionaler Volkswirtschaften korrumpieren, 
können Staaten, die sich auf den Weltmarkt 
gestützt entwickeln wollen, erdrosselt wer­
den. Den politischen Anspruch von Roh­
stoffländern. sich aufgrund dieses Reichtu- 
mes zu entwickeln, begreifen die Imperiali­

sten als Angriff auf ihre Existenzbedingun­
gen. Sie kämpfen.

1.5. Der israelische Staat spielt in der Re­
gion die Rolle einer US-Gamison. Die israe­
lische Gesellschaft hat die Laufbahn einer 
Apartheid-Gesellschaft eingeschlagen. In 
immer größerem Maßstab unterdrückt und 
diskriminiert sie diejenigen, auf deren fest 
schon halbversklavter Arbeit sie immer 
mehr beruht: die Palästinenser. Hinzu 
kommt wohl, daß die Wunder der Wüsten- 
kultivation, von der die antiarabische Unfa- 
higkeitshetze lebt, sich als ökologisch ziem­
lich problematisch, eine Abart von Raub­
bau, herausstellen.

1.6. Zwischen diesen kämpfenden Staa­
ten und im Gegensatz zu ihnen stehen Völ­
ker, die wie Palästinenser und Kurden um 
nationale Befreiung kämpfen. Für sie gibt es 
nur die Alternative: Eigenstaatlichkeit oder 
Untergang. Für Versuche, sich unter dem 
Schutz einer regionalen Hegemonialmacht 
zu entwickeln, haben sie nur bluten müssen.

Im Golfkrieg führen bei allen Beteiligten 
die herrschenden Klassen das Ruder.

Ein Krieg gegen den Imperialismus — 
aber kein Volkskrieg
Irak z.B. konnte die Angliederung Kuweits 
keineswegs als Erfüllung der Ziele einer 
Volksbewegung ausgeben, er ist in diesen 
Klassenstaat und dessen Konflikte als Okku­
pant eingebrochen.

Die Tatsache der Okkupation hat das krie­
gerische Geschehen weitestgehend geprägt. 
Die irakische Armee war nicht in der Lage, 
gestützt auf die Bevölkerung zu operieren, 
sie befand und befindet sich als Besatzerar­
mee im Gegensatz auch zu jenen Teilen der 
Bewohner Kuweits, die die Scheichs nicht 
zurücksehnen dürften.

Und das wirkt auf den Zustand der iraki­
schen Armee zurück. In den Bodenkämpfen 
hat diese Armee eine Chance, wenn und so­
weit es ihr gelingt, die imperialistischen 
Stoßtruppen auseinanderzuziehen, sich 
überrollen zu lassen, im Rücken des Geg­
ners sich wieder zu erheben, ein tief zerglie­
dertes Gefechtsfeld zu schaffen, auf dem 
auch der Druck der Luftüberlegenheit ge­
mildert worden wäre. Das wurde auch ver­
sucht. Glücken konnte es nur dann und so­
weit, wie sich die Truppen als Repräsentan­
ten sozialer Interessen und sozialer Klassen 
real begreifen können, die ihr Ziel aus eige­
nem Interesse verfolgen. Wo das nicht gege­
ben ist, führt diese Gefechtsweise zu Kapitu­
lation.

Mit einem Wort: Die Realität der Herr­
schaft der Baath-Partei Iraks entmutigte. 
Hier besteht indessen ein Spannungsverhält­
nis zwischen den Schrecken der Baath-Herr- 
schaft und der noch schlimmeren Aussicht, 
kolonialisiert zu werden.

Einen Volkskrieg konnte Irak nicht füh­
ren, weil der irakische Staat nicht fähig, 
mindestens nicht willens war, die sozialen 
und politischen Interessen der gesamten Be­
völkerung zu achten. Im Krieg der Staaten 
ist Irak zu schlagen.

Die imperialistischen Armeen — 
Kriegsvölker neuen Typs
Daß ein Land wie die USA, ohne unmittel­
bar bedroht zu sein, eine so große Men­
schenmenge in einen Kampf auf Leben und 
Tod hetzen kann, ist ein Novum. Mit Trup­
pen vom Typus Kolonialpolizei und Kano­
nenboot hätte Irak gar nicht angegriffen wer­
den können. Dazu waren Stoßarmeen erfor­
derlich, die man als moderne Massenarmeen 
bezeichnen muß. Die Befähigung, solche 
Riesenhaufen loszuhetzen, ist ein Ergebnis 
der modernen Sozialtechnologie, mit der die 
Krisen des Imperialismus auf ausgewählte 
Bevölkerungsschichten abgeladen werden. 
Im der gesamten imperialistischen Welt hat 
man soziale Klassen etabliert, deren Ange­
hörige eine politisch verbürgte Chance auf 
zivilisiertes Leben nicht haben. Aus dieser 
abgesonderten Menschenmenge, aus den 
Ghettos holt sich der US-Staat Menschen, 
die in ihrer ganzen Existenz von der Armee 
abhängen. Diese US-Soldaten leben zuneh­
mend in einer besonders für sie geschaffe­
nen sozialen Welt, in der sie einen zivilisier­
ten Lebensstandard erreichen. Eine Mög­
lichkeit, in ein gesichertes ziviles Leben zur­
ückzutreten, haben sie nur, wenn sie sich als 
treu erweisen. Sie müssen in den Krieg, die 
Alternative ist der soziale Untergang. Sie 
sind verängstigt, aber auch blutdürstig: 
durch die Schlacht zurück in die relative 
Fettlebe der Garnison.

Schon ist die Absonderung so weit gedie­
hen, daß vermehrt Generationen und Ge­
schlechter im Kriegsdienst Zusammenleben, 
der größere Teil der weiblichen Soldaten ist 
mit männlichen Soldaten verheiratet; ihre 
Kinder sind, sozial gesehen, Kinder der Army.

Grausame Kriegsfuhrung
Die USA haben in diesem Krieg eine grausa­
me Kriegsführung entwickelt, die v.a. auf 
Einschüchterung bedacht ist und darauf, den 
Gegner in seiner industriellen Entwicklung 
zurückzuwerfen.

Was ausgegeben wird als chirurgische 
Kriegsfuhrung, hat nicht mit Heilen zu tun, 

wie man glauben soll, sondern mit Terror 
bis hin zum gezielten Henken Unschuldiger.

Ein Beispiel dafür mag die grausame 
Bombardierung jenes Luftschutzbunkers in 
Bagdad dienen. In Betracht der Luftüberwa­
chung und der vielen anderen Überwa­
chungsmöglichkeiten kann den US-Truppen 
nicht unklar gewesen sein, daß in solchen 
Bunkern v.a. die Angehörigen des Baath- 
Regimes eine privilegierte, wenn auch trü­
gerische Sicherheit suchten. Den Angreifern 
lagen die Konstruktionspläne des Bunkers 
vor. Ihr Angriff zielte auf Ausräuchem. So 
wollte man klar machen, daß die Funktions­
träger des Baath-Regimes nicht einmal sich 
selbst und ihre Familien schützen können. 
Es hat sich um die Vollstreckung von Sip­
penterror unter dem Vorwand einer Kriegs­
handlung gehandelt.

Zwischen der Grausamkeit, mit der so 
eine Kriegsmaschine kalkuliert, und dem, 
was in der Gesellschaft, aus der sie kommt, 
üblich ist, besteht eine Beziehung. Eine Ge­
sellschaft, die wie die moderne imperialisti­
sche ihre Mitglieder mit absolutem Elend 
und sozialem Untergang bedroht, ist sozial 
und politisch verroht. Das wirkt sich auf das 
Kriegsgeschehen aus.

Für die imperialistischen Kriegshaufen 
zählt, wie gesagt, v.a. der Gesichtspunkt 
des persönlichen Durchkommens. Ihr Han­
deln findet keine Schranken in ihren Zielen. 
Ihr Zusammenhalt wird durch Prunken mit 
grausamen Waffen und Grausamkeiten per­
vers gefestigt. So brüsten sich die Staaten 
mit Waffen, die feindliche Soldaten „wie 
Tomaten im Vakuum zerplatzen“ lassen.

Der Krieg im Mittel-Ost beginnt, 
seinen Charakter zu ändern
Die Absichten der imperialistischen Mächte 
schälen sich immer deutlicher heraus. Sie 
wollen sich mit großen Truppenmassen fest­
setzen. Das schafft neue Bedingungen. Die 
Souveränität der Staaten der Region wird 
dadurch zu einer Farce. Jeder Ansatz zu so­
zialer und politischer Befreiung im Mittle­
ren Osten steht dann — und das heißt wohl 
ab jetzt — in jedem Stadium sogleich in Kon­
frontation zur Militärmaschine des Imperia­
lismus.

Die Kriegszieldiskussion in den USA 
führt dazu, daß der Okkupationskrieg des 
irakischen Regimes in einen Verteidigungs­
krieg umschlagen kann. Gradmesser hierfür 
wäre wohl ein ideologischer Umbruch in der 
irakischen Baath-Partei, der v.a. eine 
grundlegende Änderung der Haltung zu den 
Kurden und anderen Minderheiten beinhal­
ten müßte.

Der irakische Staat hat 
eine Schlacht verloren — jetzt wird 
der imperialistische Krieg permanent 
Das Kriegsziel der USA ist die Einrichtung 
einer Militärverwaltung, die jederzeit auf 
Kampftruppen zurückgreifen kann und die 
gesamte Region kontrolliert.

Dieses Kriegsziel ist mit den bis jetzt ein­
gesetzten Mitteln nicht zu erreichen. Gegen­
wärtig wird die Region kontrolliert durch 
den israelischen Staat und aus der Militärko­
lonie, die die USA, Frankreich und Großbri­
tannien am Golf eingerichtet haben.

Besonders wenn in Irak ein ideologischer 
Umbruch einsetzt, kann sich irakischer Wi­
derstand anlehnen an Iran, aber auch an die 
Siedlungsgebiete der Kurden. Es wäre damit 
auch eine Landverbindung zur UdSSR gege­
ben, die — besonders in einer gewandelten 
politischen Situation — gewisse Bündnisver­
pflichtungen hat.

Alles zusammengenommen bleibt die Si­
tuation der imperialistischen Okkupanten 
problematisch, und zwar solange, bis eine 
dritte Front eröffnet ist. Die Türkei muß in 
den Krieg gezogen werden und über die Tür­
kei die Nato und über die Nato die BRD. Erst 
bei einem offenen Einordnen der BRD in 
diesen Konflikt wäre auch gewährleistet, 
daß die UdSSR sich wegen jeder Schraube, 
die sie Irak liefert, bedroht fühlen darf ...

Konsequenzen für uns in der BRD
Es ist unumgänglich nötig, in allen Anti­
kriegsbemühungen den Zusammenhang 
zwischen gezielter sozialer Verelendung 
und Befähigung zum Raub- und Rachekrieg 
zu betonen. Es gibt einen Zusammenhang 
zwischen den Kämpfen für soziale Interes­
sen und dem Eintreten für den Frieden. Die 
Produktion des sozialen Elends macht es 
möglich, Menschen beiderlei Geschlechts 
zu Kampfmaschinen umzubauen.

Akut kommt es auf den Rückzug der Bun­
deswehrtruppen aus der Türkei an, die BRD 
in der Türkei bedroht die Völker des europä­
ischen Ostens bzw. Süd-Ostens und die Völ­
ker des Mittleren Ostens gleichzeitig. Ohne 
dieses praktische Nahziel ist ein Kampf ge­
gen die Änderung der Verfassung der BRD 
und die Selbstverpflichtung der BRD zu 
UNO-Angriffskriegen von vornherein fest 
unmöglich.

Schließlich müssen wir damit rechnen, 
daß die imperialistischen Mächte und hier 
v. a. die BRD, an deren Gängelband die Tür­
kische Republik geht, die Verfolgung der 
Palästinenser durch eine weltweite Kurden­
verfolgung ergänzen. In der kurdischen Sa­
che kämpft ein Volk für eine soziale Revolu­
tion, eine Nation für ihre Befreiung und für 
staatliche Unabhängigkeit.
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Mit einem viertägigen Streik (Bild: Streikposten an einem der 24 Werkseingänge) hat 
die Belegschaft des VW-Werks in Brüssel (Belgien) Anfang Februar ihre Forderung 
nach Arbeitszeitverkürzung auf 35 Stunden pro Woche unterstrichen. Am 13. Febru­
ar beschloß eine Gewerkschaftsversammlung die Fortsetzung des Kampfes: Jede 
Woche Freitags wird gestreikt, alle Überstunden und alle Samstagsschichten werden 
abgelehnt. Die Betriebsleitung lehnt die 35-Stunden-Woche ab. Als Vorbedingung für 
nicht näher beschriebene „Arbeitszeitverkürzungen“ verlangt sie zudem striktere 
Kontrollen gegen Fehlzeiten, insbesondere gegen Kranke. — (rül)

Wachsende Streikbewegung 
im Nordwesten Polens

Seit Wochen streiken Zigtausende Ar­
beiter gegen die Regierungspolitik, die 
seit dem vergangenen Jahr vorsieht, 
Lohnerhöhungen stets nur bis zu einer 
gewissen Höhe zu genehmigen, die je­
denfalls einige Prozentpunkte unter der 
Preissteigerungsrate liegen muß. Sie 
fordern meist Lohnerhöhungen von um 
die 50 %. An den Streiks, die von Betrie­
ben des Bergbaus und Verkehrswesens 
ausgegangen waren, beteiligen sich jetzt 
auch viele Werktätige des staatlichen 
Sektors der Landwirtschaft (auf bislang 
1 300 Staatsgütern). Im letzten Jahr war 
die Kaufkraft der Bevölkerung um 
durchschnittlich 30% gesunken. Ver­
handlungen zwischen Regierung und 
Solidarnosc über eine Freigabe der Löh­
ne sind am 21.2. vorerst gescheitert. 
— (uga)

El Salvador: Regierung 
sabotiert Verhandlungen

Zwei Wochen vor den für den 10. März 
angesetzten ,,Wahlen“ zum Parlament 
und zu den Gemeindeversammlungen 
hat die Regierung El Salvadors Ver­
handlungen mit der FMLN sabotiert. Sie 
verlangte „Berichtigungen“ in einem 
Dokument, in dem der Beauftragte von 
UN-Generalsekretär Perez de Cu’ellar, 
de Soto, die Ergebnisse der bisherigen 
Verhandlungen lediglich zusammenge­
faßt hatte. Offenbar erhofft sie sich von 
den Wahlen eine Stärkung ihrer Posi­
tion. Die FMLN hat bereits erklärt, daß 
sie das Ergebnis der Scheinwahlen nicht 
anerkennen werde. — (rül)

Albanien: Proteste 
und Provokationen der Rechten
Wenige Wochen vor den von der Regie­
rung für den 31. März angesetzten Neu­
wahlen versuchen Teile der Opposition, 
die Auseinandersetzungen mit der Re­
gierung gewaltsam zu eskalieren. Am 
22. Februar eröffneten Unbekannte aus 
einer Gruppe von Demonstranten, die 
vor der Militärakademie demonstrier­
ten, das Feuer auf Polizisten. Ein Poli­
zist wurde getötet, mehrere andere ver­
letzt. Die Polizei erwiderte das Feuer, 
dabei kamen nach offiziellen Angaben 
drei Demonstranten um. Am gleichen 
Tag gab Parteichef Ramiz Alia die Bil­
dung einer neuen Regierung bekannt. 
Angebote an die Oppositionsparteien, 
sich an der Regierung zu beteiligen, 
wurden von diesen abgelehnt. Wenige 
Tage vorher war in Tirana bei einer Pro­
testkundgebung ein Denkmal Enver 
Hodschas umgestürzt worden. Danach 
soll es in anderen Landesteilen zu zahl­
reichen kleineren Auseinandersetzun­
gen um solche Denkmäler gekommen 
sein, bei denen diese zum Teil entfernt, 
zum Teil wieder aufgestellt wurden. Die 
Regierung hat die Bevölkerung aufgeru­
fen, alles zu tun, um Blutvergießen zu 
vermeiden. Bereits vor den Unruhen 
hatte die Regierung Kontakte mit der EG 
aufgenommen. Europäische Konzerne 
sind u.a. an den reichen Chromerzvor­
kommen (das Land ist drittgrößter 
Chromerzproduzent der Welt) interes­
siert. — (rül)

Jugoslawien: Bewaffnete 
Einmischung der Imperialisten? 
Auf der jüngsten Krisensitzung des 
Staatspräsidiums am 22.2. konnte er­
neut keine Einigung über die Beilegung 
des Konflikts zwischen den Republiken 
erzielt werden. Es wurde lediglich be­
schlossen, nochmals zu prüfen, wie der 
Bundesregierung ein weiteres minima­
les Funktionieren ermöglicht werden 
könne.

Das slowenische Parlament hatte zu­
vor beschlossen, den anderen Republi­
ken die Auflösung des Staatsverbandes 
auf dem Verhandlungsweg vorzuschla­
gen. Sollten sich diese Verhandlungen in 
die Länge ziehen, werde Slowenien alle 
staatsrechtlichen Bindungen für erlo­
schen erklären und mit den anderen Re­
publiken als ausländischen Staaten ver­
kehren. Dieses könnte noch vor Ende 
dieses Jahres sein. Für ab sofort ungültig 
erklärte das Parlament alle im Wider­
spruch zur Republikverfassung stehen­
den Gesetze. Das kroatische Parlament 
schloß sich diesem Beschluß am näch­
sten Tag vollständig an. Bereits eine 
Woche zuvor hatten Kroatien und Slo­
wenien einen Beistandspakt geschlos­
sen, der vorsieht, daß beide Republiken 
sofort alle Bürger zu den Waffen rufen 
und die Entsendung von UNO-Truppen 
fordern würden, falls die Bundesarmee 
in eine der beiden Republiken einmar­
schieren sollte. Zudem wolle man dann 
„ausländische Vermittler einschalten“.

Die BRD wittert konkreteste Einmi­
schungsmöglichkeiten. In einer aktuel­
len Stunde des Bundestages vertrat 
SPD-Vogel, daß eine Einheit Jugoslawi­
ens, die auf einem serbischen Hegemo­
nieanspruch beruhe, nicht im Interesse 
der Stabilität in Europa liege. FDP-MdB 
Irmer forderte die Bundesregierung na­
mens seiner Fraktion auf, im Rahmen 
der KSZE den Konfliktparteien in Jugo­
slawien „als Berater, Schlichter und als 
ehrlicher Makler“ Dienste anzubieten.
— (uga)

Mehrere tausend Lohnabhängige der gemeinsamen lateinamerikanischen „Toch­
ter“ der Autokonzerne VW und Ford, Autolatina, protestierten am 21. März in Demon­
strationen gegen die Entlassungspläne der Konzernleitung. VW und Ford wollen et­
wa 8000 Beschäftigte von Autolatina in der nächsten Zeit entlassen. Auch die Regie­
rung hat sich gegen die Vorhaben des Konzerns ausgesprochen. Arbeitsminister 
Magri forderte ein befristetes Verbot von Massenentlassungen. Wirtschaftsministerin 
Cadroso forderte die Finanzbehörden zu einer beschleunigten Überprüfung der 
Autolatina-Geschäfte auf. Bild: Lagerhalle von VW do Brasil. — (rül)

USA-Golfkrieg: Zerschlagung 
Iraks jetzt offizielles Kriegsziel

Was die Presse schon seit Wochen den 
Leuten eintrichtert — daß ohne die Be­
seitigung des gefährlichen und verrück­
ten Saddam Hussein und der irakischen 
Militärmacht sich der ganze Aufwand 
der USA nicht lohnt — ist jetzt offizielles 
Kriegsziel der USA. De facto hat Präsi­
dent Bush mit seinem unmöglich erfüll­
baren Ultimatum (Rückzug ohne Waf­
fenstillstand) klar gemacht, daß die Er­
füllung der UN-Resolutionen nicht das 
Kriegsziel ist. Außenminister Baker for­
mulierte das in einer Femsehdiskussion 
am Sonntag so: Formal sei mit der Be­
freiung Kuwaits das UN-Mandat erfüllt. 
Die politischen Ziele der Allianz seien 
aber die Vernichtung des Regimes von 
Saddam Hussein. Seit den zwei großen 
Protestdemonstrationen am 19. und 26. 
Januar hat die Presse eine Nachrichten­
blockade über alle Proteste gegen den 
Krieg verhängt. In den Tagen der sowje­
tischen Friedensinitiative hatte sich das 
etwas gebessert. Leserbriefe und Kom­
mentare gegen den Krieg wurden wieder 
abgedruckt. Insbesondere gegen Wo­
chenende, als deutlich wurde, daß der 
von Irak akzeptierte Vorschlag die UN- 
Forderungen erfüllt, kamen Kommenta­
toren zu Wort, die Präsident Bush auf­
forderten, den Krieg zu beenden — unter 
ihnen ein erzreaktionärer Kolumnen­
schreiber. Jetzt nach Beginn des Boden­
kriegs kommen nur noch die zu Wort, 
die Irak bombardieren und „nuken“ und 
Hussein fangen wollen. Das US-Reprä- 
sentantenhaus verabschiedete einstim­
mig eine nicht-bindende Resolution, die 
die Bürger auffordert, US-Flaggen als 
Zeichen der Unterstützung für die Trup­
pen auszuhängen. Am Tage nach dem 
Beginn des Bodenkriegs fanden in allen 
größeren Städten der USA Protestde­
monstrationen statt. Ein führendes Mit­
glied der Antikriegskoalition, Ramsey 
Clark, der General Staatsanwalt unter 
Lyndon B. Johnson gewesen war und 
der nach Rückkehr von einem Besuch 
Iraks Termine für Interviews mit sieben 
Femsehnetzen hatte, wurde bei seinem 
ersten Auftritt nach 4 Minuten ausge­
blendet. Die übrigen Fernsehnetze zo­
gen zurück. Der CBS-Kameramann, der 
ihn nach Bagdad begleitet hatte, wurde 
von CBS (einem der großen Fernsehnet­
ze) gefeuert. Die Antikriegskoalitionen 
haben für den 6. April eine nationale 
Demonstration in Washington angekün­
digt. — (ger, her)

CSFR: Keine Rückgabe von 
Betrieben an „Vertriebene“

Das Bundesparlament hat am 21.2. ein 
Gesetz verabschiedet, wonach alle Fa­
briken, Geschäfte und Gebäude, die 
nach 1948 verstaatlicht worden waren, 
ihren ehemaligen Eigentümern bzw. de­
ren Erben zurückgegeben werden müs­
sen. Diese Maßnahme ersetzt jetzt das 
ursprüngliche Vorhaben, vor allem klei­
ne Läden meistbietend zu verkaufen, die 
nicht mehr direkt an die alten Eigentü­
mer zurückgegeben werden können. 
Nutznießer können jedoch lediglich 
tschechoslowakische Staatsbürger sein, 
die im Lande ansässig sind. Dieser Vor­
behalt in Verbindung mit der Einschrän­
kung „nach 1948“ löste unter Revanchi­
sten in der BRD erhebliche Empörung 
aus. Ihr Wunsch einer neuerlichen 
„Germanisierung“ der westlichen 
CSFR wird nicht erfüllt werden. — (uga)

Schutz von Auslandsinvestitionen
Namibia läßt alle Bedingungen für Investitionen fallen

Obwohl seit dem 21. März 1990 unab­
hängig, ist Namibias Wirtschaft immer 
noch eng mit der der früheren südafrika­
nischen Besetzer verflochten. Der süd­
afrikanische Rand ist noch immer Zah­
lungsmittel, er soll 1993 von einer eige­
nen Währung abgelöst werden. Die süd­
afrikanische Wirtschaft aber befindet 
sich seit Mitte der achtziger Jahre, seit 
dem erneuten Erstarken des Befreiungs­
kampfes, in einer tiefen Krise. Diese 
Krise schlägt auf Namibia durch. Das 
Pro-Kopf-Einkommen in Namibia ist 
mit 720 US-$ zwar mit das höchste in 
Afrika, allerdings geht das verfügbare 
Einkommen zu über 94 Prozent an die 
ehemaligen weißen Siedler, die knapp 7 
Prozent der Bevölkerung ausmachen. 
Sie beherrschen die exportierende Land­
wirtschaft und den Bergbau. Die meisten 
Namibier leben in bitterer Armut, die 
Erwerbslosigkeit liegt über 50 Prozent, 
auch die kleinen Bauern können ihre 
Familien nicht mehr selbst ernähren. 
Eine Triebkraft für den Befreiungs­
kampf war das Streben der unterdrück­
ten Afrikaner nach Ausrottung der so­
zialen Folgen der Apartheid.

Die EG-Staaten drängen seit der Un­
abhängigkeit darauf, daß die Regierung 
ein Gesetz zur Förderung ausländischer 
Investitionen erläßt, davon haben Frank­
reich und Großbritannien z. B. direkt die 
Zahlung von Entwicklungshilfe abhän­
gig gemacht. Westdeutsche und franzö-

Bildung für Landarbeiterinnen
Kampf um revolutionäre Errungenschaften in Nicaragua

Der nicaraguanischen Präsidentin wur­
de bei ihrem Besuch letzte Woche in der 
BRD 95 Millionen nur unter der Bedin­
gung, daß sie sich an die IWF-Auflagen 
hält, zugesagt.

Seit dem Regierungswechsel ’90 hat 
sich die Lage der Landarbeiterinnen 
verschlechtert. Der Staatsbetrieb „La 
Fundadora“ z.B., der vorher ständig 
1080 Arbeiterinnen beschäftigte, ent­
ließ mehr als die Hälfte der Arbeiter. 
Die Verbliebenen können jeweils nur 
noch den halben Monat arbeiten. Eine 
Siedlung des Staatsbetriebs wurde einem 
Contra-Chef als Privateigentum gege­
ben, eine andere wurde dem früheren 
Eigentümer zurückgegeben. Aktuell 
kämpfen die Arbeiterinnen zusammen 
mit der Landarbeitergewerkschaft ATC 
darum, die weitere Privatisierung des 
Staatsbetriebs zu verhindern.

Unter der sandinistischen Regierung 
sind auf dem Land hunderte von Schulen 
gebaut worden. Es gab vorher kaum 
eine. Es wurden Alphabetisierungskam­
pagnen und Projekte zur Weiterbildung 
von Landarbeiterinnen durchgeführt.

Die Regierung Violeta Chamorro er­
füllt die Auflagen von IWF und Welt­
bank mit der drastischen Kürzung des 

Panzertransport abgeschlossen
Österreich: starke Proteste gegen Transit/Zerreißprobe für SPÖ

„Aufatmen nach erledigtem Panzertran­
sit“ titelte die konservative Wiener 
„Presse“ nach Abschluß der Durchfuhr 
von 95 US-Bergepanzern durch Öster­
reich, die für den Einsatz im Golfkrieg 
bestimmt sind. Die Genehmigung dafür 
konnte die große Koalition aus ÖVP und 
SPÖ nur erteilen, weil sie im Zusam­
menhang mit dem Golfkrieg das Kriegs­
materialiengesetz entsprechend geän­
dert hatte, in offenem Verstoß gegen das 
im österreichischen Staatsvertrag veran­
kerte Prinzip der „immerwährenden 
Neutralität“.

Der Grund für die sichtliche Erleich­
terung in Kreisen der herrschenden 
Klasse ist in den heftigen Protesten zu 
suchen, die auf die Genehmigung des 
Transit-Ansuchens durch die Regierung 
folgten. Weite Teile der Bevölkerung sa­
hen darin einen Verstoß gegen das Neu­
tralitätsprinzip. Vor allem grün-alterna­
tive Gruppen riefen zu Aktionen gegen 
den Transit auf. darunter die „Plattform 
für Frieden und Neutralität“. Mehr als 
400 Polizisten sicherten den streng ge­
heimgehaltenen Panzertransport wäh­
rend der gesamten Fahrt. Trotzdem kam 
es während der dreitägigen Durchfahrt 
auf Zügen der österreichischen Bundes­
bahn entlang der Strecke von Kufstein 
bis zum Brenner immer wieder zu De-

sische Konzerne drängten darauf, 
dies Investitionsschutzgesetz den as- 
ländischen Investoren keinerlei Grenzt- 
setzt. Hatte die namibische Regienir; 
zunächst erklärt, Auslandsinvestitione- 
müßten immer gemeinsam mit iniänd: 
sehen Partnern durchgefühn werden. 
diese Passage im jetzt vorliegenden Ek 
wurf nicht mehr zu finden. Das Gesev 
beschränkt nicht einmal den Transfer 
von Gewinnen aus Namibia ins Ausland, 
sondern versucht, die Konzerne dürfe 
Steuerbegünstigung zur Reinvestitxy 
von Gewinnen im Inland zu locken, fo 
Falle von — nur beschränkt möglichr 
— Enteignungen kündigt das Gesetz 
„faire und schnelle“ Entschädigung an 
Rechtlich sollen Auslands- und Inlands 
firmen einander gleichgestellt sein.

Eine Änderung der einseitig auf Roh­
stoffproduktion festgelegten Win 
Schaftsstruktur ist nicht zu erwarten. Dk 
Regierung hofft, mit dem Gesetz weitert 
Bodenschätze fördernde Konzerne ms 
Land zu holen. Vor der Küste Namibia­
liegen große Erdgasfelder, außerdem 
werden Erdölfelder vermutet. Chevron 
BP, Shell haben bereits Schürflizenzen 
erworben und lassen nach weiteren Fel­
dern suchen. Die Ansiedlung von wei­
terverarbeitender Industrie ist bis jetzt 
nicht in Aussicht.
Quelienhinweis. The Economist, 16. Februar 
1991; Informationsdienst südliches afriki Nr 
6/90 - (uld)

Haushalts im Bildungs- und Gesundheit 
wesen. Es wurden massenhaft Lehrer 
entlassen oder aus politischen Gründen 
zwangsversetzt. Mithilfe eines neuen 
Gesetzes wurden alle sandinistischen 
Schuldirektoren entlassen. Für die Er­
wachsenenbildung werden keine finan­
ziellen Mittel mehr zur Verfügung ge­
stellt. Die von den Sandinisten entwik- 
kelten Schulbücher, die sich auf die ni­
caraguanische Realität und Geschichte 
beziehen, wurden durch neue Bücher 
aus Kolumbien ersetzt.

Auf der „La Fundadora“ wird das be­
stehende Projekt zur Alphabetisierung 
und Fortbildung unter großen Anstren 
gungen und Schwierigkeiten von der 
Landarbeitergewerkschaft und einer 
sandinistischen Organisation weiterge 
führt. Ein Schwerpunkt liegt dabei auf 
der Weiterbildung der Frauen. Die Se­
minare umfassen die notwendigen 
Kenntnisse über Arbeits- und Tarif­
recht, Kinderernährung, Verhütung* 
methoden, Sexualerziehung. gegen 
sexuellen Mißbrauch, Frau und Ge­
werkschaft. Diese Alphabetisierung* 
Projekte müssen jetzt finanzielle Unter­
stützung von Nichtregierungsorganisati 
onen in Europa suchen. — (s.)

monstrationen und Störaktionen. Sechs 
Blockadeversuche beendete die Polizei 
mit fast 200 Festnahmen. Im Verlauf der 
Auseinandersetzungen feuerte ein Be­
amter seine Waffe ab. nach offizieller 
Darstellung, um sich mit Kollegen zu 
„verständigen“.

Die an der Regierung beteiligte SPO 
haben die Auseinandersetzungen um den 
Panzertransit sowie weitere Ansuchen 
nach Waffentransporten in eine Zerreiß 
probe gestürzt. Die Parteibasis lief 
Sturm gegen die Linie des Parteiwr 
Stands und des sozialdemokratischen 
Bundeskanzlers Franz Vranitzky. Eine 
SP-Landesorganisation nach der ande 
ren sah sich deshalb gezwungen, vor al­
lem gegen das Verhalten von Vranitzky 
zu protestieren, der weitere Durchfahr 
ten und Überflüge britischer Munitions­
transporter genehmigt hat.

Die „Presse“ konstatierte „hektische 
Krisenstimmung“ zwischen Innenmin; 
sterium. Kanzleramt und Außenministc 
rium. Die Regierung sah sich zu einer: 
„Kompromiße gezwungen: Künftig soll 
es Einzelprüfungen von Waftentransir 
Anträgen geben: außerdem sollen gene 
rell nur britische Transporte von Mate 
rial aus der BRD genehmigt werd» 
nicht erlaubt sind Transporte von der 
britischen Insel. — (jüg)
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ist die derzeitige Lebenslage der
, seüer, wie hoch ist der Verdienst, wie 

dauert die Arbeitszeit ? ‘ ‘
..Der gesetzliche Mindestiohn beträgt 

5?000 Ptesetas (das sind knapp 1 000 
DM. d. Verf.). Die Lebenskosten sind 
Ser sehr stark gestiegen, so daß die Lc- 
xssMung in einigen Städten sogar 
aaer ist als in der Bundesrepublik. Die 
jircsaibeilszcn betragt 1 800 Stunden, 

^gesetzliche wöchentliche Arbeitszeit 
M» Stunden. Sonntagsarbeit ist bis auf 
faige Ausnahmen gesetzlich verboten, 
^ch der Samstae ist normalerweise 

Aber in betrieblichen Vereinbarun- 
ato kann Samstagarbeit zwischen den 
thbrik-Komiiees und den Untemeh 
xem festgelegt werden.

Bei Mercedes-Benz Vittoria wurde 
wx kurzem ein Tarifvertrag abgeschlos­
sen der für Schichter die Verkürzung 
der Jahresarbeilszeit auf 1 784 Stunden 

diesem Jahr und auf 1 776 Stunden im 
Ä*h$ten Jahr festlegt. Darin sind 15 

Minuten bezahlte Pause täglich cnthaL 
tt. In Normalarbeitszeit wurde die Jah­
resarbeitszeit auf 1 776 Stunden dieses 
.'ihr und 1768 Stunden nächstes Jahr 
verkürzt. Die Lohnerhöhungen, die bis 
1992 vereinbart wurden, liegen 1,5 Pro­

Uber den Kampf für ein unabhängiges und sozialistisches Baskenland berichtet zwei­
monatlich „Euskadi Information“. Bestellung über: Euskadi Information, Postlager­
karte Nr. 016594 C, W-6000 Frankfurt.

zent beziehungsweise 1,7 Prozent über 
der offiziellen Inflationsrate.“

„Die Automobilkrise bahnt sich an. 
Hfe sehen die Auswirkungen bei Euch 
aus?”

„Im letzten Jahr wurden in Süd-Eus- 
hdi (von Spanien besetzter Teil des 
Baskenlandes) 20 Prozent weniger Au­
tomobile neu zugelassen als das Jahr da­
vor. Aber Mercedes-Benz weitet trotz­
dem die Produktion aus, ebenso SEAT 
nlrimea(Pamplona). Mercedes-Benz in

.Meine Verpflichtung ist es, Gott und 
dem Volk Guatemalas zu dienen“, 
dmhnt es von der auf dem Hauptpiatz in 
Gwtemala-City aufgebauten Tribüne 
ferunter. Joige Serrano. der Kandidat 
der „Bewegung für Solidarische Akti- 
(■“ (MAS), verkündet seinen Wahlsieg 
■ zweiten Wahlgang der Präsident- 
Äftswahien am 6. Januar 1991, nach­
dem im ersten Wahlgang am 11. No­
vember 1990 keiner der Kandidaten die 
forderliche Mehrheit erzielt hatte. 
Klar gewinnt der 45jährige Ingenieur 
Serrano die Wahi mit 68 % vor seinem 
Konkurrenten Joige Carpio von der 
Nationalen Zentrumsunion“ (UCN), 

ta 32 % der abgegebenen Stimmen er­
bet. Die von über 200 internationalen 
Beobachtern verfolgte Wahl verlief ru- 

und ohne größere Zwischenfälle.
&i mit großem finanziellem Aufwand 
sÄhrter Wahlkampf ist somit zuende. 
br. trotz aller propagandistischen Raf- 
•esien. aber völlig am Volk vorbei ge 

«fen ist. Über 54 % der Wahlberech- 
Wenentschieden sich, erst gar nicht zur 
'M zu gehen. Die Zahl der ungültig 
'«ftgebenen Stimmen liegt bei etwa 
Ä. Sämtliche politischen Kräfte, die 
^khmterden beiden Kandidaten stan- 
Ä. die beide dem bürgerlich-rechten 

itchtsextremcn Lager zuzurechnen 
M enthielten sich jeglicher Einfluß- 

und ließen das Ereignis an sich 
'Anziehen. Die Guerilla URNG (Ver- 

Nationale Revolutionäre Guate- 
griff militärisch nicht in den 

Stampf ein. riet aber der Bevölke- 
zum Wahiboykoit.

Die beiden Jorges
* Ädrige Wahlbeteiligung von knapp 

erscheint also nicht weiter verwun- 
zumal es beide Kandidaten, Jor­

Gewerkschafter aus Euskadi auf Rundreise
„Informationssperre durchbrechen, gemeinsame Praxis ermöglichen“

Zwei Vertreter der baskischen Gewerkschaft L. A. B. befan­
den sich vom 18. bis 28. Februar 1991 auf Rundreise durch 
die BRD. L.A.B. steht für „Langile Abertzalen Batzor- 
deak“, ..Versammlung Patriotischer Arbeiter“. Wir doku­
mentieren im folgenden ein Interview, das vor der Veran­

staltung des DGB-Kreises Stuttgart mit den L. A. B-Vertre­
tern am 18. Februar über die Lage der baskischen Arbeiter 
und über die Aufgaben ihrer Gewerkschaft geführt wurde, 
und berichten von der Veranstaltung mit der Delegation in 
Schweinfurt am 19. Februar. — (gern, ros, cis)

Vittoria verlangte die Samstagsarbeit, 
aber die Betriebsversammlung lehnte 
dies ab. Daraufhin stellte Mercedes- 
Benz 320 Arbeiter befristet für die 
Nachtschicht ein. Die Autoverkäufe ge­
hen nach unten, aber die Produktion 
steigt. Wo der genaue Grund liegt, wis­
sen wir nicht. Vielleicht produziert Mer­
cedes-Benz auf Lager, oder sie setzen 
auf die Ostmärkte.“

.Wie sieht zurZeit überhaupt die Ein­
stellungspraxis aus?”

„90 Prozent aller neuen Arbeitsver­
träge sind befristet. Das führt dazu, daß 
der Anteil der befristet Eingestellten in 
den Belegschaften immer mehr zu­
nimmt. Derzeit haben wir das Verhältnis 
von 70 Prozent festen Arbeitsverträgen 

zu 30 Prozent befristet Eingestellten. 
Wenn die Entwicklung so weiteigeht, 
haben wir bald das Verhältnis von 
50:50. Bei den befristet Eingestellten ist 
alles möglich: Sie haben Arbeitsverträge 
für einen Monat, für zwei oder drei Mo­
nate, manchmal sogar nur für Wochen­
endarbeit. Die Arbeitslosigkeit begün­
stigt diese Einstellungspraxis. Offiziell 
beträgt die Arbeitslosenrate 19 Prozent 
im Baskenland, wirklich circa 23 Pro­
zent, wobei unter den Frauen die Ar­

Guatemala: Die „Musik der Demokratie“
Bericht aus Guatemala über Ablauf und Ergebnisse der Präsidentschaftswahlen vom 6.1.

ge Serrano wie Jorge Carpio, verstanden 
haben, auf die massiven Probleme des 
Landes keine Antworten zu geben.

Beide Jorges hatten sich hinter ver­
schiedenen Sektoren der Herrschenden 
aufgestellt. Carpio, der sich schon 1985 
um die Präsidentschaft bemühte und für 
seinen Wahlkampf mehr als 120 Mio. 
Quetzales (etwa 30 Mio. US-Dollar) 
aufwendete, konnte sich auf die katholi­
sche Kirche, Teile der Armee und der 
Wirtschaft stützen. Daß aber Serrano 
siegte, erklärt sich daraus, daß Serrano 
hinter sich sowohl den im Land tonange­
benden Kapitalistenverband CACIF 
(Koordinierungskomitee für Handel, 
Industrie, Landwirtschaft und Finanzen) 
wußte und sich ebenfalls der Unterstüt­
zung breiter Teile der Armee sicher war. 
Hinzu kommt, daß er lange Zeit Predi­
ger der evangelischen Sekte Elim war, 
die sich starker finanzieller Unterstüt­
zung aus den USA erfreut, und erst kurz 
vor seiner Nominierung aus taktischen 
Gründen austrat. Die Evangelisten er­
halten in Guatemala immer stärkeren 
Zulauf und können sich mittlerweile 
einer Anhängerschaft von ca. 50% der 
Guatemaltekinnen rühmen. Ein weiterer 
Pluspunkt Serranos war seine Mitglied­
schaft im „Nationalen Versöhnungsko­
mitee“ (CNR). das sich um eine vermit­
telnde Rolle in den Verhandlungen zur 
Beilegung der mittlerweile 30 Jahre an­
dauernden bewaffneten Konflikte zwi­
schen dem Militär und der Guerilla 
URNG bemühte.

Diese Vorzüge und auch der An­
schein, der formbarere der beiden Kan­
didaten zu sein, machten Serrano zum

beitslosenrate doppelt so hoch ist.“
„Wie ist Euer Verhältnis zu den ande­

ren Gewerkschaften, zu der UGT (der 
sozialistischen Partei unter Felipe Gon­
zalez nahestehend) und den CCOO 
(comisiones obreras, der Kommunisti­
schen Partei nahestehend) und zum an­
deren baskischen Gewerks chaftsbund 
ELA-STV?”

„Die CCOO haben großen Einfluß in 
bestimmten Industriezonen, zum Bei­
spiel in Bilbao. Aber sie nutzen ihren 
Einfluß nicht, um zu den Unternehmern 
in Konfrontation zu gehen. Es gibt zwar 
auch in den CCOO eine linke Strömung, 
aber die Haupttendenz ist der Eurokom­
munismus. CCOO und UGT nutzen ihre 
starke Stellung in manchen Betrieben 
aus, um andere Gewerkschaften — wie 
uns — aus dem Betrieb draußen zu hal­
ten. Dort müssen neu eintretende Arbei­
terinnen und Arbeiter Mitglied von 
UGT und CCOO werden. Wir von 
L.A.B. setzen auf die Versammlungen, 
wo diskutiert und entschieden wird. Die 
ELA-STV hat in ihren Reihen auch Un­
ternehmer, sie ist nicht gegnerfrei. In 
den Auseinandersetzungen ist sie sehr 
passiv.“

„Welches Ergebnis brachten die letz­
ten Delegiertenwahlen zu den Fabrik- 
Komitees?”

„Bei den Delegiertenwahien zu den 
Fabrik-Komitees in den letzten Monaten 
konnte L.A.B. seinen Einfluß auswei­
ten. Bei SEAT Pamplona stellt L.A.B. 
zum Beispiel sieben von 25 Delegierten 
und ist damit die zweitgrößte Gewerk­
schaft im Betrieb. Insgesamt wurden in 
Euskadi 3000 Delegierte von L.A.B. 
gewählt und 7000 Delegierte von ELA- 
STV. Damit stellen L.A.B. und ELA- 
STV 10000 von insgesamt 18000 Dele­
gierten in Euskadi. L.A.B. ist vor allem 
durch seine Rolle in verschiedenen 
Streiks bekannt geworden.“

Welche Rechte haben die Fabrik-Ko­
mitees?

„Die Rechte der Fabrik-Komitees 
sind sehr begrenzt. Bei Kündigungen 
können sie zwar widersprechen, aber 
der Arbeitsrichter entscheidet. Und 
selbst wenn er für den Gekündigten ent­
scheidet, hat die Firma immer noch zwei 
Wahlmöglichkeiten: Sie kann ihn wie­
der nehmen oder sie kann ihn mit Geld 
abfinden. Nur Delegierte haben das

Wunschkandidaten der heimischen 
Rechten und sicherten ihm auch die Un­
terstützung der US-Imperialisten. Seine 
Lösungsvorschläge für die immensen 
Probleme des Landes sind allerdings so 
alt wie die Probleme selbst: mehr Markt­
wirtschaft und Wirtschaftsliberalismus.

Rios Montt
Als eigentlicher Drahtzieher im Hinter­
grund ist der Ex-Diktator und ebenfalls 
radikale Evangelist General Rios Montt 
anzusehen. Montt putschte sich 1982 an 
die Macht und leitete 16 Monate lang ein 
Schreckensregime, dem fast die gesamte 
politische Opposition Guatemalas und 
große Teile der Landarbeiterbewegung 
zum Opfer fielen. Die Zahl der Toten in 
dieser Zeit geht in die Zehntausende, 
und es ist heute noch schwierig, verläßli­
che Angaben über die Anzahl der Er­
mordeten und Verschwundenen zu be­
kommen. Unter Montts Herrschaft wur­
den die paramilitärischen Ziviltruppen 
(PAC) ins Leben gerufen, in denen bis 
heute über eine Million Bauern zu 
Zwangsarbeiten, Spitzeldiensten und 
Einsätzen gegen die Guerilla gezwungen 
wurden.

Montt versuchte anläßlich der Präsi­
dentschaftswahlen im November 1990 
ein Comeback. Seine Kandidatur wurde 
aber vom Verfassungsgericht abgelehnt. 
Bis heute erfreut er sich aber mit seinen 
Forderungen nach Ordnung, Unbestech­
lichkeit und Sauberkeit einer breiten 
Sympathie im bürgerlichen Lager. Inof­
fiziell empfahl er seinen politischen 
Freunden, seinen Glaubenskameraden 
Serrano zu unterstützen. Es ist davon 
auszugehen, daß der heutige Präsident 

Recht, Abfindungen abzulehnen. Und in 
besonderen Ausnahmefallen kann der 
Arbeitsrichter entscheiden, daß die Kün­
digungsgründe so fadenscheinig waren, 
daß auf Wunsch der Gekündigte wieder 
in die Fabrik aufgenommen werden 
muß.“

„Was wollt Ihr mit Eurer Rundreise 
erreichen?”

„Wir wollen
— informieren und konkrete Solidarität 
mit unserem Volk erreichen,
— gewerkschaftliche Beziehungen her­
stellen mit solchen Gruppen, die uns in 
ihren Positionen und ihrer gewerk­
schaftlichen Praxis nahestehen,
— Verbindung schaffen mit Arbeiterin­
nen und Arbeitern aus multinationalen 
Konzernen, die Niederlassungen in Eus­
kadi haben,
— Auseinandersetzungen führen über 
die notwendige Unterstützung der Ar­
beiterinnen und Arbeiter.“

Wirtschaftliche Lage in Euskadi 
Ziele der Gewerkschaft L.A.B.

(Auszüge aus den Ausführungen der 
L.A.B.-Gewerkschafter auf der Veran­
staltung in Schweinfurt:)
Das Bild Guernica von Picasso drückt 
die Barbarei der Nazis gegenüber dem 
wichtigsten baskischen Ort aus. Eine 
Vernichtung der baskischen Bewegung 
ist aber nicht gelungen. In den 70er Jah­
ren ist die baskische Bewegung wieder 
entstanden.

Nach dem 2. Weltkrieg fand in Euska­
di eine starke industrielle Expansion 
statt. Die Umwälzungen von der Agrar­
wirtschaft hin zur Industrialisierung mit 
starkem Gewicht der Schwerindustrie 
haben die Gesellschaft und die Ökologie 
völlig verändert. Der spanische Staat be­
trieb die massenhafte Einwanderung von 
Arbeitskräften vor allem aus Andalusien 
und Galizien, sodaß heute der Bevölke­
rungsanteil spanischer Immigranten 
z. B. in der Region Bilbao über 65 % 
liegt. Durch diesen Einwanderungspro­
zeß sollte die baskische Identität zerstört 
werden. Der Versuch ist gescheitert, die 
baskische Arbeiterbewegung antwortete 
mit der Verbindung des nationalen Kam­
pfes mit dem Klassenkampf. Aus dieser 
Situation heraus ist L.A.B. entstanden. 
L.A.B. selbst wirkte zuerst nur als Ar-

Guatemalas an der langen Leine des Ex- 
Diktators läuft.

Die „Musik der Demokratie“
1985 wurde in den ersten „freien Wah­
len“ nach 36 Jahren Militärherrschaft 
die christdemokratische Regierung Ci- 
nicio Cerezo gewählt, dessen Erbe Ser­
rano nun antritt. Präsident Cerezo ver­
sprach damals dem Volk, die „Musik 
der Demokratie“ erklingen zu lassen, 
und stürzte das Land vollends ins Elend. 
Unter der fünfjährigen Präsidentschaft 
des Christdemokraten, nach Kräften un­
terstützt von den USA und der BRD, 
verringerten sich Löhne und Gehälter 
um real 70%. 87 % der Bevölkerung le­
ben einer aktuellen UNO-Studie zufolge 
in „extremer Armut“ unter dem Exi­
stenzminimum. Etwa die Hälfte der Be­
völkerung verdient weniger als 150 US- 
Dollar im Jahr. Immer noch gehören 
70% der kultivierbaren Flächen einer 
Agraroligarchie, die 2% der Bevölke­
rung ausmacht. Die Arbeitslosigkeit 
steigt rapide und liegt derzeit bei etwa 
35%. Die Zahl der Analphabeten hält 
sich konstant bei 67 %.

Die Lage der Menschenrechte ist kata­
strophal. Über 100000 Morde in den 
letzten 36 Jahren melden allein die staat­
lichen Stellen. Die Zahl der Verschwun­
denen übersteigt 40000 bei weitem. Da­
rüber, daß die Täter im Kreis der Streit- 
und Sicherheitskräfte zu suchen sind, 
besteht Einigkeit, aber kein einziger die­
ser Mordfälle ist bis heute aufgeklärt 
worden. Wird bei den zuständigen Stel­
len nach dem Verbleib eines Ver­
schwundenen oder den Hintergründen 
eines Mordes gefragt, lautet die Antwort 

beiterorganisation — anti kapitalistisch 
und für die Unabhängigkeit der Basken.

1977 wurde L.A.B. als Gewerkschaft 
begründet. Es ist gelungen, die Spaltung 
zu überwinden. Heute arbeiten in der 
L.A.B. (auch in ihrer Führung) wie in 
der gesamten baskischen Bewegung Ar­
beiter aus allen Regionen mit. L.A.B. ist 
vor allem aktiv in der Verteidigung von 
Arbeiteri nteressen, Löhnen, Tarifen, 
sozialen Bedingungen und nimmt teil am 
Kampf des gesamten baskischen Volkes, 
der breiter und stärker wird.

L.A.B. tritt dafür ein, daß die Arbei­
ter ihren Zusammenhalt stärken, indem 
sie über ihre Interessen auf Arbeiterver­
sammlungen beraten. L.A.B. fordert 
monatliche Versammlungen in den Be­
trieben und kämpft dafür, daß die Ver­
sammlungen der Ort der Entscheidung 
sind, in denen die Arbeiter beschließen, 
was die Delegierten (Betriebsräte) zu 
vertreten haben. Über die Arbeiterver­
sammlungen gibt es keine gesetzlichen 
Festlegungen, jedoch Festlegungen in 
betrieblichen Tarifverträgen. Die Ein­
berufung von Arbeiterversammlungen 
ist möglich durch den Betriebsrat, durch 
im Betrieb vertretene Gewerkschaften 
oder durch Forderung von einem Drittel 
der Belegschaft.

Die Integration Spaniens in die EG, zu 
der die Basken und das spanische Volk 
nicht befragt wurden, hat zur Zerstörung 
des Daches der baskischen Wirtschaft 
geführt, am härtesten getroffen wurde 
die Schwerindustrie. Die Integration in 
die EG erfolgte in mehreren Phasen:
— 1978-1980: Umstrukturierung ein­
zelner Fabriken;
— bis 1982: mit der UCD-Rcgierung 
Umstrukturierung ganzer Sektoren;
— bis 1986: mit sozialdemokratischer 
Regierung größter Umwälzungsschub. 
Die breite Umstrukturierung führte zu 
vielen Kämpfen und sozialen Konflik­
ten;
— bis 1988: Umstrukturierung von 
Fabrik zu Fabrik.

Aktuell wird versucht, durch einzelne 
Umstrukturierungen den Zusammen­
schluß der Kämpfe zu verhindern. Die 
Lage ist charakterisiert durch Kapital­
konzentration, Stillegung nicht produk­
tiver Betriebe, die Eisen-, Stahlindustrie 
befindet sich kontinuierlich auf abstei­
gendem Gleis. In Stahl und Metall wur­
den in den letzten acht Jahren 50 % der 
Leute entlassen.

Die Umstrukturierung verstärkt den 
Individualismus auf ideologischer Ebe­
ne. L.A.B. sieht allgemeine Verände­
rungen in allen Bereichen, einen umfas­
senden Angriff des Kapitals, verstärkt 
dagegen die Zusammenarbeit mit Kräf­
ten aus allen Bereichen der Gesellschaft 
(z. B. mit ökologischen-, Frauen-, Anti- 
Drogen-, Jugendorganisationen).

fast immer: „Mögliche Beteiligung an 
Subversion“.

Unabhängige Menschenrechtsgrup­
pen wie die „Gruppe zur gegenseitigen 
Hilfe“ (GAM) sind ständig von Terror­
anschlägen betroffen. „Die Antworten 
auf Beweise, die wir in einigen Mordfal­
len erbracht haben“, meint ein Vertreter 
der GAM, „waren die Entführung eines 
und die Ermordung zweier unserer Mit­
glieder sowie ein Bombenanschlag auf 
unser Büro.“

Guatemala zählt derzeit 510000 Wit­
wen und 250000 Waisenkinder, 150000 
Flüchtlinge und 1,8 Mio. aus ihren Dör­
fern Vertriebene. Es sind fast ausnahms­
los Linke, Gewerkschafter, Studenten 
und organisierte Landarbeiter, die von 
diesem Terror betroffen sind.

Das jüngste Beispiel für die eklatanten 
Menschenrechtsverletzungen durch die 
herrschenden Klassen und ihre Instru­
mente ist das Massaker am 2. Dezember 
1990 in Santiago de Atitlan. Während 
einer friedlichen Kundgebung, bei der 
mit weißen Fahnen die Freilassung 
zweier vorläufig festgenommener Land­
arbeiter gefordert wurde, erschoß das 
Militär 13 Indios und verletzte 23 
schwer.

Serrano, der sich Gott und dem Volk 
verpflichtet fühlt, wird einiges zu tun 
haben, um hier zumindest die demokra­
tische Fassade aufrechtzuerhalten. Der 
erste aber, der ankündigte, daß ihn sol­
che „Mißklänge“ in der „Musik der 
Demokratie“ nicht weiter stören, war 
der US-Botschafter in Guatemala-City, 
Thomas Stroock. Wenige Stunden nach 
Bekanntwerden des Wahlsieges Serra­
nos gratulierte er ihm herzlich, sicherte 
den weiteren Ausbau der US-Wirt- 
schaftshilfe zu und versprach, daß sich 
der US-amerikanische Markt verstärkt 
für guatemaltekische Produkte öffnen 
werde. Andere werden folgen. — (mas)
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Gesamtschuldiskussion neu entbrannt
Bestandsgarantien für dreigliedriges Schulsystem müssen fallen

Im Mai 1990 hat eine Koalition aus SPD 
und GRÜNEN nach knapp gewonnenen 
Landtagswahlcn die 14 Jahre im Amt be­
findliche CDU/FDP-Regierung unter 
Ministerpräsident Albrecht in Nieder­
sachsen abgelöst. Sowohl im Wahl­
kampf als auch in den ersten Monaten 
der neuen Landesregierung spielte die 
Bildungspolitik eine relativ wichtige 
Rolle, darunter auch die vielerorts erho­
bene Forderung nach Einrichtung neuer 
Gesamtschulen.

Zur Zeit gibt es in Niedersachsen 17 
Integrierte Gesamtschulen (IGS) mit ca. 
16000 Schülerinnen und Schülern sowie 
17 sogenannte Kooperative Gesamt­
schulen (KGS), die aber in der Praxis 
kaum mehr als Schulzentren normaler 
Regelschulen des dreigliedrigen Schul­
systems mit einigen übergreifenden An­
geboten darstellen. Zusammen werden 
an diesen 34 Gesamtschulen ca. 7 % der 
niedersächsischen Schülerinnen und 
Schüler der Klassen 5 bis 13 unterrich­
tet. Gleichzeitig gibt es nach Angaben 
der GEW über 30 örtliche Initiativen 
von Eltern, Lehrern usw. zur Gründung 
weiterer (Integrierter) Gesamtschulen, 
die zum Teil schon seit Jahren mit unter­
schiedlichem Erfolg tätig sind.

Die meisten der bestehenden Gesamt­
schulen waren Anfang der 70er Jahre ge­
gründet worden; nach Amtsantritt der 
reaktionären Albrecht-Regierung 1976 
waren die vorhandenen Gesamtschulen 
stetiger Verschlechterung ihrer gesetzli­
chen und materiellen Rahmenbedingun­
gen ausgesetzt gewesen. Neugründun­
gen waren bis 1983 allgemein untersagt, 
danach praktisch verhindert worden. 
Erst ab 1989 war es gelungen, der alten 
Landesregierung Genehmigungen zur 
Errichtung von neuen Gesamtschulen in 
Braunschweig, Oldenburg und im Kreis 
Schaumburg abzutrotzen. Im Rahmen 
einer Novellierung des Niedersächsi­
schen Schulgesetzes (NSG) war den Ge­
samtschulen zudem der Status einer Re­
gelschule aberkannt worden. Selbst 
kleinste Errungenschaften, die in den 

Gesamtschulen durchgestzt waren, wur­
den über Schulgesctzänderungen und 
maßgeschneiderte Erlasse wieder aus 
der Welt geschafft, so etwa die Drittel­
parität bei (bestimmten) Konferenzen 
und andere Elemente der inneren Schul­
verfassung. Erhebliche Bedeutung für 
die Organisation des Lernens selbst hatte 
der sogenannte Organisationserlaß ,,Die 
Arbeit in der IGS“ von 1982, der eine 
Leistungsdifferenzierung, ausgerichtet 
am dreigliedrigen Schulwesen, forderte 
und somit alle fortschrittlichen Ansätze, 
der Auslese nach ,,Begabung“ und 
,,Leistung“ durch gemeinsame Lern­
gruppen, Binnendifferenzierung und 
ähnliches wenigstens ein Stück weit zu 
entgehen, zunichte machte.

Mit dem Regierungswechsel im ver­
gangenen Jahr ist nun eine veränderte Si­
tuation eingetreten. SPD und GRÜNE 
haben sich in ihren Wahlprogrammen 
und auch konkret in ihrer Koalitionsver­
einbarung eindeutig dafür ausgespro­
chen, Gesamtschulen wieder zu Regel­
schulen zu machen. Das erweitert tat­
sächlich den Spielraum der örtlichen 
Bemühungen, Gesamtschulen durchzu­
setzen, sofern es ihnen gelingt, dem be­
rüchtigten „Nachweis des Elternwil­
lens“ beizubringen. Wie so etwas prak­
tisch-politisch ablaufen kann, ist unten 
am Beispiel Burgdorf aufgezeigt.

Aber auch dort, wo es gegen die Stör­
manöver der Reaktion gelingt, den 
Nachweis der Notwendigkeit von Er­
richtung von Gesamtschulen zu führen, 
tun sich in der Verwirklichung solcher 
Absichten immer neue Probleme auf. So 
stände zum Beispiel in Braunschweig 
aufgrund der Ergebnisse einer Elternbe­
fragung nun bereits die Einrichtung 
einer dritten Gesamtschule vor der Tür, 
und Verwaltung sowie Ratsmehrheit aus 
SPD und GRÜNEN agieren auch ent­
sprechend. Doch nun fahren die Reak­
tionäre anderes Geschütz auf: der finan­
zielle Aufwand solle besser für die — 
tatsächlich seit Jahr und Tag überfällige 
— Sanierung anderer Schulen verwendet 

werden. So hofft man auch zum Beispiel 
Schüler- und Eltcrnvcrtretcr bestehen­
der Regelschulen gegen die Gesamt­
schulgründung mobilisieren zu können.

Betrachtet man diese sehr unter­
schiedlichen, aber allesamt sehr kompli­
zierten örtlichen Auseinandersetzungen 
und dazu die richtige Forderung des 
GEW-Landesverbandes, bis zum Jahre 
2000 in jedem der ca. 50 Kreise bzw. in 
den kreisfreien Städten mindestens eine 
Integrierte Gesamtschule einzurichten, 
so stellt sich die Frage, welche Forde­
rungen an die Landespolitik zu richten 
sind, um günstige Bedingungen zur 
Durchsetzung solcher Vorstellungen zu 
erreichen. Ziemliche zentrale Bedeu­
tung dürfte dabei die ersatzlose Strei­
chung des §13a(4) des Niedersächsi­
schen Schulgesetzes haben, der die 
Möglichkeit von Neugründungen von 
Gesamtschulen an die Bestandsgarantie 
für die Regelschulen des dreigliedrigen 
Schulwesens koppelt. Diese Bestands­
garantie, von der Reaktion im Slogan 
„Es darf keine Schule unter einer neuen 
Gesamtschule leiden“ schlicht, aber er­
greifend popularisiert, erweist sich in 
vielen Auseinandersetzungen als rechtli­
cher und politischer Hemmschuh bei der 
Durchsetzung von Gesamtschulgrün­
dungen.

Dazu muß die Forderung nach Ab­
schaffung beziehungsweise Neufassung 
des oben erwähnten Erlasses zur „Ar­
beit in der IGS“ kommen; insbesondere, 
was die Festlegung auf Formen äußerer 
Differenzierung betrifft. Solange solche 
Schranken nicht überwunden werden 
können, wird es der Reaktion immer 
wieder gelingen, auch in den Gesamt­
schulen Dreigliedrigkeit und somit Aus­
leseprinzipien und Leitungsbegriffe in 
der von ihr gewünschten Intensität 
durchzusetzen. Auch in Fragen wie der 
Stundentafel und dem Fächerkanon im 
Wahlpflichtbereich widerspricht der 
Organisationserlaß Forderungen und 
Vorstellungen sowohl der verschiede­
nen Gesamtschulinitiativen als auch Be­

schlüssen von GEW, Landesschülerin­
nenrat u.a., die sich stattdessen zuneh­
mend in Richtung Integration von all­
gemeiner und (vor-)beruflicher Bildung 
aussprechen.

Noch für dieses Jahr hat die Landesre­
gierung die Beschäftigung mit der No­
vellierung des NSG in Aussicht gestellt, 
die aber voraussichtlich erst 1993 in 
Kraft treten soll. Die GEW hat dazu be­
reits im letzten Jahr erklärt, daß die er­
wähnte Bestandsgarantie in NSG § 13 a 
gestrichen werden soll, was Kultusmini­
ster Wernstedt (SPD) allerdings öffent­
lich ablehnte. Die CDU befürchtet wohl 
allerdings bzw. will dem Fall vorbauen, 
daß nicht alle Bereiche bzw. Vertreterin­
nen und Vertreter des Ministeriums auf 
diesen Kurs eingeschworen sind. So hat 
sie noch im Dezember eine Kleine An­
frage im Landtag eingebracht, wie die 
Aussage eines Ministeriumsvertreters 
vor dem Landeselternrat zu bewerten 
sei, daß „die Bestandsgarantie das drei­
gliedrige Schulwesen priviligiere“ und 
ob die Landesregierung der Auffassung 
sei, daß die Bestandsgarantie nur dem 
dreigliedrigen Schulwesen im Ganzen, 
nicht aber jeder einzelnen Schule gelte. 
Auch die übrigen reaktionären Truppen, 

von der Schüler-Union bis zum Philolo 
genverband konzentrieren sich haupt­
sächlich auf die Frage des Erhalts und 
der Verteidigung der Regelschulen, ins­
besondere natürlich des Gymnasiums.

Angesichts dieser Entwicklungen er­
scheint es nötig, über die bisher im uv 
sentlichen von der GEW öffentlich vor­
gebrachten Positionen hinaus auch sei­
tens der Vertretungsorgane der Schülc 
rinnen und Schüler sowie der Eitern For 
derungen in diese Auseinandersetzung 
einzubringen. Und örtlich muß dies in 
Hinsicht auf die im Herbst stattfinden 
den Kommunalwahlen in Niedersachsen 
auch Thema der linken Bündnisse wer­
den.

Darüberhinaus muß sich die Forde 
rung an die Kultusministerkonferenz 
wenden, die KMK-Rahmenvereinba­
rung zur gegenseitigen Anerkennung 
von Gesamtschulabschlüssen aufzuhe 
ben, denn diese greift ebenfalls mit der 
Forderung nach Anpassung der inneren 
Struktur der Gesamtschulen an das drei­
gliedrige Schulwesen in unzulässiger 
Weise sowohl in Fragen der inneren 
Schulorganisation als in die Bildungsho­
heit der Bundesländer ein. — (ank, ihm; 
AGB Nds.)

Kommunalpolitische Debatte:
Pro und Contra um eine Integrierte Gesamtschule Burgdorf

Im Rat der Stadt Burgdorf (Landkreis 
Hannover) wird Mitte März eine knappe 
CDU/FDP-Mehrheit voraussichtlich die 
Einrichtung einer Integrierten Gesamt­
schule (IGS) ablehnen.

Seit Mitte 1988 arbeitet eine Initiative 
aus Lehrern und Eltern an dem Konzept 
und an der Durchsetzung dieser IGS. Sie 
begann damit kurz nach und bewußt ge­
gen den Sonderparteitag der Nieder­
sachsen-CDU, der die IGS abgelehnt 
hatte. Als besonderer Schwerpunkt der 
geplanten IGS Burgdorf ist die Verbin­
dung von allgemeiner und handwerk­
lich-technischer Grundbildung vorgese­
hen. In einer kleinen (drei- bis vierzügi­
gen) IGS für die Klassenstufen 5 bis 10 
soll in Ganztagsunterricht handwerkli­
che und künstlerische Bildung gleichbe­
rechtigt und in Zusammenhang mit All­
gemeinbildung vermittelt werden. Alle 
Schüler sollen (so weit es nach geltenden 
Erlassen möglich ist) in Lerngruppen 
zusammenbleiben und nur „innen“ dif­
ferenziert werden, damit Selektion und 
Ausgliederung der Schüler abgebaut 
wird. Lernentwicklungsberichte statt 
Noten, kein Sitzenbleiben und keine 
Hausaufgaben sollen eine entspannte 
und angstfreie Lematmosphäre schaf­
fen.

K
Ist die IGS „unsozial“?

Kaum stand das Konzept, traten die ört­
liche CDU und ein Vertreter des Philo­
logenverbandes auf den Plan und ver­
suchten, die geplante IGS zu kippen. Ihr 
Hauptargument: das gemeinsame Unter­
richten in heterogenen Lerngruppen 
(Sonder-, Haupt-, Realschüler und 
Gymnasiasten in einer Klasse) sei „un­
sozial“, da jeder Mensch von Natur aus 
unterschiedliche Begabungen und Fä­
higkeiten habe, die individuell gefordert 
werden müßten. Sogar der ehemalige 
CDU-Ministerpräsident Albrecht 
mischte sich in die Debatte: Die Vorga­
be der IGS sei neben der Integration 
auch die differenzierte Förderung be­
gabter Schüler gewesen, dies sei aber nie 
praktiziert worden. Stattdessen habe die 
Ideologie im Vordergrund gestanden, 
„die sogenannte Klassengesellschaft zu 
beseitigen und alles in einen Pott zu wer­

fen“. Die Junge Union sprach gar von 
einer „rot-grünen Kaderschmiede“, die 
sie sich für Burgdorf nicht wünsche; der 
Anteil der „DKP-Lehrer“ sei zu hoch!

Dieser Argumentation der CDU trat 
die Vorsitzende des Stadteltcrnrats auf 
einer Veranstaltung entgegen: Es sei un­
bezweifelbar, daß an der heutigen Schu­
le etwas faul sei und Eltern mit der Auf­
gabe, ihre Kinder möglichst gut durch 
die Schule zu boxen, alleingelassen wür­
den. „Die Eltern wollen eine optimale 
Förderung. Wir haben das Gefühl, daß 
die IGS das kann.“ Andere Eltern fan­
den wichtig, „daß sich die Kinder mit 
ihrer Schule identifizieren, Spaß am 
Gemeinschaftsleben entwickeln und 
weniger Streß und Hektik unterworfen 
sind.“ Die Burgdorfer SPD trat dem le­
diglich mit einer etwas verwaschenen 
Stellungnahme entgegen, in der sie 
meinte, „daß eine Gesamtschule den Be­
dürfnissen von Schülern entgegen­
kommt . ..“.

Brauchen Schüler Noten?
Ein weiteres Argument der CDU gegen 
die IGS: Der geplante Wegfall von 
Zeugnissen und Noten bis zur 9. Klasse 
sei wirklichkeitsfremd. Die gleichbe­
rechtigte Anerkennung der Schulab­
schlüsse dieser Schulform sei fraglich 
und die Schüler hätten im Vergleich zu 
den Abschlüssen der gegliederten Schul­
formen bei der Ausbildungsplatzsuche 
keine Chancengleichheit. Die „Fachlei­
stung“ bleibe zurück, so der Gymna­
siumsdirektor Burgdorfs. Andere CDU- 
ler waren mit dieser Haltung nicht ganz 
einverstanden: eine IGS sei u.U. zumin­
dest für schwächere Schüler ganz gut, da 
sie sie im handwerklichen Bereich för­
dere; zudem werde so die schlecht be­
legte Berufsschule besser ausgenutzt. 
Damit unterscheiden sich die Argumen­
te nicht sehr von der SPD, die im Schul­
ausschuß insbesondere für Hauptschüler 
bessere Chancen durch eine IGS er­
hoffte.

Das Konzept für die geplante IGS legt 
ausführlich dar, wie die Leistungsbe­
wertung aussehen soll. LeLtungsbewer- 
tung soll primär als Hilfe im Lernprozeß 
und nicht als I gleich dienen.

Eine Schule für alle Kinder: hier eine Aktion der Gesamtschule Hagen-Haspe gegen Ausländerfeindlichkeit.

Entscheidend soll nicht das Faktenwis­
sen, sondern der Lösungsweg für bei­
spielhafte Problemstellungen sein. 
Trotzdem enthält das Konzept auch die 
Aussage, daß die IGS „selbstverständ­
lich“ auch die Leistung fordert und för­
dert und Aussagen über erbrachte Lei­
stungen in Form von Lernentwicklungs­
berichten, ab Klasse 9 auch in Noten 
macht.

IGS bedroht andere Schulen?
Die Schulleiter der weiterführenden 
Schulen in Burgdorf und Umgebung (au­
ßer der Berufsbildenden Schulen) wehr­
ten sich gegen die IGS auch mit der Be­
hauptung, diese bedrohe die Existenz 
der bestehenden Schulen, zumindest 
müßten sie dann ihr Angebot zu sehr ein­
schränken. Ein geradezu lächerliches 
Argument, da die Stadt Burgdorf unab­
hängig von allen Initiativen und unge­
achtet der kommenden geburtenstarken 
Jahrgänge mit Feuereifer Schulen zu­
sammenlegt: die Zusammenlegungen 
zweier Haupt- und zweier Grundschulen 
wurden gegen den erklärten Eltern- und 
Lehrerwillen durchgesetzt; die beiden 
Realschulen stehen jetzt zur Debatte! 
Fast ängstlich will die IGS-lnitiative die­
sem Argument schon von vornherein 
den Wind aus den Segeln nehmen: sie 
wolle keine bestehende Schule bedro­
hen, sie sei lediglich eine Angebotsschu­
le, was der Konkurrenz und der Bele­
bung der Schullandschaft diene. Auf 
dieses Angebot lassen sich Politiker und 
Eltern aller Couleur auch ein: Man sei 
für dieses zusätzliche Angebot für dieje­
nigen, die es nun mal eben wollen! 
„Der“ sog. Elternwille wird von allen 
hochgehalten.

Ganztagsunterricht
Wegen des Ganztagsunterrichts brauche 
man laut CDU keine IGS, denn eine 
Ganztagsbetreuung sei auch an den be­
stehenden Schulen bei Bedarf möglich. 
Das sei sowieso nur für „ganz bestimm­
te Kinder“, beispielsweise die von al­
leinerziehenden Eltern, notwendig. 
„Als Christ“ bedauere man dabei, daß 
damit das Recht, die Kinder selbst zu er­
ziehen, eingeschränkt wird.

Gegen dieses Argument tritt die SPD 
noch am entschiedensten auf: sie hält die 
IGS für „wesentlich familienfreundli­
cher. Welche Mutter kann nicht ein Lied 
auf mit Nachhilfe ausgefüllte Nachmit­
tage singen? Es muß nicht ein Traum 
sein, daß Kinder von der Schule kom­
men und dann die Freizeit beginnt.“ 
Damit zeigt sie wenigstens annähernd 
die tatsächlichen Verhältnisse, daß näm­
lich die Kinder, deren Eltern sich inten­
siv um die Hausaufgaben kümmern und 
eventuell Nachhilfe bezahlen können, 
meistens weniger Schulprobleme haben, 
während die anderen auf der Strecke 
bleiben! Gerade dieser gesellschaftliche 
Unterschied könnte durch eine IGS et­
was ausgeglichen werden.

Verwaltung verzögert?
Angesichts der CDU/FDP-Mehrheit im 
Burgdorfer Rat (20:17) setzte die Ver­
waltung auf Verzögerungstaktik: Sie 
hielt zwar ebenfalls den „Eltemwillen“ 
hoch und führte auch den Auftrag des 
Schulausschusses, eine Eltembefragung 
durch, doch brauchte sie trotz erhebli­
cher Kritik von SPD, Grünen und der In­
itiative ein volles halbes Jahr vom Auf­
trag bis zur Durchführung! Auch eine

Anhörung der Schulleiter vor dem 
Schulausschuß benötigte wegen diverser 
anderer Termine des Stadtdirektors Mo­
nate! Während die Schul zu sammenle 
gungen recht flott passierten, hoffte der 
Stadtdirektor in punkto IGS ausdnick 
lieh auf die schnellere Entscheidung an 
derer Städte in erreichbarer Nähe. So 
wurde praktischerweise in der Eltembe 
fragung auch gleich die Frage mit aufge 
nommen, ob man sein Kind eventueii 
auch auf eine Gesamtschule in der neun 
km entfernten Nachbarstadt Lehm 
schicken würde. Ein weiteres geplante' 
Verwirr-Manöver der CDU. gleichze: 
tig mit der Elternbeffagung zur IGS auch 
die Frage zu stellen, ob Eltern auch eine 
Ganztagsbetreuung im dreigliedriger 
Schulsystem wollen, konnte gerade 
noch verhindert werden.

Das Ergebnis der Eltembefragum 
war knapp: der Elternwiile ist also of­
fensichtlich nicht einheitlich: Bei einen 
Rücklauf von etwa 50% waren die El 
tern von 214 Kindern für eine IGS, d^ 
sind etwa 70 Kinder pro Jahrgang! Die 
Eltern von 235 Kindern sprachen sich 
für die gegliederten Schulformen aus 
Damit ist die Stadt nicht verpflichtet, ei­
ne IGS einzurichten, dazu wären etw- 
100 Kinder pro Jahrgang notwendig ge­
wesen. Andererseits haben sich minde 
stens ein Viertel jeden Jahrgangs für ei­
ne IGS ausgesprochen, so daß die Suc 
einen Ratsbeschluß darüber herbeifüh 
ren könnte, der aber mit großer WsL 
scheinlichkeit an den Mehrheitsverhäi 
nissen scheitern wird.
Quelle. Anzeiger für Burgdorf und Lehrt 
verseh. Artikel von März 1990 bis Febc- 
1991; Konzepi der IGS-Initiative Bürgte- 
— (ihm)
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BAW laßt § 129a fallen
OLG-Urteil foigt dem BAW-Plädoyes nahezu in allen Punkten

im März letzten Jahres wer- 
jccdrei Leute nach einem Einbruch in 

Bürgermeisteramt Untergrombach 
jd die dort befindliche Polizei Station 
•saenommen Die Bundesanwalt- 
-jan, die die Ermittlungen sofort an 

zieht, stellt Haftbefehl und ermittelt 
xeen §129a. Die Presse organisiert 
,-xh den ersten Verlautbarungen der 
8AW eine Kampagne „Anschlag auf 
wÖBjann geplant?“ („Badische Neue- 
« Nachrichten“), Festnahmen im 
RAF-Umfeld, Spekulationen über einen 
Optanten Anschlag auf Rebmann“ 
.„Süddeutsche Zeitung“), „RAF-Ter- 
iw, Alarmstufe 2 für Politiker, Haftbe­
fehl gegen Arzt und Sanitäter“ 
...Bild“). Den Haftbefehl und die Er­
mittlungen wegen § I29a begründet die 
BAW damit, der Einbruch sei ,,im Auf­
trag der RAF“ ausgeführt worden. Be­
weise für den Auftrag der RAF“ kon­
struiert die BAW aus der Teilnahme an 
Meranslaitungen und Demonstrationen 
sowie aus Zeitungsartikeln, Broschüren 
und Flugblättern, die sich mit der Situa­
tion der politischen Gefangenen ausei- 
rondersetzen und bei den Verhafteten 
neschlagnahmt werden. Die drei Leute 
sind im Gesundheitswesen beschäftigt 
und befassen sich seit Jahren auch aus 
beruflichen Gründen mit Katastrophen­
medizin. Sie hoffen, im Bürgermeister­
amt Untergrombach Unterlagen über 
staatliche Einsatzpläne für atomare Ka­
tastrophen in der Region zu finden und 
der Öffentlichkeit zugänglich machen zu 
können.

Der 5. Strafsenat des Oberlandesge- 
richts Stuttgart läßt die juristisch recht 
dürftige Anklage auch prompt zu. Am 6. 
Februar 1991, nach fünf Verhandlungs­
lagen. wird das Urteil in Stammheim 
gegen die drei Angeklagten gesprochen: 
sie werden zu Freiheitsstrafen von zwei­
mal zwanzig Monaten und einmal acht­
zehn Monaten, ausgesetzt auf drei Jahre 
zur Bewährung, verurteilt wegen schwe­
ren Diebstahls und versuchten Ein­
bruchdiebstahls. Die § 129a-Anklage 
hatte sich bereits im Prozeß als haltlos 
erwiesen, die BAW zog sie auf Antrag 
des Gerichts zurück.

Im folgenden dokumentieren wir aus 
der Bewertung des Urteils durch die An­
geklagten sow ie aus den Prozeßerklä­
rungen, in denen sie die Gründe für den 
Einbruch dargelegt hatten. — un.. map)

„Der BAW ist es nicht gelungen, eine 
Verurteilung nach § 129a zu erreichen. 
Natürlich sind wir darüber persönlich 
sehr erleichtert. Letzten Endes wichti­
ger aber und für die Bedingungen hier 
ausschlaggebend ist es, daß die BAW 
sich politisch durchsetzen konnte. In sei­
ner Urteilsbegründung folgte das Ge­
richt nahezu in allen Punkten dem Plädo­
yer der Bundesanwaitschaft. bis hin zur 
Übernahme ganzer Formulierungen. Es 
erklärte, daß ein über einem bestimmten 

Maß liegendes Quantum an linkem 
Schriftgut, wie es bei uns beschlagnahmt 
wurde, auf eine .geistige Nähe' zu extre­
mistischen Gruppen schließen lasse. 
Eine solche hätten w ir mit logistischem 
Material unterstützen wollen. Ob es sich 
hierbei um die RAF. die RZ oder gar ei­
ne eigene Vereinigung handele, habe 
nicht geklärt werden können.“

.......  Katastrophenschutz gehört zum 
Polizei recht. Im Gesetzestext des Lan­
deskatastrophenschutzgesetzes steht 
dementsprechend einiges zur Kompe­
tenz der Polizei. Etwa unter §19: .Die 
Ortspolizeibehörden der betroffenen 
Gemeinden werden an der Wahrneh­
mung der Einsatzaufgaben der Katastro- 
phenschutzbehördc beteiligt? Und wei­
ter unter §24: .Der Polizeivollzugs­
dienst nimmt die Aufgaben der Katastro­
phenschutzbehörde wahr, wenn und so­
lange ein rechtzeitiges Tätigwerden der 
zuständigen Katastrophenschutzbehörde 
nicht erreichbar ist und trifft die notwen­
digen vorläufigen Maßnahmen? . . .

Diese Richtlinien des Landeskatastro­
phenschutzgesetzes sind verbindlich für 
die sogenannten besonderen Katastro­
phenschutzpläne. Besondere Katastro­
phenschutzpläne beziehen sich konkret 
auf den jeweiligen Kernreaktor und sind 
zu erstellen für alle Gemeinden im Um­
kreis von 25 km um kerntechnische An­
lagen. die Grenze der festgelegten Au­
ßenzone . . .

Wir wollten unsere Vermutung bele­
gen hinsichtlich der Existenz von Pla­
nungen, polizeilichen Dienstanweisun­
gen. die außerhalb der offiziellen Kata­
strophenschutzpläne existieren und 
staatlichen Gewalteinsatz dokumentie­
ren. Durch deren Entwendung, Auswer­
tung und anschließende Veröffentli­
chung wollten wir dazu beitragen, den 
Widerstand gegen diese Politik zu ver­
stärken und weiteren politischen Druck 
zur Abschaffung atomarer Anlagen zu 
machen . . .

Die Gemeinde Untergrombach liegt 
sowohl im ausgewiesenen Evakuie­
rungsgebiet des Kernkraftwerkes Phil- 
lipsburg als auch des Kernforschungs­
zentrums Karlsruhe, hier in Hauptwind­
richtung. Die Gefährung durch die 
Karlsruher Anlagen ist sehr viel größer 
als durch einen .gewöhnlichen' Reaktor, 
stehen doch in Karlsruhe der einzige 
Schnelle Brüter, die einzige Wiederauf- 
bercitungsanlage sowie praktisch das 
einzige Atommüllagcr der Bundesrepu­
blik. Und daß die Ortspolizeibehörde 
der betroffenen Gemeinden, die ja an der 
Wahrnehmung der Einsatzaufgaben be­
teiligt ist, über die entsprechenden Un­
terlagen schon vor einem Katastrophen­
fall verfügt, erschien uns zwingend

Quellen: Bad. N. Nachrichten, 17.3.90 u. 7.2. 
91; Südd. Zig., 19.3.90; Bild, 22.3.90: Kom­
munale Berichte Karlsruhe, 5.4.90, 7. 1.91

Grüne fordern 
Bleiberecht für Kurden

Karlsruhe. Die Grünen haben im Land­
tag Baden-Württemberg einen Antrag 
auf Bleiberecht für kurdische Flüchtlin­
ge gestellt. Die Landesregierung wird 
aufgefordert, ,,daß Kurden nicht von 
Ausweisung und Abschiebung, insbe­
sondere nicht in den Irak und die Türkei 
bedroht sind“. ..daß die im Zusammen­
hang mit dem Golfkricg nach Baden- 
Württemberg geflüchteten Kurden den 
Status von Konti ngentflüchtlingen er­
halten“, ..daß . . . Kurden auf Antrag 
auch dann als Staatenlose anerkannt 
werden, wenn ein Staat aufgrund seines 
Rechts sie als Staatsangehörige an­
sieht“. Der Antrag wird u.a. mit der 
Bombardierung Kurdistans im iraki­
schen und türkischen Grenzgebiet seit 
Beginn des Golfkrieges und der Suspen­
dierung der Menschenrechte in den kur­
dischen Provinzen der Türkei begrün­
det. Quelle: Antrag vom 21.2. — (rub)

Gorleben: Baustelle der 
Konditionierungsanlage besetzt 
Gorleben. Am 6.2.91, dem ersten Jah­
restag der Hüttendorfräumung in Gorle­
ben, besetzten ca. 22 Anti-AKW-Aktivi- 
sten die Baustelle der Pilotkonditionie­
rungsanlage bei Gorleben. Die Besetzer 
kamen durch den Wald und überwanden 
mit Leitern den Bauzaun. Es kam zu 
vielfältigen Aktionen auf dem Gelände. 
So wurde ein Transparent „Tschernobyl 
ist überall“ auf dem Baukran befestigt 
und ein weiteres Transparent 
„Tschüß“-PKA zwischen den Betonsi­
los gespannt. Die Polizei und der BGS 
waren durch die Besetzung total über­
rascht. Derweil wurde von einigen Akti­
visten der Baukran besetzt. Nach drei 
Stunden wurde das Gelände von der Po­
lizei geräumt. Dies verlief friedlich. Al­
le Beteiligten wurden zur Polizeikasernc 
Lüchow gebracht. Dort wurden ihre 
Personalien festgestellt. Zu einer 
„förmlichen“ Verhaftung kam es aller­
dings nicht. Nach 2 Stunden Freiheitsbe­
raubung wurden die Besetzer freigelas­
sen. — (M)

Proteste gegen 
Bundeswehr in Kurdistan

Bielefeld. Eine vom Antikriegsbündnis 
organisierte Demonstration am 14.2. 
unter den Forderungen: Rückzug der 
Bundeswehr aus Kurdistan! Stoppt die 
deutsche Kriegsbeteiligung jetzt hatte 
1 000 Teilnehmer. Die Bezirksdelegier­
tenkonferenz der Bielefelder Schüler­
vertreter vom 16.2. forderte in einer Re­
solution gegen den Golfkrieg den Abzug 
der Bundeswehreinheiten. Dies verlangt 
auch der Vertrauensleutekörper der IG 
Leder bei den Möller-Werken (1 600 Be­
sch.) in einem Brief an die Bundesregie­
rung. Das Kurdistan-Zentrum und das 
Autonome und Antiimperialistische An­
ti-Kriegsplenum machen am 2.3. eine 
Veranstaltung: „Was macht die BRD in 
Kurdistan? “ — (stb)

Antifaschistische Widerstands­
kämpfer gegen den Krieg am Golf 
Köln. Jetzt haben sich mehr als 80 Frau­
en und Männer, die aktiv am Wider­
standskampf gegen die Nazi-Diktatur 
teilgenommen haben und fast alle in Ge­
fängnisse, Zuchthäuser und Konzentra­
tionslager gesperrt wurden, mit einer 
Erklärung zum Golgkrieg zu Wort ge­
meldet:

„Der Krieg am Golf wird immer bru­
taler und unmenschlicher . . . Der Krieg 
am Golf sei notwendig, um den Diktator 
Saddam Hussein zu stoppen und Schlim­
meres zu verhüten. Das sei die Lehre aus 
dem Sieg der Anti-Hitler-Koalition über 
das faschistische Deutschland — so ver­
suchen die Befürworter und Unterstüt­
zer den Krieg zu rechtfertigen. Wir An­
tifaschistinnen und Antifaschisten wei­
sen diese Rechtfertigung als verlogen 
und heuchlerisch zurück . .. Ausgehend 
von unseren Erfahrungen und Erkennt­
nissen erklären wir: . . . Heuchlerisch 
und verlogen ist das Argument, wir 
Deutschen müßten als Dank für die Be­
freiung von Hitler jetzt die USA in ihrem 
Krieg am Golf unterstützen. Es geht in 
diesem Krieg nicht um die Befreiung 
Kuweits oder die Wiederherstellung der 
Demokratie. Das Feudalregime Kuweits 
ist ebensowenig demokratisch legiti­
miert wie das des USA-Verbündeten 
Saudi-Arabien oder das von Saddam 
Hussein im Irak. Es geht allein um die 
Verfügungsgewalt über den Rohstoff 
Erdöl. Wenn ein Bezug zu Hitler herge­
stellt wird, dann muß daran erinnert 
werden, daß auch die Nazis Krieg um 
Rohstoffe geführt haben, um Kohle und 
Eisenerz in Frankreich, um die Korn­
kammern der Ukraine und das Erdöl von 
Baku.“
Der vollständige Text ist dokumentiert in den 
..Antifaschistischen Nachrichten“ Nr. 5/91

Mannheim. Bei der Samstags-Aktion gegen den Krieg am Golf fanden sich am 15.2. 
über 500 Moslems ein, um gegen die Diskriminierung der Anhänger des Islam zu de­
monstrieren. Auf Transparenten und Flugblättern traten sie für eine gerechte arabi­
sche Lösung der Konflikte im Nahen Osten ein und stellten heraus, daß der „Heilige 
Krieg“ eine Erfindung kolonisierender christlicher Mächte sei. — (tht)

Essen: Bürgerantrag gegen 
revanchistische Patenschaft

Essen. Etwa hundert Leute, darunter 
mehrere Gewerkschaftsfunktionäre, 
DKP, MLPD. VVN/BdA und Volks­
front haben einen Bürgerantrag des An­
tifaschistischen Forums gegen die Pa­
tenschaft der Stadt Essen über Hinden­
burg unterzeichnet. Hindenburg hieß 
ganze 30 Jahre, zwischen 1915 und 
1945, die polnische Stadt Zabrze. In 
dem Bürgerantrag, der jetzt eingereicht 
wurde, wird die Kündigung der Paten­
schaft aus der Zeit des Kalten Krieges 
gefordert und die Einstellung aller Zah­
lungen der Stadt an revanchistische Ver­
bände. Die Stadt Essen zahlt z.B. alle 
zwei Jahre über 30000 DM für den 
„Hindenburger Heimattag“. Wahrge­
nommen wird die Patenschaft vom Ver­
tretungsausschuß Hindenburg, einer 
Untergliederung der Landsmannschaft 
Oberschlesien. — (wof)

Verlegung von zwei politischen 
Gefangenen aus NRW nach Celle 
Hannover. Das nordrhein-westfälische 
Justizministerium hat das niedersächsi­
sche darum gebeten, dem Wunsch zweier 
in NRW inhaftierter politischer Gefan­
gener, nach Celle verlegt zu werden, 
nachzukommen. Das niedersächsische 
Justizministerium wird dieser Bitte vor­
aussichtlich entsprechen, so ein Mini­
steriumssprecher am 13.2.. Die CDU- 
Landtagsfraktion warf der nds. Justiz­
ministerin Alm-Merk vor, „eine ernst 
zu nehmende Gefahrensituation in Nie­
dersachsen“ zu schaffen. Sie handele 
„in falscher Fürsorge für terroristische 
Gewalttäter und deren Kumpanen“, so 
der CDU-Abgeordnete Möllring am 
20.2. während der Landtagsdebatte zu 
diesem Thema. — (rcc)

Haushaltsberatungen in Freiburg
Anträge der Linken Liste /Friedensliste

FDJ-Verbot nicht mehr anwendbar
Münchner Amtsgericht: „FDJ ist in der BRD eingebürgert“

Freiburg.Die zweite Lesung des städtischen Haushalts ist 
abgeschlossen. Um jede Mark, die für soziale Aufgaben 
mehr ausgegeben werden sollte, wurde — meist ergebnislos 
— gefeilscht. Die Millionenbeträge für offene oder ver­
deckte Wirtschaftsförderung gingen geräuschlos über die 
Bühne. Die Stadträtin der Linken Liste / Friedensliste, Inge

Tritz, hat versucht, mit insgesamt 63 Anträgen sozialen In­
teressen der Ärmeren in der Stadt Geltung zu verschaffen, 
kulturellen Bedürfnissen von Minderheiten Unterstützung 
zu gewähren und die uferlose Begünstigung der großen 
Betriebe zu beschneiden. Wir dokumentieren beispielhaft 
einige davon. — (kh)

Streichung von 41000 DM fiir Abschie­
bungen von Ausländern
Es geht uns hier um eine politische De­
monstration der Stadt gegen die Ab- 
jchiebungsanordnungen . . . Ein dafür 
vorgesehener Titel im Haushalt zeigt die 
Bereitschaft der Stadt, solchen Anord­
nungen nachzukommen. Wir sind dage­
gen der Auffassung, daß die Stadl sich 
gegen jede Abschiebung von Asylbe- 
-»erbem aussprechen, ihren Ermessens­
spielraum nutzen und gegen entspre­
chende Weisungen protestieren sollte. 
Kürzung der Verfügungsmittel des OB 
** 20000 DM (fiir die Patenschaft mit

Marineversorger eingestellt) 
um Rechtsgutachten des städtischen 
Sfechtsamts vom 21. 1.91 ist es offen, ob 
die tetenschaft überhaupt zum kommu- 
uien Aufgabenbereich i.S. der Ge­
meindeordnung gehört. Sie wurde zu- 
öem durch die Verwaltung und nicht 
-orch Beschluß des Gemeinderats gebil­
det. Gerade in der gegenwärtigen Situa- 
'Joc sollte die Stadt Patenschaften mit 
friedensgruppen und nicht mit einem 
•Viegsschiff pflegen.

Streichung des 150000-DM-Zuschusses 
an das Zelt-Musik-Festival
Die Entwicklung des ZMF zur repräsen­
tativen, kommerziell ausgerichteten und 
wirtschaftlich wenig seriösen Großver­
anstaltung hat sich weit von seinem ur­
sprünglichen Selbstverständnis entfernt, 
nämlich der freien, experimentellen 
Musikszene ein Forum zu verschaffen.
Aufnahme eines Zuschusses von 30000 
DM an Radio Dreyeekland
Die Unterstützung eines unabhängigen, 
nichtkommerziellen Radios, das zudem 
ein örtliches Projekt darstellt im Gegen­
satz zum öffentlich-rechtlichen Rund­
funk, halten wir fiir einen wichtigen Bei­
trag zur kulturellen Förderung auf kom­
munaler Ebene. Die Stadt sollte gerade 
gegen die Politik der Landesregierung, 
die einseitig auf die Förderung privat­
kommerzieller Sender setzt, diesen ein­
zigen freien Lokalfimk unterstützen.
Erhöhung der Personalausgaben für das 
Wohnungsamt um 60000 DM
Dieser Betrag ist erforderlich zur Schäf­
tung einer zusätzlichen Stelle, die dafür 
eingerichtet werden soll, daß das Amt 

personell in die Lage kommt, seinem ge­
setzlichen Auftrag, der Verfolgung und 
Ahndung von Mietpreisüberhöhungen 
gemäß Wirtschaftsstrafgesetz nachzu­
kommen. Die Stelle ist haushaltsneutral 
zu schaffen (siehe nächster Antrag). 
200000 DM zusätzlich zu veranschla­
gende Mehreinnahmen bei Bußgeldern 
In Folge verstärkt verhängter Bußgelder 
wegen Mietpreisüberhöhung durch die 
neu zu schaffende Stelle im Wohnungs­
amt sind Mehreinnahmen mindestens in 
dieser Höhe zu erwarten, wenn die Stadt 
auch nur annähernd den Spielraum bei 
der Höhe der Bußgelder (im Einzelfall 
bis zu 50000 DM) ausnutzt.
Anhebung der Verlustabdeckung bei der 
städtischen Wohnungsbaugesellschaft 
um 3,3 Mio. DM
Der Betrag entspricht den zu erwarten­
den Einnahmen aus der von der Stadt auf 
Grundlage bundesgesetzlicher Regelung 
zu erhebenden Fehlbelegungsabgabe. 
Er soll dazu dienen, die Finanzausstat­
tung der Siedlungsgesellschaft zu ver­
bessern und so die geplanten Mieterhö­
hungen vermeiden.

München. Am 13.2.1991 stand in 
München die Setzerin Martina Holzin- 
ger, Mitarbeiterin der Kämpfenden Ju­
gend, vor Gericht. Sie hatte bei einer 
Aktion gegen den ersten Staatsvertrag 
im Juni vergangenen Jahres auf dem 
Münchner Marienplatz ein Hemd der 
Freien Deutschen Jugend getragen. 
Über eine Stunde stand sie dort, ohne 
daß jemand Anstoß daran nahm. Doch in 
buchstäblich letzter Minute, als sie gera­
de gehen wollte, bekam sie es doch noch 
mit der Polizei zu tun. „Verbreiten von 
Propagandamitteln verfassungswidriger 
Organisationen — §86 StGB“ sei ihr 
Vergehen, und wenige Monate später 
flatterte ein Strafbefehl in Höhe von 60 
Tagessätzen ä 40 DM ins Haus. Martina 
legte Widerspruch ein.

Die Freie Deutsche Jugend wurde vor 
über 40 Jahren hier in Westdeutschland 
verboten, als auf Biegen und Brechen die 
Wiederaufrüstung der BRD betrieben 
wurde. Die FDJ hatte mit aller Kraft die 
Volksbefragung gegen die Remilitari­
sierung unterstützt. Weil sie nicht in 
fremde Länder marschieren wollte, 
marschierte sie von Wohnung zu Woh­
nung, um so den Willen des Volkes ein­
zuholen. Die Volksbefragung wurde 
von Adenauer verboten, die FDJ küm­
merte sich nicht darum, kurz darauf 
wurde sie ebenso verboten.

In ihrer Einlassung wies Martina auf 

diese Rolle der FDJ nach dem Kriege hin 
und schilderte auch andere Aktionen wie 
zum Beispiel den Einsatz zur Rettung 
Helgolands, das den britischen Militärs 
als Bombenabwurfziel verkauft worden 
war. Dem stellte sie gegenüber, wie heu­
te die Jugend als Bundeswehrsoldaten 
nicht nur in der Türkei eingesetzt wer­
den soll und wie gut uns dagegen heute 
eine so schlagkräftige Organisation wie 
die FDJ tun würde. Sie legte klar, daf 
das Verbot dieser Organisation, seit je­
her gegen die Interessen des Volkes, 
jetzt aber, nach erfolgter Einverleibung 
der DDR, auch noch der eigenen rechtli­
chen Grundlage beraubt ist: wurde doch 
das Verbot unter anderem damit begrün­
det, daß die FDJ in Westdeutschland 
eine „Tarnorganisation der FDJ in der 
DDR“ sei.

„Die Freie Deutsche Jugend hat sich 
in der gesamten BRD eingebürgert, sie 
ist eine zugelassene Partei, das öffentli­
che Zeigen des Abzeichens kann nicht 
wegen Verwenden von Kennzeichen 
verfassungswidriger Organ i sationen
(§86 StGB) verfolgt werden“ so lautete 
schließlich auch das Urteil des Amts­
richters. Verurteilt wurde aber Martina 
wegen des sog. Uniformverbots. Soweit 
Verurteilung erfolgt ist, haben Martina 
und ihre Rechtsanwältin Gabriele Hei- 
necke die Einlegung von Rechtsmitteln 
angekündigt. - (Kämpfende Jugend)
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10000 bei ÖTV-Kundgebung
Beschäftigte im Sozial-/Erziehungsdienst sind unzufrieden

Gildemeister auf Jagd nach Marktanteilen
Max-Müller soll saniert werden — „Am Weltmarkt orientiert

Stuttgart. Rund 10000 Beschäftigte 
konnte die ÖTV für ihre Kundgebung 
am 23. Februar in Stuttgart aus Baden- 
Württemberg, Bayern und Hessen mobi­
lisieren. Ein Abschluß der Eingruppie­
rungsverhandlungen steht bevor. In den 
Reden forderten die Beschäftigten eine 
Höhergruppierung von mindestens zwei 
BAT-Stufen für alle Berufsgruppen. Der 
baden-württembergische ÖTV-Vorsit- 
zende Arndt legte sich da nicht so genau 
fest, er setzte den Schwerpunkt in seiner 
Rede auf den drohenden „Erziehungs­
notstand“.

Im Vorfeld der Kundgebung gab es 
Auseinandersetzung um die Inhalte der 
Reden. Es sollte nicht gegen den Krieg 
Stellung genommen werden, auch nicht 
gegen das Auflasten der Kriegskosten 
auf die Bevölkerung, insbesondere auf 
die Beschäftigten des öffentlichen Dien­
stes in Form von „Sonderopfern“. Die 
Bezirksleitung wollte aus „Vcrhand- 
lungstaktik“ dieses Thema meiden und 
beließ es denn auch dabei, auf die da­
rauffolgende Friedenskundgebung zu 
verweisen. Allerdings ließen es sich die 
Rednerinnen nicht nehmen, dies doch 
zum Thema zu machen.

Zumindest in Baden-Württemberg 
und Hessen gibt es starke Kritik an 
ÖTV-Bezirksleitung und Tarifkommis­
sion. In einem Frankfurter Flugblatt 
wird kritisiert, daß schon weit ab von 

den ursprünglichen Forderungen ver­
handelt wird. Höhere Eingruppierung, 
aber auch Fort- und Weiterbildungs­
maßnahmen wurden damals gefordert. 
Nun soll in den Kreisen nach einer 
„Schmerzgrenze“ gesucht werden, was 
noch hinnehmbar sei. Diese „Schmerz­
grenze“ liegt wohl bei Teilen der Tarif­
kommission unter zwei BAT-Gruppen. 
Außerdem wurde bemängelt, daß von 
der ÖTV zu wenig Aktionen organisiert 
werden. Insbesondere zu Beginn der 4. 
Verhandlungsrunde am 25.2. wurde in 
einigen Bezirken versucht, auf Aktionen 
am Verhandlungsort in Stuttgart in Form 
von Warnstreiks zu moblisieren. Dies 
wurde in den Kreisen von verantwortli­
chen Funktionären verhindert. Mann­
heimer Beschäftigte forderten deshalb 
zu Verhandlungsbeginn nochmals die 
Tarifkommission auf, wenigstens Warn­
streiks zu ermöglichen.

Allerdings vertritt die ÖTV neuer­
dings die Rechtsauffassung, daß die An­
lage la zum BAT, unter die die Beschäf­
tigten fallen, nicht teilgekündigt werden 
kann, so daß nur der Sozial- und Erzie­
hungsdienst verhandelt werden kann. 
Eine Kündigung der gesamten Anlage 
sei auch nicht möglich, da sonst der 
Standard anderer Angestellter, die auch 
unter die Anlage fallen, bedroht sei. Im 
Herbst wurde noch öffentlich von Streik 
gesprochen. — (unb)

Hannover. Die Stimmen aus der Branche sind weithin opti­
mistisch. Von 1988-1990 hat der westdeutsche Maschinen­
bau das Produktionsvolumen um 20 % gesteigert. Berück­
sichtigt man den Marktanteil von 40%, den die westdeut­

schen Maschinenbaukapitalisten derzeit am osteuropäi­
schen Markt halten, dürfte klar werden, daß die geäußerten 
Hoffnungen nur durch weitere Zerstörung der dortigen 
Produktionsstrukturen umgesetzt werden können.

Die westdeutsche Werkzeugmaschinen­
branche war mit einem Weitmarktanteil 
von 22,9 % (62 % der eigenen Produk­
tion) der größte Exporteur. In der Bran­
che hält der Gildemeisterkonzem 16% 
des Gesamtmarktanteils in der BRD. Als 
wesentliches Plus für die kommenden 
Konkurrenzschlachten schätzt die Kon­
zernleitung die innere Struktur der Pro­
duktionsstätten sowie die Produktgestal­
tung ein. Abgesprochen wird dieses Plus 
jedoch dem hannoverschen Standort 
Max-Müller. Die Kritik der Konzern­
führung reicht von „Führungsschwä­
che“, „falsche Produktorientierung“ 
über „fehlende Organisationsmittel“ 
(EDV-Systeme) bis, „die machen ihre 
Arbeit nicht ordentlich“. Erste ange­
kündigte Maßnahme war die geplante 
Reduzierung der Belegschaft von 457 
auf 362. Im Rahmen der Sanierung soll 
vor allem die mechanische Fertigung 
stark reduziert werden, in der bisher 
cirka ein Drittel der gewerblichen Be­
schäftigten arbeiten. Parallel zu Entlas­
sungen sollen weitestgehend die manu­
ellen Maschinen verschwinden und die 
CNC-Maschinen stärker ausgelastet 
werden — einschließlich Samstagarbeit.

Die Konstruktionsbereiche sollen redu­
ziert und zusammengefaßt werden. 
Neben der Ablehnung der geplanten 
Entlassungen ist die betriebliche Interes­
senvertretung vor allem bemüht, auf die 
weitreichenden Betriebsänderungen 
Einfluß zu gewinnen, um Arbeitsorgani­
sation und Arbeitsinhalte zu beeinflus­
sen. Die Verhandlung um einen Interes­
senausgleich erklärte die Geschäftsfüh­
rung für gescheitert. In dem folgenden 
Einigungsstellenverfahren konnte der 
Betriebsrat keine Beschäftigteninter­
essen in dem Interessenausgleich unter­
bringen. Den von der Einigungsstelle 
verabschiedeten Sozialplan will die Ge­
schäftsleitung nicht an wenden. Schon in 
der Verhandlungsphase hat die Perso­
nalabteilung begonnen, mit zuerst vor 
allem älteren Beschäftigten Aufhe­
bungsverträge abzuschließen. Die der­
zeit etwa zwanzig zeitbefristet Beschäf­
tigten sollen auf keinen Fall übernom­
men werden. Im zweiten Schub von 
Aufhebungsverträgen will man sich der 
Beschäftigten entledigen, die in Zukunft 
„nicht gebraucht“ werden. Gerade in 
der hierbei geübten Praxis wird deutlich 
mit Sentimentalitäten aus der Vergan­

genheit des „Familienbetriebs“ Max- 
Müller aufgeräumt. Lange Betriebst 
gehörigkeit schützt vor gar nichts mehr 
Eine deutliche Entpersonalisierung ist 
festzustellen. Somit werden mit Geld 
und unter Umgehung des Sozialplanex 
Fakten geschaffen. Fakten bezüglich der 
Beschäftigtenzahl und der Struktur des 
Betriebes. Zum Beispiel wird die roe 
chanische Fertigung stark reduziert 
ohne daß die geplante Arbeitszeitverän­
derung verhandelt wurde, ohne daß die 
geplante Einführung eines PPS-Systems 
konkrete Gestalt angenommen hat und 
ohne daß die Vorstellungen des Be­
triebsrates bezüglich einer anderen Ar­
beitsorganisation überhaupt erörten 
wurden. Was im Rahmen dieser „Sank 
rung“ von den Beschäftigten erwarte! 
wird, macht die Aussage des eingeflo­
genen Vorstandsmitgliedes auf die An­
forderung von Betriebsräten, daß Quali 
fizierungsmaßnahmen im Rahmen der 
Veränderungen gerade auch für ältere 
Beschäftigte notwendig sind, deutlich: 
Versuche niemals, einem alten Esel neue 
Tricks beizubringen.
Quellen: div. Ausgaben des Handelsbialtes, Ge­
schäftsbericht Gildenieister AG 1989. — (rog)

Sechs Betroffene des 
Radikalenerlasses eingestellt

Hannover. Eine Lehrerin aus Jever und 
ein Lehrer aus Oldenburg, sowie vier 
Lehrer, die in ihrer Probezeit entlassen 
bzw. gar nicht erst eingestellt wurden, 
weil sie unter der CDU/FDP-Landes- 
regierung wegen Mitgliedschaft in der 
DKP oder anderen linken Parteien unter 
den Radikalenerlaß fielen, sind seit dem 
1.2.91 wieder im niedersächsischen 
Schuldienst. Von den 111 Lehrern, die 
von dem Radikalenerlaß betroffen wa­
ren, haben sich bisher 47 zur Wiederein­
stellung gemeldet. Die Wiedereinstel­
lung beruht auf dem Gnadenerweis des 
Kultusministers. Eine Entschädigung 
für die Suspendierung erhalten die Leh­
rer nicht, mit der Begründung, die da­
mals ergangenen Urteile seien zwar po­
litisch fragwürdig gewesen, aber von 
Unrechtsurteilen könne keine Rede sein.
— (bee)

TarifabschluB im Ruhrbergbau: 
Insgesamt etwa 5,2 Prozent

Essen. Die Thrifverhandlungen für die 
108000 Beschäftigten des Ruhrbergbaus 
sind abgeschlossen. 4,9% mehr Lohn 
und Gehalt, eine Erhöhung der Jahres­
abschlußvergütung um einheitlich 150 
DM und eine Erhöhung der Ausbil­
dungsvergütungen um 50 DM, so lautet 
das Ergebnis. Der Abschluß kann zwar 
die Verteuerung der Lebenshaltung 
kaum ausgleichen, erst recht nicht die 
gestiegene Arbeitsleistung. Entspre­
chend sieht die bürgerliche Presse in sei­
nem „Maß“ ein Vorbild für den Öffent­
lichen Dienst und die Metall-Industrie. 
Mit einem Volumen von 5,2 % ist der 
Abschluß jedoch das höchste Bergbau- 
Ergebnis seit Jahren. Gefordert hatte die 
IG Bergbau 8 %. — (wof)

Köln. Die Gewerkschaft HBV hat die Forderungen für die Tarifrunde 1991 im Einzel­
handel Nordrhein-Westfalen aufgestellt. Der Tarifvertrag ist zum 31. März gekündigt. 
Die HBV fordert eine überdurchschnittliche Erhöhung der Löhne und Gehälter von 
300 DM. Um die Diskriminierung von Frauenarbeit abzubauen, fordert die HBV die 
Streichung der untersten Lohngruppen I und lla. — (anl)

AOK Berlin: „Bettenüberhang“ 
vor allem in Ostkrankenhäusern
Karlsruhe/Westberlin. Eine Kommis­
sion der Berliner Krankenkassen (Feder­
führung: AOK) hat am 22. Januar 1991 
ein Papier erstellt, in dem sie bis 1996 
den Abbau von 6705 Betten allein in den 
Akutkrankenhäusern (d.h. ohne Psychi­
atrie) fordert — über 20 % der jetzigen 
Betten. Davon fast die Hälfte in Ostber- 
lin, denn: „Die Bettendichte je 1000 
Einwohner zum 30.6.1990 liegt im Ost­
teil der Stadt im Akutbereich ... um ca. 
25 % ... höher als im Westteil der 
Stadt.“ Bereits in die vorläufige Förder­
liste der Krankenhäuser (lt. Einigungs­
vertrag) waren 9,8% der Ostberliner 
Betten nicht aufgenommen worden. Die 
weiteren Kürzungsforderungen beruhen 
auf einer Rechnung, in der die im We­
sten übliche Einteilung in Akut- und 
chronische Betten schematisch auf den 
Ostteil übertragen wird. Dadurch wur­
den fast alle Ostbetten zur Akutversor­
gung gerechnet (99%), im Westen nur 
75%. Daraus ergab sich, welch’ Über­
raschung, mit zwingender Logik: der 
Osten ist im Akutbereich „überver- 
soigt“, der Westen bei den Einrichtun­
gen für chronisch Kranke. Damit kam 
man auf 2 890 zu kürzende Betten — zu 
wenig. Also zog man Planziffem aus 
Baden-Württemberg und Hamburg hin­
zu und übertrug sie mechanisch auf 
Gesamtberlin — ohne Berücksichtigung 
der völlig anderen Altersstruktur West­
berlins und der unterschiedlichen 
Gesundheitsbelastungen (1988 lag die 
Zahl der Krankenhaustage je 100 AOK- 
Mitglieder in Westberlin um 32 % über 
den Hamburger Werten und sogar um 
81 % über denen der AOK Württem­
berg-Baden). So erhält man als Resultat 
einer Rechnung, was ihr Ausgangs­
zweck ist. — (wjw)

WN protestiert gegen Urteil 
des Bundessozialgerichtes

Stuttgart. Der Bundessprecher der 
VVN-BdA für Wiedergutmachung und 
Sozialpolitik, Alfred Haussen hat sich 
in einer Presseerklärung gegen ein Ur­
teil gewandt, wonach Frauen, die wäh­
rend des Faschismus emigrieren mußten 
und im Ausland Kinder geboren haben, 
keinen Anspruch auf Anerkennung von 
Kindererziehungszeiten in der Renten­
versicherung haben: „Diese Entschei­
dung ... ist ein Hohn auf die staatliche 
Verpflichtung zur Wiedergutmachung 
von nationalsozialistischem Unrecht. 
Wenn das Bundessozialgericht außer 
Stande ist, der Notsituation, in die Frau­
en durch staatlichen Terror gelangt sind, 
Rechnung zu tragen, dann muß der Ge­
setzgeber handeln. Wir fordern daher 
die Bundestagesparteien und die Bun­
desregierung auf, vorhandene gesetzli­
che Lücken in dem Kindererziehungslei­
stungsgesetz zu schließen ...“ — (evc)

Vorzeitige Tariferhöhung 
bei C. Freudenberg gefordert

Weinheim. Die Jahreshauptversamm­
lung der Gewerkschaft Leder OV Wein­
heim forderte von der Firma Freuden­
berg eine vorfristige Erhöhung der Tari­
fe. „Eine ,Abgeltung* .. . durch eine 
nicht auf den Tarif wirkende Einmalzah­
lung kann für uns keinesfalls in Frage 
kommen. Vielmehr müssen die Tarife 
vorzeitig angehoben werden .. . Insbe­
sondere für die niedrigen Lohn- und Ge­
haltsstufen muß (zum Beispiel durch ei­
ne gekoppelte Sockel/Prozent-Forde- 
rung) wegen der gerade in diesem Be­
reich erlittenen Reallohnsenkungen eine 
überproportionale Einkommenssteige­
rung vereinbart werden.“ CF hat ange­
kündigt, sie wolle „Solidarität“: Für 
„gemeinsam zu beaufsichtigende Pro­
jekte in den neuen Bundesländern“ solle 
ein „Teil der Tariferhöhungen . . . ab­
gesondert“ werden. Am 26.2. und 6.3. 
sollen erste Verhandlungen sein. Eine 
konkrete Forderung aufzustellen wurde 
bislang durch Hauptvorstandsvertreter 
abgelehnt.“ — (bef)

Warnstreik bei der Stadt 
für Erschwerniszulage

Garbsen /Hannover. Rund 60 Beschäf­
tigte der Stadt Garbsen haben am 5.2. 
einen zweistündigen Warnstreik durch­
geführt, um die gleichen Erschwernis­
zulagen wie in anderen Kommunen des 
Landkreises durchzusetzen. Es geht da­
bei für die Bauhofarbeiter um 165 DM, 
in der Stadtentwässerung um 238 DM 
und für Reinigungskräfte um 30 bzw. 50 
DM. Die ÖTV-Kreisverwaltung hatte 
bisher dreimal erfolglos verhandelt: Der 
Stadtdirektor verweigert die Übernahme 
der Tarifvereinbarung u.a. mit der Be­
gründung, daß ein Drittel der Arbeiter 
im Bauhof zu hoch eingruppiert sei. Der 
Verwaltungsausschuß hat sich jedoch 
für weitere Verhandlungen ausgespro­
chen. — (chs)

„Werftneuordnung“
Zwei Drittel weg — Rosinen für die Konzerne

Hamburg. Am 22. Februar teilte die 
Treuhandanstalt mit, daß sie von der 
„gründlichen Analyse“ der wirtschaft­
lichen Situation und vom Untenehmens- 
konzept der DMS Kenntnis genommen 
habe. „Entscheidungen hierüber stehen 
an. Es bestand Einigkeit darüber, daß 
diese unverzüglich vorzubereiten sind. 
Aufsichtsrat und Vorstand der DMS 
könne sich diese Entscheidung nur im 
Rahmen einer solidarischen Aktion des 
Bundes, der fünf Küstenländer unter 
Führung des Landes Mecklenburg-Vor­
pommern sowie der Treuhandanstalt vor­
stellen .“(Hamburger Abendblatt, 23.2.)

Damit nähert sich der Prozeß der Ent­
eignung und Zerschlagung des ehemali­
gen VEB Kombinats Schiffbau der DDR 
seinem vorläufigen Höhepunkt. Am 1. 
Juli war die Deutsche Maschinen- und 
Schiffbau AG (DMS) als Holding für die 
24 Betriebe des Kombinats mit damals 
noch 53000 Beschäftigten gegründet 
worden. Die Treuhandanstalt übergab die 
Geschäftsführung und den Aufsichtsrat 
dem westdeutschen Finanz- und Werft­
kapital und interessierten westdeutschen 
Landespoiitikem: So sitzen im Aufsichts­
rat neben E.v.Hooven (Deutsche Bank) 
N. Henke (Vorsitzender des Verbandes 
für Schiffbau und Meerestechnik), B. 
Wrede (stellv. Vorstandssprecher der 
größten deutschen Reederei Hapag 
-Lloyd), Claus Grobecker (Finanzsenator 
von Bremen, ehemals Vertreter des 
Bremer Senats im Vulkan-AR), ein Ver­
treter des Schleswig-Holsteinischen 
Wirtschaftsministeriums usw. „Operati­
ver Chef* der DMS ist Dr. Jürgen 
Krackow, der sich als kapitalistischer 
Sanierer bereits bei der Stillegung der 
Bremer Großwerft AG-Weser verdient 
gemacht hat. Von vornherein waren sich 
diese Herren einig, daß ein großer Teil 
der Betriebe und Arbeitsplätze vernichtet 
werden müsse.

Aufsichtsratsvorsitzender van Hooven: 
„Selbstverständlich werden wir zunächst 
versuchen, einen Kem der Werften zu 
retten. Im übrigen liegt die Chance des 
einzelnen in Arbeitsplätzen in anderen 
Branchen in Mecklenburg-Vorpom­
mern.“ (H.A., 10.12.90) In dem glei­
chen Interwiew stellt er auch fest, wer die 
Kosten dieser „Sanierung“ tragen soll: 
„Anteilseigner ist die Treuhandanstalt 
und das heißt der Staat, also der Steuer­
zahler. Für die Anteilseigner möchte ich 
heute schon erklären: Wir sind das Volk, 
wir vetreten in diesem Fall die Interessen 
aller Bürger — die sollen ja die Bela­
stungen tragen, die in die Milliarden 
gehen.“

Zur Absicherung ihre Kapazitätsver­
nichtungsstrategie ließ die DMS Gutach­
ten von drei Untemehmensberatungsfir- 
men anstellen. In weitgehender Überein­
stimmung mit einem Gutachten der Kre­
ditanstalt für Wiederaufbau wurde fest­
gestellt, daß von den im Februar ’91 noch 

verbliebenen 46(XX) Arbeitplätzen wei­
tere 28000 vernichtet werden müßten. 
Mehrere der sieben Werften und der 17 
anderen Betriebe sollten geschlossen, 
andere stark verkleinert werden. Die 
Neubauaufträge seien fast allesamt so 
kalkuliert, daß sie keinen Gewinn abwür 
fen, ja z. T. nicht einmal die Materialko­
sten deckten. Zudem sei die Zahiimgs 
fahigkeit der Sowjetunion, an die über die 
Hälfte der Produktion der DMS-Werften 
ginge, nicht gesichert.

Gerade um den Zugang zu diesem 
Markt sowie um einige Betriebe und Be 
triebsteile, die Profit abzuwerfen ver­
sprechen (z.B. die Volkswerft Stralsund, 
die schon heute Weitmarktführer im Fi­
schereischiffbau ist), ist ein heftiger 
Kampf der westdeutschen Werftkapitale 
entbrannt. Dabei konnte die größte Grup­
pe um den Bremer Vulkan sich bereits 
Vorteile sichern, indem sie mit der DMS 
im vergangenen September ein Koopera­
tionsabkommen abschloß, das den Vul­
kankapitalisten Vorrechte bei Koopera­
tion und Fusion mit Ostwerften einräumt. 
Dagegen laufen die Vertreter der anderen 
Großwerften, Thyssen (Thyssen-Nord- 
seewerke, Blohm & Voss) sowie HDW 
Kiel Sturm. Sie fördern eine „Gesundung 
des Schiffbaus in Ostdeutschland ... in 
pluralistischer Form und Wettbewerbs 
orientiert .. .**, um sich auch einen Thil 
von der Beute abschneiden zu können.

Für die Arbeiter auf den Werften und in 
den Maschinenfabriken bieten auch sie 
keine besseren Perspektiven: Sie emp­
fehlen Reduzierung auf drei Betriebe, die 
mit jeweils etwa 2 (XX) Beschäftigten „bei 
wettbewerbsfähiger Produktivität das 
bisherige Neubauvolumen der ehe 
maligen DDR produzieren“ sollten, also 
das. was bisher 25000 produziert haben' 
(H.A., 22.2.91) Bei ungeheurer Steige 
rung der Ausbeutung wird dies die sozia­
le Verwüstung weiter Teile Mecklen 
buig-Vorpommems, dessen Hauptmdu 
striezweig die Werft Industrie ist. bedeu- 
ten. Allein im Kreis Wolgast wurde bei 
einer Schließung der Peene-Wirft die 
Arbeitslosigkeit auf ca. 80% steigen 
Westpolitiker wie Hamburgs Bürger 
meister Voscherau heucheln angesichts 
der Empörung der Bevölkerung — am 
20.2. demonstrierten in mehreren Stadter, 
über 50000 — Hilfsbereitschaft. (H.A., 
21.2.91). Tatsächlich haben sie die Ver­
nichtung der DDR-Werften tatkräftig 
unterstützt, indem sie z. B. noch im De 
zember 1990 mitbeschiossen haben, dk 
DDR-Werften nicht an der Schiflbauhiifc 
des Bundes zu beteiligen. Begründung 
durch den Hamburger Wirtschaftssena­
tor Rahifs: Es sei bisher noch nicht klar, 
wer bei den ostdeutschen Werften dk 
unternehmerische Verantwortung über­
nehmen werde (H.A.. 6.12.90). Klar­
text: Subventionen nur an Westkon 
zeme. — (ulj)
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3500 Teilnehmer protestierten am 12.2. gegen die Auflösung der Akademie 
Äf Wissen sc haften der DDR. Anlaß war die drohende Schließung der medizinischen 
Richtung Buch, deren Erhalt der Wissenschaftsrat befürwortet hatte. Nach Auslau- 
gn der Arbeitsverträge stünden die Betroffenen ohne Sozialplan da. Die ÖTV forder­
te Beschäftigungsgesellschaften und Übernahmen. Prof. Klein sagte, es gäbe nicht 

Westen nur Einsteins und im Osten nur Dummköpfe. — (chk)

Aus Ländern und Gemeinden

Diepgen’s Lied vom Teilen
Einschränkungen, damit es irgendwann besser wird

Widerstand gegen 
Verfolgung von Arabern

Berlin. Nach zwei Durchsuchungs­
wien in rund 100 Wohnungen und Ver­
hören bei der politischen Polizei wurden 
letzt Verbote nach dem neuen Auslän­
dergesetz verhängt. Mindestens 17 Ara­
bern, meist Irakern, untersagte die Aus­
länderbehörde die politischen Betäti­
gung (AuslG § 37). Verstöße sollen je 
nach Schwere mit Bußgeldern oder Aus­
weisung geahndet werden. Die Aufent­
haltsgenehmigung wird auf das Land 
Berlin beschränkt. Zweimal wöchent­
lich müssen sie sich bei der Polizei mei­
den. Gegen die Maßnahmen entwickelt 
sich Widerstand. Viele ausländerpoliti­
sche Organisationen, gewerkschaftliche 
und kirchliche Gliederungen, ASten, 
Professoren und Künstler protestierten 
in einer Anzeige. Antirassistisches Tele­
fon, SOS-Rassismus u.a. bieten den Be­
troffenen Beratung und Unterstützung 
an. Die IGM-Vertreterversammlung 
wendet sich in einer Resolution gegen 
die Diskriminierung und Kriminalisie­
rung arabischer Mitbürger. Die IGM 
fordert vom Senator des Innern, die an­
geordneten polizeilichen Maßnahmen 
zurückzunehmen. — (ard)

CDU-Landrat für Reduzierung 
der Anzahl der Stadträte

Garbsen/Hannover. Landrat Wicke, 
CDU, hat sich vor dem Kreisausschuß 
der Jungen Union für eine Verkleine­
rung der Stadt- und Ortsräte ausgespro­
chen: ..Wenn New York und Washing­
ton von sieben oder acht Bürgervertre­
tern regiert werden können, dann ver­
mag ich nicht einzusehen, warum Sprin­
ge von zwölf Ratsmitgliedern schlechter 
geführt werden sollte.“ Qualität statt 
Quantität sei die Devise. Außerdem gä­
be es zwei Vorteile: 1. Der Willensbil­
dungsprozeß würde gestrafft und ver­
kürzt und 2. wäre das Personalproblem 
(Finden von Kandidaten durch die Par­
teien) gelöst. Wicke befürwortet außer­
dem eine Änderung der Kommunalver- 
tassung hin zur „Eingleisigkeit“, d.h. 
Oberstadtdirektor und Bürgermeister in 
einer Person. — (chs)

Besetztes Haus 
beschlagnahmt

Oberhausen. Die Stadtverwaltung 
Oberhausen beschlagnahmte am 6.2.91 
ein Haus, das im Dezember von acht 
Leuten besetzt worden war. und stellte 

es ihnen bis zum 15.3. weiter zur Verfü­
gung. Die von der Hausbesitzerin betrie­
bene Räumungsklage war bereits zuge- 
stellt. die Möbelwagen standen vor der 
Tür. Der Leiter des Ordnungsamtes be­
gründete die Maßnahme damit, daß er 
die Leute wegen fehlendem Platz nicht 
in einer Obdachlosenunterkunft unter­
bringen könne. Die Leute erhielten da- 
srt den Status von Obdachlosen. Die 
Wohnraumzweckentfremdungsverord- 
^ang konnte nach Ansicht der Stadt nicht 
aagewendet werden: ..Diese Verord­
nung zieht nur bei Wohnraum, der orts- 
cblich zu vergleichen ist. Da fallt nach 
oben und unten vieles heraus.“ Der Räu- 
Tungs klage der Hausbesitzerin, die das 
Haus seit Jahren verfallen läßt, gab erst 
äs Landgericht Essen in zweiter Instanz 
3M. Auch Vermittlungsversuche des 
Oberhausener Oberbürgermeisters 
cftlugen fehl, einen Gesprächstermin 
‘tun OB nahm die Hausbesitzerin nicht 
■^hr Die Besetzer wollen einen Miet- 

abschließen. — <syb>

Alleingang von Bayern: 
Bespitzelung der PDS

München. Innenminister Stoiber hat 
mitgeteilt, daß ab sofort die PDS vom 
Verfassungsschutz beobachtet werde. 
Bayern unternehme diesen Alleingang, 
da es sich abzeichne, daß sich der Bund 
und die anderen Bundesländer nicht zu 
einem gemeinsamen Vorgehen durch­
ringen könnten. Es gebe „zahlreiche 
und konkrete“ Anhaltspunkte, daß die 
PDS linksextremistisch ausgerichtet sei. 
Die PDS erklärte, daß offensichtlich 
Mitglieder oder Symphatisanten abge­
schreckt werden sollen, sie will juristi­
sche Schritte prüfen. Der FDP-Rechts- 
experte Burkhard Hirsch hat die Über­
wachung der PDS als „politische Ese­
lei“ und als „verfassungsrechtlich in 
höchstem Maße bedenklich“ kritisiert. 
Wenn die CSU so weitermache, werde 
es Zeit, sie zu überwachen. — (chl)

Richter und Staatsanwälte 
demonstrieren gegen Golfkrieg

Hamburg. Auf einen Aufruf der ÖTV 
hin fand am 15.2. die zweite Demon­
stration von Richtern und Staatsanwäl­
ten für die sofortige Beendigung des 
Golfkrieges und gegen eine BRD-Betei- 
ligung statt. Der Kundgebungsredner 
griff die Völkerrechtsverletzungen der 
Alliierten und den geplanten Verfas­
sungsbruch der BRD an. In dem kleinen 
Demozug von rund 40 Leuten, der auch 
schon mal vor roten Ampeln haltmachte, 
wurden viele Argumente ausgetauscht, 
warum Widerstand gegen den Krieg und 
die BRD-Beteiligung gerade auch im Ju­
stizapparat dringend nötig ist. Weitere 
Aktionen sind geplant. — (uga)

IG Metall fürchtet um 
Dndustriestandort Berlin

Berlin. Gestützt auf Angaben von Be­
triebsräten aus dem Ostteil und dem 
Westteil Berlins legte die Industrie­
gewerkschaft Metall der Öffentlichkeit 
Zahlen über die Entwicklung der Be­
schäftigung in der metallverarbeitenden 
Industrie vor. Danach waren am 31. 
Dezember 1989 in Ostberlin noch 
160000 beschäftigt. Mit Stand Februar 
1991 war diese Zahl hauptsächlich 
durch Ausgliederungen von Poliklini­
ken, Kindergärten, Kantinen, Ferienhei­
men etc. auf YI8000 reduziert worden.
Zum 30. Juni 1991 müssen weitere 
47200, das sind 40 Prozent der Beschäf­
tigten, mit ihrer Kündigung rechnen. 
Dann nämlich läuft der Tarifvertrag ein­
schließlich des vereinbarten Kündigung­
schutzes aus. Für Westberlin liegen 
folgende Zahlen vor: In 34 Betrieben der 
Metall- und Elektroindustrie wird un­
abhängig von der Streichung der Berlin- 
förderung jedem fünften Beschäftigten 
in 1991 gekündigt. Das sind 4865 
Beschäftigte. In der Mehrzahl der Be­
triebe werten die Betriebsräte diese 
Zahlen als unterste Grenze. Darüber- 
hinaus rechnen in 35 der befragten 93 
Betriebe die Betriebsräte mit Stillegun­
gen. Teilstillegungen, Verlagerungen 
oder Teilverlagerungen bzw. Betriebs­
aufspaltungen im Zusammenhang mit 
dem Abbau der Berlinförderung. Mehr 
oder weniger unverhohlen erwarten die 
Politiker der regierenden Großen Koali­
tion eine bessere Beschäftigungslage 
erst nach Zusammenbruch und beim 
..Wiederaufbau der Sowjetunion“ unter 
dem Stichwort „Berlin als OstWest 
Drehscheibe.“ — (brr)

Berlin. Mit dem Abschluß der Koali­
tionsvereinbarung zwischen SPD und 
CDU, der Senatsbildung und der Regie­
rungserklärung ist der Staatsapparat im 
6. neuen Bundesland in Stellung gegan­
gen. „Große Koalitionen sind die Aus­
nahme. Angesichts der großen Heraus­
forderungen und der finanziellen Notsi­
tuation bedarf es . . . der Zusammenar­
beit der großen Parteien. Eine große Ko­
alition ... ist am ehesten in der Lage, 
die notwendigen Weichenstellungen 
vorzunehmen und sozial ausgewogene 
Kürzungen durchzusetzen.“ (Koali­
tionsvereinbarung). Entsprechend 
ängstlich gängelt die Vereinbarung über 
parlamentarische Zusammenarbeit die 
Regierungsfraktionen, die nicht einmal 
mehr große Anfragen ohne Absprache 
mit dem Partner machen dürfen. Ein 
Koalitionsausschuß wacht über allem 
und die Fraktionsvorsitzenden werden 
an Senatssitzungen teilnehmen. Das Par­
lament ist Anhängsel der Regierung.

Gleicher Lohn für gleiche Arbeit. An­
gleichung auf dem Westniveau. So die 
CDU-WahlWerbung. In der Regierungs­
erklärung liest man es anders: 
„Deutschland droht eine Zwei-Klassen­
gesellschaft zu werden: mit dem rei­
chen, mächtigen Westen einerseits und 
dem erheblich ärmeren, einflußlosen 
Osten — wozu dann leider auch Berlin 
gezählt werden muß — andererseits.“ 
„Die Teilung . . . kann nur durch Teilen 
überwunden werden. Um die Bereit­
schaft zum Teilen . . . möchte ich hier 
alle Berliner in den westlichen Bezirken 
bitten.“ Die PDS-Fraktionsvorsitzende 
G. Lötzsch kritisierte, daß von dem 
Wahlversprechen nur ein Stufenplan 
übriggeblieben sei. Angesichts von ca. 
150000 Arbeitslosen in Berlin, 80000 
Kurzarbeitern im Ostteil, für die die 
Kurzarbeitsregelung am 1. Juli ausläuft 
und der Kürzung der Berlinförderung 
forderte sie ein beschäftigungspoliti­
sches Sofortprogramm zur Schaffung 
von 300000 Arbeitsplätzen in der Re­
gion. Diepgen hat es nicht beim Aufruf 
zur Bereitschaft gelassen. Den Bezirken 
sind Kürzungen um 20 % auferlegt wor­
den. Erste Maßnahmen: Klassenfahrten 
entfallen, der Etat für Verbesserungen 
für Behinderte ist um 2 Mio. DM ge­
kappt. Nachdem zusätzlich 150 Mio. 
DM an Personalkosten eingespart wer­
den sollen, davon 76 Mio. in den Bezir­
ken, fürchtet Kreuzbergs Bürgermeister 
König, eine Kita schließen zu müssen. 
Diepgen hat einen Rechtsanspruch auf 
einen Kitaplatz versprochen. In der Koa­
litionsvereinbarung heißt es: „Die 
Kindertagesstätten-Investitionsplanung 
(12000 Plätze) wird bestätigt und der be­
darfsgerechte Erhalt an Kita-Plätzen im 
Ostteil der Stadt sichergestellt.“ Aber, 
ach, Finanzsenator Pieroth (CDU) hat 
auch hineingeschrieben: „Gleichzeitig 
ist die Stabilität der öffentlichen Finan­
zen zu wahren. Damit stehen die in die­
ser Vereinbarung festgelegten Maßnah­
men unter dem generellen Vorbehalt ih­
rer Finanzierbarkeit.“ Bei einem vor­
aussichtlichen Finanzloch von 5 Mrd.

Müll-Volksbegehren in Bayern knapp gescheitert
Wird die CSU an ihrer Verbrennungslinie festhalten können?

München. Am 17. Februar 1991 war 
der heftige Wahlkampf um das richtige 
Gesetz über die Müllentsorgung in Bay­

ern zuende. 43,8 % der Wahlberechtig­
ten stimmten an diesem Tag über zwei 
Müll-Gesetzentwürfe ab. Damit lag die 
Wahlbeteiligung höher als erwartet. Die 
Stimmenauszählung sorgte für eine 
Überraschung: Der sog. Landtagsent­
wurf, auch CSU-Entwurf genannt, er­
hält mit 51 % Ja-Stimmen nun Gesetzes­
kraft. Der Gesetzentwurf „Das bessere 
Müllkonzept“, den Müllinitiativen erst 
mit Hilfe der Gerichte bis zum Volksent­
scheid bringen konnten, unterlag mit 
43,5 %. Die CSU atmet auf.

Sie hat aber keinen Grund dazu. Um­
weltminister Gauweiler hat das bereits 
erkannt. Nach den Horrormeldungen 
über die Ziele der Müllinitiativen läßt er 
nun Lobesreden los über deren großes 
Engagement und verbindet diese gleich 
mit der Aufforderung, mit ihm konkrete 
Abfallprobleme zu lösen. Die CSU be­
fürchtet weiteren Widerstand gegen ihre 
Verbrennungslinie.

Mit 1,5 Mrd. DM will sie den Bau von 
sechs Müllverbrennungsanlagen (MVA) 

DM wird diese Regierung nur halten, 
wozu sie gezwungen wird. Wohl kaum 
wird der Senat den AL-Vorschlag über­
nehmen, die Unternehmenssubventio­
nen nach dem Berlinförderungsgesetz 
entfallen zu lassen und diese Finanzmit­
tel für einen Gesamtberliner Entwick­
lungsfond zu nutzen. Stattdessen will 
Berlin Leistungen aus der Berlinhilfe 
und dem Fond deutsche Einheit kassie­
ren. Die Länder des Anschlußgebietes 
sollen das unterstützen, weil Berlin eine 
Lokomotivfunktion für die Wirtschaft 
der ganzen Region habe. Die trotzdem 
absehbare Rotstiftpolitik degradiert die 
anderen Senatoren (Ausnahme: Innense­
nator) zu Verwaltern von Propaganda­
ressorts. Noch schwärmt Bausenator 
Nagel von der Errichtung von 80000 bis 
100000 Wohnungen in der Legislatur­
periode und von sozial verträglichen 
Mieten.

Das Innenressort hat eine Sonderstel­
lung: Die Polizei muß nicht sparen, die 
paramilitärische Pölizeireserve bleibt 
erhalten. Der öffentliche Dienst soll ge­
säubert werden. Deshalb darf Heckei­
mann (CDU) Leitungspersonal aus dem 
Westen, das in den Ostteil geht, Westge­
hälter mitgeben, bessere Beförderun­
gen, vorgezogene Zulagen, Wegezula­
gen und die Berlinzulage.

Für den Vertrieb von Ostwaren typisch: sie werden zu Schleuderpreisen wie hier in 
einem Kellerlager angeboten. Entsprechend verödet die Region.

fördern, fünf weitere sind im Gespräch. 
Bereits heute steht Bayern mit 15 solcher 
Giftschleudern absolut an der Spitze, 

2,2 Mio. von 5 Mio. Tonnen Müll wer­
den hier verbrannt. Das nun gültige Ge­
setz schreibt verbindlich vor, daß der 
nicht wiederverwertbare Restmüll (der­
zeit 80%) vor der Deponierung ver­
brannt werden muß. Die CSU wird sich 
darauf berufen, um viele MVAs durch­
zusetzen. Die Ergebnisse zeigen aber 
eindeutig, daß diese Politik keine Mehr­
heit findet. Je näher der Ort bei einer sol­
chen Anlage liegt, desto höher fiel die 
Zustimmung für die Müllinitiativen aus.

In den Städten erhielten die Initiativen 
54,6 %, die CSU unterlag mit 40 %. Sie 
erhielt ihre Gewinne in den Landkrei­
sen: Hier stimmten 54,6 % für ihren Ent­
wurf und 39,8 % für den der Müllinitia­
tiven. Wie kommt das?

Das „bessere Müllkonzept“ hätte eine 
grundlegende Änderung für die kleinen 
Orte gebracht. Nach ihrem Gesetzent­
wurf wären nicht mehr die Landkreise, 
sondern jeder Ort für die Müllentsor­
gung zuständig. Die Gemeinden hätten 
neue Rechte erhalten, die Vermeidung

Als einzige Fraktion forderte die PDS 
nicht, daß Berlin Regierungssitz wird, 
während die AL hier Diepgen mangeln­
den Einsatz vorwarf. Die PDS besteht 
darauf, daß das Land Berlin nicht durch 
Anschluß entstanden ist, sondern aus 
den beiden Teilen der Stadt gebildet 
worden ist und daher die Verfassungen 
beider Stadtteile berücksichtigt werden 
müssen. Die Koalition wird die West­
verfassung als Grundlage nehmen und 
da diese das Recht auf Arbeit und auf 
Wohnen enthält, „soll die Enquete- 
Kommission im übrigen die sozialen 
Grundrechte neu fassen“.

Die SPD hat keine Verbesserung der 
Lage der Ausländer durchgesetzt, aber 
Begriffe wie „Gastland“, „Verkürzung 
des Asyl verfahrens“, „Zuzugsbegren­
zung“ werden verwendet. Die Senats­
verwaltungen für Inneres, für Justiz, für 
Jugend wollen sich mit Banden ausländi­
scher Jugendlicher auseinandersetzen. 
Sozialarbeiter sollen die Ursachen der 
Gewaltbereitschaft ausräumen. Wenn 
das nicht hilft: Justiz und Inneres. Da die 
Ursachen bei deutschen Bürgern und ih­
ren Regierungen liegen, sind die Street­
worker an der falschen Stelle. Sie wer­
den keinen Erfolg haben, aber die kon­
zertierte Aktion dreier Senatsverwaltun­
gen läßt Schlimmes befürchten. — (chk} 

und Verwertung von Müll entsprechend 
ihren örtlichen Gegegenheiten selbst zu 
organisieren. Aber die Initiativen hatten 
nicht die Kraft, diese Vorteile kommu­
naler Selbstverwaltung deutlich zu ma­
chen. Mit Warnungen vor stinkenden 
Müllhalden, nörgelnden Bürgern und 
Haushaltslöchern kamen CSU und Spre­
cher der Wirtschaft durch.

Bis jetzt sind die Müllinitiativen Gau­
weilers Lockrufen nicht gefolgt. An den 
betroffenen Orten werden sie neue Vor­
stöße unternehmen, von der Verbren­
nungslinie abzugehen. Vermeidung und 
Gebührenpolitik sind weitere Streit­
punkte. Sie wollen gezielt jetzt auch in 
kleinen Gemeinden tätig werden. 
Außerdem bereiten sie die Gründung ei­
nes Bundesverbandes „Das bessere 
Müllkonzept“ vor, um ähnliche Bewe­
gungen in anderen Bundesländern zu 
koordinieren und um auf die Bundesge­
setzgebung einzuwirken, die für Ein­
griffe in Wirtschaftskreisläufe zuständig 
ist. Der Bund Naturschutz will darauf 
achten, daß die vielen Versprechungen 
der Bürgermeister und CSU-Politiker 
eingehalten werden. — (baf)



Seite 10 Aus Verbänden und Parteien, Diskussion, Dokumentation Politische Berichte 5/199'

ÖTV befürwortet „Pakt der sozialen Verantwortung“
Erster gesamtdeutscher Gewerkschaftskongreß mit unbefriedigendem Ergebnis/Interessen der Delegierten aus dem Osten nicht ausreichend berücksichtigt

Rund 1000 Delegierte, davon ein Drittel aus der ehemaligen 
DDR, hatten sich auf dem außerordentlichen Gewerkschaftstag 
der ÖTV am 14. /15. Februar in Stuttgart mit Satzungsänderun­
gen sowie Anträgen zur Festlegung der nächsten gewerkschaft­
lichen Aufgaben in den „fünf neuen Bundesländern“ zu befassen. 
Mit dem Motto, „wir sind gemeinsam zum Aufhalten des Sozial­
abbaus verdammt“ und den daraus resultierenden Vorschlägen 

ihrer Vorsitzenden nach einem „Pakt der sozialen Verantwor­
tung“ läuft die Gewerkschaftspolitik Gefahr, in den Geruch 
volksgemeinschaftlicher Positionen zu geraten. Zwar scheint die 
von Wulf-Mathies geäußerte Bereitschaft, mit finanziellen 
Solidarbeiträgen aller Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer am 
Aufbau der ehemaligen DDR mitzuwirken, nur die Konsequenz 
dessen zu sein, daß man selbst den schnellen Anschluß der DDR 

— trotz der absehbaren Probleme — gefordert hatte. Zusammen 
mit der auffallend immer schwächer werdenden Kritik der Politik 
der Bundesregierung und dem Vermeiden deutlicher Forderun 
gen läuft die OTV Gefahr, nicht mehr ernstgenommen zu werden 
Es darf bezweifelt werden, ob dieser Gewerkschaftstag den Inter 
essen der Ost-Delegierten gerecht wird und ihren Vorstellungen 
von Demokratie entspricht. — (har. wjw)

Nachdem die Satzungsänderungen, die 
erforderlich waren, um als gesamtdeut­
scher Delegiertenkongreß tagen zu kön­
nen, beschlossen waren, eröffnete die 
ÖTV-Vorsitzende Wulf-Mathies mit 
einer rund 75minütigen Grundsatzrede 
erneut den Kongreß. Hauptinhalt ihrer 
Rede waren Überlegungen, wie die Pro­
bleme, die aus der „deutschen Vereini­
gung“ entstanden sind, insbesondere 
der drohende finanzielle Zusammen­
bruch und die Massenarbeitslosigkeit, 
bewältigt werden könnten: ersteres 
durch einen Solidarbeitrag aller, letzte­
res u.a. durch ein Beschäftigungsnot­
programm, wozu auch eine Verdoppe­
lung der ABM-Maßnahmen gefordert 
wurde. Zusammenfassend schlug sie 
einen Pakt der sozialen Verantwortung, 
eine politische Vereinbarung vor, die 
„weit über die Möglichkeiten eines 
Tarifvertrages und die Tarifbewegung 
eines einzelnen Sektors hinausgeht“. 
Mit dem DGB trete sie dafür ein, daß — 
gemeinsam mit Bundesregierung, Län­
dern und Kommunen sowie Unterneh­
mern — an einem Tisch beraten werden 
müsse, wie die notwendigen Finanzmit­
tel zum Aufbau insbesondere der Infra­
struktur und des öffentlichen Dienstes in 
der ehemaligen DDR beigebracht wer­
den könnten. Auch Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer müßten zu einem 
Solidarbeitrag bereit sein. Bedingung 
sei allerdings, daß die Gewerkschaften 
ein Mitbestimmungsrecht über die Ver­
wendung der Mittel erhalten.

Die in der folgenden „Aussprache“ 
ausbleibende Kritik an diesen Äußerun­
gen wertete Wulf-Mathies explizit als 
Zustimmung zu ihrem Vorschlag, der 
anschließend in leicht abgeschwächter 
Form als Initiativantrag 3 vorgelegt und 
verabschiedet wurde (siehe Dokumen­
tation).

Satzungsänderungen
Bereits im Oktober 1990 hatte der Beirat 
die Satzung so geändert, daß auch im 
Gebiet der ehemaligen DDR Mitglieder 
aufgenommen werden konnten. Die jetzt 
vorgenommenen Satzungsänderungen 
ermöglichten die Nachwahl von Mitglie­

dern aus diesem Gebiet in Hauptvor­
stand und Beirat.

Nach heftiger Diskussion wurde be­
schlossen, nicht sofort die „fünf neuen 
Bundesländer“ Mecklenburg-Vorpom­
mern, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, 
Thüringen und Sachsen als ÖTV-Bezir- 
ke in die Satzung aufzunehmen. Unter 
Ausklammerung des § 22, der den Auf­
bau und die Kompetenzen der Bezirke 
regelt, werden dem Hauptvorstand und 
Beirat die Schaffung von Übergangs­
regelungen ermöglicht. Ob dies den In­
teressen der Ost-Delegierten entspricht, 
die mehrheitlich fiir diesen Beschluß ge­
stimmt haben, oder ob damit nicht den 
derzeitigen hauptamtlichen (und zumeist 
westlichen) Mitarbeitern Zeit zum Auf­
bau von „Hausmachten“ gegeben wird, 
wie „hinter vorgehaltener Hand“ ge­
munkelt wurde, wird sich zeigen müs­
sen.

Daneben wurden aber auch Satzungs­
änderungen vorgenommen, die Auswir­
kungen auf die Repräsentanz der Mit­
glieder in den höchsten Gewerkschafts­
organen haben. Durch Änderung der 
§§24 und 25 wurden die Anhaltszahlen 
fiir Beiratsmitglieder und Delegierte neu 
festgelegt, um „politisch handlungsfähi­
ge“ Gremien zu haben. Zum Beispiel 
wurde die Anhaltszahl fiir Delegierte 
von 1:2000 auf 1:2250 heraufgesetzt, 
das bedeutet gut 10 % weniger Mitglie­
derrepräsentanz. Nicht angenommen 
wurde ein Antrag, der dem Hauptvor­
stand lediglich beratende Stimme zubil­
ligen wollte. Gegenwärtig haben alle 
Haupt Vorstandsmitglieder automatisch 
ein Mandat, was in der Summe mehr als 
10 % ausmacht.

Interessen der Ostdelegierten
Neben den Anträgen zur Satzung waren 
die Bereiche Tarifpolitik sowie Sozial­
und Gesundheitspolitik eindeutige 
Schwerpunkte in der Auseinanderset­
zung. Wie nicht anders zu erwarten, 
überwogen Anträge der Kreisdelegier­
tenkonferenzen aus dem Gebiet der ehe­
maligen DDR, die eine möglichst 
schnelle Angleichung der Tarife auf 
allen Ebenen sowie das Eintreten der

Studenten und Beschäftigte demonstrieren gegen die Abwicklung der Hochschule für Ökonomie in Berlin-Karlshorst. Bis heute ist 
ungeklärt, wie die Studenten ihr bereits begonnenes Studium beenden können.

ÖTV fiir den Erhalt ihrer sozialen Ein­
richtungen und Leistungen forderten. 
Gleichzeitig wurde in den mündlichen 
Beiträgen die Angst vor drohender Ar­
beitslosigkeit, aber auch Empörung über 
Abwicklungs- und Überführungspraxis 
ausgesprochen.

Dem versuchte der Hauptvorstand 
seine Position des Machbaren gegen­
überzustellen. „Wer heute schwarz 
wählt, kann morgen nicht erwarten, daß 
die ÖTV die Kohlen aus dem Feuer 
holt.“ Mit diesem mittlerweile zum 
Wortschatz fast aller Funktionäre zäh­
lenden Spruch (der nicht nur falsch und 
dumm ist, sondern eher eine Ausrede fiir 
Nichtstun darstellt) sollten die Delegier­
ten von allzu konkreten und weitgehen­
den Forderungen abgehalten werden. 
Dies ist dem Hauptvorstand nicht immer 
gelungen. An einigen Punkten stimmten 
die Delegierten gegen das Votum der 
Antragskommission und beschlossen 
z.B. als Forderung die sofortige hun­

dertprozentige Angleichung der Ausbil­
dungsvergütung. Ebenso setzten sie als 
gewerkschaftliche Position die Forde­
rung nach Erhalt aller bisherigen Kin­
derbetreuungsplätze durch.

Der Leitantrag des Hauptvorstandes 
(B 2: „Den Sozialstaat aufbauen“. Ar­
beitsgrundlage fiir die Kreisverwaltun- 
gen in den fünf neuen Bundesländern 
und in Berlin), der das „Machbare“ auf 
20 Seiten umschrieb, war vielfältiger 
Kritik ausgesetzt. Zum einen wurde kri­
tisiert, daß ganze Beschäftigtengruppen 
vergessen worden sind (z. B. die bei den 
Kirchen und Sozialversicherungsträ­
gem) oder wichtige Bereiche keine Er­
wähnung fanden (z. B. der von der Ab­
wicklung am stärksten betroffene Be­
reich Wissenschaft und Forschung). 
Zum anderen wurde der Leitantrag aber 
auch als hinter die bestehende Beschluß­
lage der ÖTV zurückfallend kritisiert.

Die überwiegende Zahl der Anträge 
zur Tarifpolitik wurde von den Kreisde­

legiertenkonferenzen aus der ehemali­
gen DDR gestellt.

Tärifpolitik umstritten
Neben der Angleichung an das Einkom­
mensniveau der westlichen Bundeslän­
der verlangen sie die Einhaltung tarifli­
cher und arbeitsrechtlicher Bestimmun­
gen. Die Forderung nach Besitzstands­
regelungen, die „eine Verschlechterung 
der Lebens- und Arbeitsbedingungen 
verhindern“, wurde vom Gewerk­
schaftstag abgelehnt. Der verabschiede­
te Antrag C 1 (siehe Dokumentation) 
verknüpft die laufenden Tarifverhand­
lungen (West) mit denen zur Anglei­
chung. Dies birgt Gefahren in sich. 
Während der Antrag eine Verrechnung 
mit den laufenden und gehabten Ein­
gruppierungsverhandlungen ablehnt, 
wird gegen andere Spaltungsversuche 
des Dienstherm (Verzicht für die An­
gleichung) nicht eindeutig Stellung be­
zogen. Vertagt (bei relativ vielen Ge-

Initiativantrag 3
Der außerordentliche Gewerkschaftstag fordert 
eine vollständige Revision der Haushaltsbeschlüs­
se der Koalition . ..

Während in den neuen Bundesländern eine Ar­
beitsmarktkatastrophe droht, wird in der Koalition 
noch immer kleinlich über Steuern und Abgaben 
gefeilscht.

Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
haben kein Verständnis fiir eine Politik, die stets 
die historische Dimension der deutschen Einheit 
hervorhebt, bei der Bewältigung der Finanznöte 
der neuen Bundesländer aber mit Konzeptions­
losigkeit und Kleinkariertheit zu Werke geht.

.. . (Er) lehnt die Koalitionsbeschlüsse zum 
Aufbau der neuen Bundesländer ab. Die Mittel 
reichen bei weitem nicht aus ... Sie sind darüber 
hinaus ein Dokument der Hilflosigkeit und der 
sozialen Kälte. Wenn allein zwei Drittel der bisher 
vorgesehenen Mittel durch eine Erhöhung der 
Arbeitslosenbeiträge und eine Anhebung der Tele­
fongebühren aufgebracht werden sollen, ist das 
eine Bankrotterklärung für die soziale Gerechtig­
keit. Der außerordentliche Gewerkschaftstag ver­
wahrt sich gegen eine neue Welle der Umvertei­
lung von unten nach oben.

Er fordert die Bundesregierung auf, endlich eine 
Verteilung der Finanzierungslasten nach der wirt­
schaftlichen Leistungsfähigkeit vorzunehmen.

. . . Erforderlich ist ein Sofortprogramm zur 
Sicherung der Beschäftigung, das die dramatisch 
ansteigenden Arbeitslosenzahlen in den neuen 
Bundesländern abbauen hilft und alle Möglichkei­
ten zur Verbesserung der Qualifizierung nutzt.

Der Bund muß kurzfristig die Finanzierung des 
notwendigen Personalbedarfs durch Zuschüsse 
sicherstellen. Personalausgaben dürfen keines­
falls über Kreditaufnahmen finanziert werden. 
Den öffentlichen Diensten der neuen Bundeslän­
der kann nicht zugemutet werden, mit weniger 
Personal auszukommen als in den alten Bundes­
ländern.

Der Aufbau der neuen Bundesländer ist ohne ein 
groß angelegtes öffentliches Infrastrukturpro- 
gramm nicht zu bewältigen. Die private Finanzie­
rung öffentlicher Infrastruktureinrichtungen und 
deren Übernahme durch private Betreiber lehnt

Aus Beschlüssen des a. o. Gewerkschaftstages
die Gewerkschaft ÖTV ab, weil sie dem Sozial­
staatsgebot des Grundgesetzes widerspricht und 
die Schaffung privater Monopole zu Lasten der 
Bürgerinnen und Bürger begünstigt.

Zur Finanzierung öffentlicher Infrastruktur­
investitionen .. . müssen Extragewinne der Un­
ternehmen und einigungsbedingte Steuermehrein­
nahmen herangezogen werden.

Der ... Gewerkschaftstag fordert einen Finan­
zierungsbeitrag der deutschen Industrie, des Han­
dels, der Banken und Versicherungskonzeme, die 
sich an der deutschen Einheit schon jetzt goldene 
Nasen verdient haben.

Wir fordern Einsparungen durch ein Verteidi­
gungskonzept, das die Chancen der Abrüstung 
nutzt, auf den Jäger ’90 verzichtet und Mittel zum 
sozialen Aufbau und zur Flankierung des notwen­
digen Truppenabbaus freisetzt.

Eine energische Beitreibung der Steuerrück­
stände, die Unternehmen dem Fiskus schulden, 
wäre ein Beitrag zur Steuergerechtigkeit. Diese 
Mittel könnten ebenso wie ein Arbeitsmarktbei­
trag fiir alle Erwerbstätigen ohne Beitragsbemes­
sungsgrenze und eine Ergänzungsabgabe für 
Höherverdienende zur Finanzierung der notwen­
digen Investitionen genutzt werden.

Vermögenssteuer und Gewerbekapitalsteuer 
müssen auch in den neuen Bundesländern erhoben 
werden. Auf Steuersenkungen für Unternehmen 
ist zu verzichten.

Eine Erhöhung von Mehrwertsteuer und Ver­
brauchssteuern lehnt der außerordentliche Ge­
werkschaftstag ab, weil sie wiederum insbeson­
dere die Einkommensschwachen belasten würden.

Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und 
ihre Gewerkschaft sind bereit, an einer solidari­
schen Aufbauaktion fiir die neuen Bundesländer 
mitzuwirken. Sonderopfer für einzelne Bevölke­
rungsgruppen oder für den öffentlichen Dienst 
lehnen wir jedoch ab.

Antrag C 1
Die Tarifpolitik der ÖTV in den neuen Bundeslän­

dern und Berlin (Ost) hat zum Ziel, die Lebens­
und Arbeitsbedingungen ihrer Mitglieder so zu 
verbessern, daß das Niveau der „alten“ Bundes­
länder und Berlin-West erreicht wird.

Die Bedingungen der Manteltarifverträge, ins­
besondere die Lohn- und Gehaltsstrukturen, sind 
unverzüglich für die neuen Bundesländer durch­
zusetzen sowie schnellstmöglich das Einkom­
mensniveau der alten Bundesländer zu erreichen, 
um die alte gewerkschaftliche Forderung: „Glei­
cher Lohn für gleichwertige Arbeit“ durchzuset­
zen. Die konkreten Schritte werden mit den jewei­
ligen Tarifkommissionen beraten.

Dabei ist darauf zu achten, daß Benachteiligun­
gen von Frauen in den Tarifverträgen für das ge­
samte Bundesgebiet abzubauen sind.

Initiativantrag 15 zu C 1
Die ÖTV-Mitglieder erwarten im Rahmen der lau­
fenden Lohn- und Gehaltsrunde öffentlicher 
Dienst einen kräftigen Lohnzuwachs. Der Ver­
handlungsspielraum ist daher sehr gering.

Der Gewerkschaftstag fordert deshalb gHV und 
große Tarifkommission auf:
1. Die Voraussetzungen für den Einsatz aller 
gewerkschaftlichen Mittel zur Durchsetzung der 
Tarifforderungen sowohl in den neuen als auch in 
den alten Bundesländern sind unverzüglich zu 
schaffen.
2. Eine inhaltliche und zeitliche Koordination der 
Tarifbewegungen zur Lohn- und Gehaltsanglei­
chung und zur Vergütungserhöhung ist anzu­
streben.
3. Eine Anrechnung des erreichten Verhand­
lungsstandes in den Mantel- und Eingruppierungs­
verhandlungen auf die Lohn- und Gehaltsrunde 
1991 ist abzulehnen. Die bisher erzielten Ergeb­
nisse sind, wie angekündigt, zum 1. Januar 1991 
in Kraft zu setzen.

Initiativantrag 39
Der außerordentliche Gewerkschaftstag der ÖTV 
gibt zu den soeben abgeschlossenen Tarifverhand­

lungen in der Kranken- und Altenpflege folgende 
Stellungnahme ab.
1. Es ist für Tarifverhandlungen grundsätzlich 
notwendig, die Mitglieder in die Tarifverhandlun­
gen miteinzubeziehen, sie zu informieren und ihre 
Pösiton zu den tarifpolitischen Zielen der ÖTV zu 
berücksichtigen. Bei Verhandlungen ohne Mit­
gliederinformation und -mobilisierung besteht an­
sonsten die Gefahr, daß die gewerkschaftliche 
Tarifpolitk zum verlängerten Arm der durch den 
Arbeitsmarkt diktierten Tarifinteressen der 
Arbeitgeber wird.
2. Die tarifvertragliche Gestaltung der Arbeits­
bedingungen im weiteren Sinne ist ein wichtiges 
Element der tarifpolitischen Konzeption der ÖTV. 
Dazu gehören z.B. die tarifpolitische Gestaltung 
familien- und frauengerechter Arbeitszeiten und 
die tarifliche Regelung von familien- und frauen­
unterstützenden Sozialeinrichtungen der Arbeit­
geber.

Die ÖTV wird in Zukunft solche Bereiche einer 
qualitativen Tarifpolitik intensiver bearbeiten.

Initiativantrag 43
Der außerordentliche Gewerkschaftstag wendet 
sich gegen die Verletzung von Arbeitnehmerrech­
ten als Folge des Einigungsvertrages. Er lehnt die 
automatische Beendigung von Arbeitsverhältnis- 
sen ab.

Der Hauptvorstand wird aufgefordert, sich mit 
der Problematik der „Warteschleife“ für Beschäf­
tigte des öffentlichen Dienstes der ehemaligen 
DDR und Ost-Berlins sowie deren Auswirkungen 
schnellstmöglich zu befassen. Rechtliche und 
organisatorische Betreuung der betroffenen Mit­
glieder sind zu gewährleisten.

Der außerordentliche Gewerkschaftstag be­
grüßt die Initiative des geschäftsführenden Haupt 
Vorstandes, durch Gutachten die Verfassungs­
widrigkeit des Einigungsvertrages hinsichtlich der 
Einschränkung bestehender Arbeitnehmerschutz­
rechte prüfen zu lassen. Er fordert vom geschäfts­
führenden Hauptvorstand, gegebenenfalls unver­
züglich das Einbringen einer Verfassungsbe­
schwerde zu veranlassen. Dazu sollen alle prozeß­
rechtlichen Möglichkeiten einbezogen werden.
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^cBSürmnen) wurde der Antrag C 11, 
der eine tarifjx)iitische Konzeption des 
Hjuptvorstandes forderte. Diese sollte 

□eben einer zentralen Tarifpolitik für 
■jk Bundesrepublik zur Vereinbarung 
von (Mindest )Arbeitsbedingungen ge 
«tischafthche Regel ungskompetenzen 
auf der bezirklichen, örtlichen und be- 
nebifchen Ebene vorsehen4; Obwohl 
dr Antragsteller in diesem Antrag eine 
Bekräftigung des Beschlusses 239 vom 
tirten Gewerkschaftstag sahen, wurde 

er an den nächsten verwiesen. Hier 
scheint sich eine grundsätzliche Ausein­
andersetzung um zentraie/dezentraie 
Tirifpolitik und damit auch um die Ver­
ladung von .Macht ' anzubahnen.

Heftige Kritik mußte der Tanfsekretär 
des gHV (Willi Hanss) für seinen Ab­
schluß in der Kranken- und Aitenpflege 
numehmen. Dieser sei ausschließlich im 
•me resse des öffentlichen Arbeitgebers 
($. Dokumentation).

GoÄrieg
Besonders ärgerlich ist das Ergebnis des 
jewerkschaftstages zum Thema Golf­
krieg. Mit dem Initiativantrag 1 des 
Hauptvorstandes, dem neun zum Teil 
eng bedruckte Seiten als Anlage mit zur 
Beschlußfassung zugeordnei waren, 
wurden alle weiteren Initiativanträge als 
erledigt oder als Matena! eingestuft. 
Dabei enthält der beschlossene Antrag 
keinerlei Kritik am Vorgehen der alliier­
ten Streitkräfte, keine Stellungnahme 
zur Entsendung von Bundeswehrsoida- 
ten in die Türkei oder gegen die geplante 
Grundgesetzänderung (teilweise ge­
schieht dies in den genannten Anhän­
gen). Stattdessen werden die Beschlüsse 
der UNO unterstützt und die direkte Ein 
mischung der BRD und der EG gefor­
dert.

Aufgrund anderer Initiativanträge war 
jedoch klar, daß die Delegierten werter- 
gehendere Rrsitionen und Forderungen 
•ertreten. Mit zur Annahme empfohlen 
wurden deshalb Forderungen nach 
„Verwirklichung der grundlegenden 
Menschenrechte für die Palästinenser" 
inklusive des Rechts auf Bildung eines
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Dokumentiert: Auseinandersetzungen in Freiburg
Anfrage des Personalrats 
an den Kiinikumsvorstand
Sofort am Mittwoch, 16. 1.1991, richte­
te der Personairat der Uniklinik Frei­
bürg eine Anfrage an den Kiinikumsvor- 
stand. die nachrichtlich allen Beschäf­
tigten der Unikiinik, dem Hauptperso- 
ßirat der ÖTV und dem Ministerium 
für Wissenschaft und Kunst zur Kennt­
nis gegeben wurde.
..Betr.: Einbeziehung der Uni-Klinik 
Freiburg in den Golft, rieg
Sehr geehrte Damen und Herren, 
Golfkrise und Krieg verunsichern auch 
die Beschäftigten unserer Klinik Täg­
lich erreichen den Personairat Anrufe 
von besorgten Kolleginnen . . . immer 
wieder wird dabei auf folgenden Um­
stand hingewiesen: im Rahmen der mili­
tärischen Nato-Strategie sowie des bila­
teralen Vertrages „Wartime host nation 
sopport“ wird die BRD verpflichtet, 
beim Eintritt der USA in einen Krieg alle 
rivileo Einrichtungen zur Versoigung 
der Truppen und zur Beschaffung von 
Nachschub zur Verfügung zu stellen. 
Hierin einbezogen sind auch die Kran­
kenhäuser der Bundesrepublik Deutsch­
land Dabei geht es nicht darum, sich 
der menschlichen Pflicht, Kranken und 
Verletzten helfen zu müssen, zu entzie­
hen. im Gegenteil: Wir sind sicher, daß 
dte Beschäftigten der Klinik bereit wä­
ren. die Opfer des Krieges, verletzte Zi- 
’ÜMten. alte Menschen, Frauen und 
Kinder gleich welcher Staatszugehörig- 
teit aus dem Kriegsgebiet aufzunehmen 
und mit einem hohen Maß an persönli­
chem Einsatz zu versorgen und zu pfle­

eigenen Staates. „Rückzug der Staaten, 
die fremdes Gebiet widerrechtlich be­
setzt halten, auf ihre Staatsgrenzen“, 
...Anerkennung des Selbstbestimmungs­
rechts der Kurden durch den Irak und 
alle anderen Staaten, in denen kurdische 
Minderheiten leben“.

Ehe derzeit stattfindende Diskussion 
im Gesundheitswesen (siehe folgenden 
Artikel) wird sich nicht auf eine Unter­
stützung des geschäftsfuhrenden Haupt­
vorstandes stützen können. Wulf- 
Mathies wandte sich ausdrücklich gegen 
die Position, wie sie in der Kampagne 
„Wir werden nicht helfen können“ ver­
treten wird. „Gestrichen“ wurden auch 
alle sonstigen Förderungen und Auffas­
sungen, die in irgendeiner Form aktives 
Handeln der OTV erfordert hätten. Dies 
betrifft z.B. den Aufruf zur Kriegs­
dienstverweigerung oder die Forderung 
nach Gewährung von politischer, mora­
lischer und rechtlicher Hilfe für Betrof­
fene.

CTewerkschaftskuftur ?
Der Gewerkschaftstag endete am 15.2. 
nachmittags abrupt. Ein Großteil der 
Anträge wurde zur Behandlung an 
Hauptvorstand und Beirat überwiesen. 
Nicht nur diese Tatsache rief Unzufrie­
denheit bei vielen Delegierten hervor. 
Der ganze Ablauf des Kongresses wurde 
wiederholt umgeworfen, die meisten 
Initiativanträge wurden so spät verteilt, 
daß sie kaum gelesen werden konnten. 
Dazu kam der ständige Zeitdruck, der zu 
Anträgen auf Schluß der Debatte bzw. 
Redeiiste führte. Dies erschwerte und 
behinderte die Diskussion, gerade auch 
zu den eingangs erwähnten Positionen 
von Wulf-Mathies. Aber auch die Dis­
kussion zum Thema Golfkrieg wurde 
aus Zeitgründen nach vier Wortmeldun­
gen (davon zweimal Wulf-Mathies) be­
endet.

Zum Thema „Veigangenheitsbewäl- 
tigung“ (FDGB, Stasi, PDS) werden 
wir zu einem späteren Zeitpunkt ein­
gehen.
Quellen. Handelsblatt" 15.2.1991; Antrags 
material des a. o. Gewerkschaftstages
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gen. Wir fordern den Kiinikumsvor­
stand auf, gegenüber den politisch Ver­
antwortlichen unmißverständlich klar 
zumachen, daß die Uni-Klinik Freiburg 
für Aufgaben im Rahmen der militäri­
schen Nato-Vereinbarungen nicht zur 
Verfügung steht. Wir fordern den Klini- 
kumsvorstand auf, gegenüber den Be­
schäftigten des Klinikums zu erklären, 
daß diese in ihrer täglichen Arbeit nicht 
befürchten müssen, zu militärisch moti­
vierten Aufgaben im Rahmen eines 
Goifkrieges herangezogen zu werden. 
Wir bitten Sie darum, uns eine Antwort 
zu schicken.“

Appell von Beschäftigten
in? Gesundheitswesen
Wir werden nicht helfen können • 
im Rahmen der militärischen Nato-Stra­
tegie sowie des bilateralen Vertrages 
„Wartime host nation support“ wird die 
BRD verpflichtet , beim Eintritt der USA 
in einen Krieg alle zivilen Einrichtungen 
zur Versorgung der Truppen und zur 
Beschaffung von Nachschub zur Verfü­
gung zu stellen. Hierin einbezogen sind 
auch die Krankenhäuser der BRD. Da­
mit würden alle Beschäftigten im Ge­
sundheitswesen zwangsläufig zu einem 
Rädchen im Kalkül kriegsfuhrender 
Militärs. Wir wollen nicht als Teilneh­
merinnen in einen Krieg hineingezogen 
werden. Die Bevölkerung der BRD wäre 
unmittelbar betroffen, weil Patienten 
frühzeitig aus den Krankenhäusern ent­
lassen und nicht mehr versorgt würden, 
um verwundeten Soldaten Platz zu ma­
chen. Geplante Eingriffe (z.B. in der

Krankenhäuser: Mit „humanitären“ Argumenten 
Indienstnahme für die Aggression am Golf?

Aus verschiedenen Bundesländern wer­
den organisatorische Maßnahmen be­
richtet, um die Krankenhäuser auf die 
Aufnahme verwundeter US- (und ggf. 
Bundes wehr) Soldaten vorzubereiten. 
So meldete die „Hannoversche Allge­
meine Zeitung“ am 25.1.91, daß die 
Bezirksregierung die Krankenhausträ­
ger der Stadt und des Landkreises aufge­
fordert habe, für diesen Fall Betten vor­
zuhalten. Nach Aussage der Sprecherin 
der Bezirksregierung geht dieser Brief 
auf eine „vertrauliche Anregung“ aus 
dem Bundesinnenministerium zurück.

In Rheinland-Pfalz ist ein Leitcontai­
ner der Berufsfeuerwehr Kaiserlautem 
bereits auf dem Luftwaffenstützpunkt 
Ramstein im Einsatz, der über das aktu­
elle Verzeichnis freier Kapazitäten in zi­
vilen Kliniken verfügt. In Bayern ist eine 
Koordinierungsgruppe „Golf* gebildet 
worden, in der vier Ministerien, die 
Bundeswehr sowie die für die Verbin­
dung zu den US-Streitkräften zuständi­
gen Vertreter der Staatskanzlei mitwir­
ken. Inzwischen soll sich mehr als die 
Hälfte der bayerischen Krankenhäuser 
zur Verwundetenaufnahme bereit er­
klärt haben.

Teilweise versuchen Krankenhausträ­
ger und Klinikleitungen, die Beschäftig­
ten direkt in Uberwachungsvorhaben 
des US-Militärs einzubinden. Im Städti­
schen Klinikum Karlsruhe wurde ein 
Rundschreiben an alle Stationen verteilt, 
in dem die Beschäftigten auf zu erwar­
tende Selbstmordversuche von Angehö­
rigen in den Golf verschickter Soldaten 
vorbereitet werden: „Dabei handelt es 
sich überwiegend um Ehefrauen, die 
... eine Rückkehr ihrer Männer nach 
Karlsruhe erreichen wollen.“ In derarti­
gen Fällen sollen die Ärzte und Pflege­
kräfte nicht, wie sonst üblich, die Ange­
hörigen der Suizidpatienten verständi­
gen, sondern den „Sozialdienst** der 
amerikanischen Armee — eine direkte 
Einbindung der Krankenhausbeschäftig­
ten in die geheimdienstliche Überwa­
chung von Widerstand leistenden Ange­
hörigen der US-Soldaten.

In zahlreichen Erklärungen, Unter-
, Zeitungsanzei­

gen haben sich Beschäftigte im Gesund­
heitswesen gegen ihre Verplanung im 
militärischen Apparat gewandt und in 
der Öffentlichkeit Unterstützung ge­
sucht (s. nebenstehende Dokumenta­
tion). Gegen die Demagogie der Reak­
tion, die die Arzte und Pfleger mit Hin­
weis auf ihre „humanitären Pflichten“ 
erpressen und zur Soldatenversoigung 
zwingen will, setzen sich gerade diejeni­
gen zur Wehr, die seit langem gegen die 
Betten- und Personalkürzungen in den 
Krankenhäusern Widerstand leisten. 
Die Selektion von Patienten, die ange­
sichts des Bettenmangels schon jetzt 
häufig zu treffende Auswahl, welcher 

Herzchirurgie) wären nicht mehr mög­
lich. Menschen würden nicht mehr unter 
dem Gesichtspunkt der medizinischen 
Notwendigkeit behandelt. Dies ist mit 
unserem Gewissen nicht vereinbar. Wir 
lehnen eine Auslese von Patienten unter 
militärtaktischen Gesichtspunkten ab. 
Wir wehren uns gegen einen Mißbrauch 
des Gesundheitswesens zur Unterstüt­
zung des Krieges. Wir fordern alle Trä­
ger und Beschäftigten von Einrichtun­
gen im Gesundheitswesen auf, sich die­
ser Militärstrategie zu verweigern. 
Diesem Appell hoben sich innerhalb von 
24 Stunden die nachstehenden nahezu 
700 Menschen, überwiegend Beschäf­
tigte der Freiburger Uni-Klinik, ange­
schlossen. Die Unterschriftensammlung 
wird fortgejuhrt.
(folgen mehrere hundert Namen und Be­
rufsbezeichnungen)

Antwort des Klinikvorstandes 
auf die Anfrage des Personalrats 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
nach dem Landeskrankenhausgesetz ist 
das Universitätsklinikum im Rahmen 
seiner Aufgabenstellung und Leistungs­
fähigkeit zur Aufnahme und Versorgung 
solcher Menschen verpflichtet, die einer 
stationären Aufnahme bedürfen. Dabei 
ist eine unterschiedliche Behandlung 
von Personen wegen ihrer Abstam­
mung, Religion, Nationalität, Herkunft, 
wegen ihrer politischen Überzeugung 
oder ihres Geschlechts nicht statthaft.

Für eine Erklärung des Klinikumsvor­
standes, daß das Universitätsklinikum 
für Aufgaben im Rahmen der Nato-

Kranke vordringlich zu behandeln sei, 
würde ungeahnte Ausmaße annehmen 
und die Beschäftigten in unerträgliche 
Gewissenskonflikte stellen.

Die Verantwortlichen reagieren auf 
die Proteste teils mit Ausflüchten, teils 
mit Drohungen. So teilte die Verwal­
tungsdirektion der Universitätsklinik 
Frankfurt dem Personalrat mit, sie habe 
von Beginn der Golfkrise an erklärt, daß 
eine Versorgung von Kriegsverwunde­
ten nicht möglich sei, weil schon jetzt 
die Patientenversorgung kaum gewähr­
leistet sei. Als einzelne Abteilungsleiter 
mit US-Militarärzten „Besichtigungen“ 
ihrer Stationen vomahmen, wurde ihnen 
dies von der Dienststellenleitung unter­
sagt. Aber, so die Klinikverwaltung 
weiter, wenn der „Bündnisfäll“ eintre­
te, sei nicht mehr sie, sondern das Land 
Hessen für die Patientenaufnahme ver­
antwortlich, und die Landesregierung 
könne dann die Klinik zur Verwundeten­
versorgung zwingen. Deshalb wohl hat 
sie bereits Anfang Januar die Listen mit 
privaten Telefonnummern der Ärzte und 
Pfleger aktualisiert — Vorbereitungen 
für den „Katastrophenfair*.

An anderen Krankenhäusern wird der 
Widerstand der Beschäftigten offen be­
droht. In Karlsruhe mußten die Lehrer 
der Krankenpflegeschule auf persönli­
che Anordnung des Verwaltungsdirek­
tors in allen Klassen ein Schreiben verle­
sen, in dem den Schülern jegliche politi­
sche Äußerung im Klinikum oder in des­
sen Nähe, ob mündlich, schriftlich oder 
durch Button-Tragen, untersagt wurde. 
Im Falle der Zuwiderhandlung hätten sie 
mit Abmahnung und Kündigung zu 
rechnen. Der ärztliche Direktor der Uni­
versitätsklinik Freiburg verwies in ei­
nem Schreiben an den Personalrat auf 
den hippokratischen Eid — ebenfalls ei­
ne deutliche Kündigungsdrohung für 
sich verweigernde Ärzte (s. Dok.).

Die Reaktion benutzt bestimmte 
Schwächen und mißverständliche For­
mulierungen in den Protestresolutionen, 
die bisweilen die Form individueller 
Xferweigerungserklärungen annehmen. 
Die Diskussion wird auf die Frage abge­
bogen: „Wenn die Verwundeten da sind 
— behandelt ihr sie oder nicht?“ Den 
Beschäftigten soll Liebäugeln mit un­
menschlichem Verhalten unterstellt 
werden, um so ihre Kritik an unmensch­
lichen Verhältnissen zu ersticken, die 
ein humanes Verhalten gar nicht mehr 
zulassen würden, weil jede Entschei­
dung für die Behandlung ein mehr oder 
weniger sicheres Todesurteil für einen 
anderen wäre.

Gerade das Freiburger Beispiel zeigt, 
daß ein möglicher Katastropheneinsatz 
der Krankenhäuser offensichtlich eini­
gen Verantwortlichen zupaß kommt, um 
neue Maßstäbe zu setzen. Der gleiche 
Prof. Gerok, der den Brief an den Perso­

Bündnisvereinbarung nicht zur Verfü­
gung steht, ist kein Raum. Eine solche 
Erklärung kann nach der im Grundge­
setz vorgenommenen Aufgabenzuwei­
sung nur durch die Bundesregierung in 
Abstimmung mit der Landesregierung 
von Baden-Württemberg abgegeben 
werden. Keine nach dem Gesetz mit der 
Wahrnehmung sonstiger staatlicher 
Aufgaben beauftragte Stelle hat das 
Recht, hier an Stelle der aus freien Wah­
len hervorgegangenen Bundesregierung 
tätig zu werden.

Zu der gewünschten Erklärung des 
Klinikumsvorstandes, daß Mitarbeiter 
nicht befürchten müssen, im Rahmen 
ihrer Arbeit zu militärisch motivierten 
Aufgaben im Rahmen des Golfkrieges 
eingesetzt zu werden, ist zu bemerken, 
daß der Wunsch nach Versorgung von 
Opfern aus der Golfregion bis heute von 
keiner Seite an das Universitätsklinikum 
herangetragen wurde. Wenn aber solche 
Verwundeten zu einem Arzt des Univer- 
sitätsklmikums kämen, wäre ihre Be­
handlung nicht die Wahrnehmung einer 
»militärisch motivierten Aufgabe*. Der 
Arzt würde vielmehr getreu dem Eide 
des Hippokrates seine ,Ratschläge und 
Verordnungen zum Heil der Kranken 
nach bestem Wissen und Können 
geben*. Seine Patienten würde er ,dabei 
schützen vor allem, was ihnen schaden 
könnte oder Unrecht täte*. Ich bin 
sicher, daß dieser Arzt dabei von allen 
anderen Beschäftigten des Universitäts­
klinikums, an welcher Stelle sie auch tä­
tig sind, nach Kräften unterstützt würde. 
Mit freundlichen Grüßen
Prof. Dr. Gerok,
Leitender Ärztlicher Direktor 

nalrat unterzeichnete, hatte bereits im 
September 1986 in seiner Eigenschaft 
als Präsident der Deutschen Therapie­
woche erklärt: „Ein Tag auf der Inten­
sivstation kostet derzeit 2000 DM. Dies 
entspricht dem Netto-Monatseinkom­
men eines Facharbeiters. Für den mone­
tären Aufwand einer Intensivtherapie 
über drei Monate müßte dieser Fachar­
beiter 7,5 Jahre arbeiten. Diese Zahlen 
sprechen für sich .. .** Prof. Gerok ist 
also sozusagen ein Spezialist in Sachen 
ärztlicher Behandlungspflicht und hip­
pokratischem Eid, und er sähe es wohl 
nicht ungern, wenn er einmal die „Lei­
stungsfähigkeit“ seiner Klinik in puncto 
Patientenselektion — als kleines Prakti­
kum in „medizinischer Ethik“ — unter 
Beweis stellen könnte.
Quellenhinweis: Informationsdienst Gesund­
heitspolitik 3—5/91
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Welcome to the Sunshine-City
Eindrücke einer Reise ins Land der unbegrenzten Gegensätze

Viel Abwechslung gibt es nicht 
in Pauls Job. Auch ist er mit 
knapp sechs Dollar die Stunde 
nicht gerade gut bezahlt, die 
Arbeitszeiten — im ewig 
gleichen Rhythmus zwei ab­
wechselnder Tagesschichten ein­
schließlich der Samstage und 
Sonntage — sind denkbar un­
günstig für jemanden mit 90 
Minuten Anfahrtsweg, und die 
Arbeit selbst ist langweilig und 
anstrengend zugleich. Von 
seinem Lohn, von dem ihm nach 
Abzügen nicht einmal 200 Dollar 
in der Woche bleiben, hat er 
darüber hinaus „stets saubere 
und einwandfreie“ Kleidung zu 
finanzieren und natürlich heißt 
auch für ihn die Losung „Hired 
and fired“ (angeheuert und ge­
feuert) . Zum Beispiel, wenn sich 
einer seiner Fahrgäste über ihn 
beschweren sollte. (Einen seiner 
Kollegen hat es wenige Wochen 
zuvor erwischt.) Doch, objektiv 
gesehen, hat Paul, der mit einem 
Shuttlebus Fluggäste zwischen 
den verschiedenen Terminals 
des New Yorker Kennedy Air­
port und der rund einen Kilo­
meter entfernten Station eines 

internationalen Mietwagen­
giganten hin und her befördert, 
wirklich verdammtes Glück 
gehabt. Denn er ist Schwarzer. 
Und fast die Hälfte aller jungen 
Schwarzen ist gegenwärtig in der 
7 1/2 Millionenstadt New York 
ganz ohne Arbeit, weit mehr als 
ein Viertel der schwarzen New 
Yorker/innen lebt — gegenüher 
etwa 10 Prozent der Weißen — 
von öffentlicher Wohlfahrt; und 
das heißt für die überwiegende 
Mehrzahl von ihnen: Ein Leben 
auf der Straße. Was allerdings 
absolut noch nicht das Schlech­
teste ist. Denn die letzte Station 
ist — für jede(n) vierte(n) 
Schwarze(n) in den USA — das 
Gefängnis. Und es sind, als Spie­
gelung . ihrer Lebensbedingun­
gen, in erster Linie die „Habe­
nichtse“ die die Gefängnisse 
füllen. (1)

„Don’t walk 
in the park after dark“ 

Wer sich — wie wir vollendeter 
Realitäten wegen am besten an 
einem kalten Wintertag — gegen 
18 Uhr in die Gegend St. Marks 
Place/Tompkins Square Park/ 
East 9th Street — zwischen 
Avenue A und B in der Lower 
East Side — begibt und wenig­
stens für kurze Zeit den jedem 
Reisenden mit auf den Weg ge­
gebenen Rat vergessen kann, um 
Himmelswillen keinesfalls nach 
Einbruch der Dunkelheit durch 
einen New Yorker Park zu 
gehen, dem erschließt sich in un­
verhohlener Direktheit, welches

Maß öffentlicher Wohlfahrt 
schon jene „vorletzte Station“ 
der Obdachlosigkeit und des 
Hungers (nicht mehr) enthält. 
Ein Wagen der Heilsarmee ver­
teilt heiße Suppe an die etwa 150 
bis 200 in Zelten, Pappkarton­
hütten und unter Deckenbergen 
hausenden Menschen, unter 
denen wir viele Kinder sehen. 
Auch hier überwiegen bei wei­
tem Schwarze. „Wie alle ande­
ren amerikanischen Großstädte 
auch“, lasen wir, trägt die Stadt 
der 100 000 Hotelzimmer und 
der mehr als eine Million Wohl- 
fahrtsempfanger/innen „schwer 
unter ihren Soziallasten, aber sie 
lernte, mit dieser Krise zu 
leben“. Am St. Marks Place be­
steht diese Umschreibung der 
Verwaltung von Elend aus zwei 
Cops, die ihre Posten neben den 
Parktoiletten bezogen haben. 
Wen sie von wem femhalten 
oder „schützen“, ist unklar. Als 
es im Sommer 1988 hier, im ehe­
maligen jüdischen Ghetto, wo 
sich in den letzten zehn Jahren 
westlich und nördlich des Tomp- 
kins Square, zwischen der 9. und 
11. Straße East eine häufig auch 

politisch/avantgardistische 
Kunstszene ansiedelte, zu 
schweren sozialen Unruhen 
kam, drosch die Polizei solange 
unterschiedslos auf alle ein, bis 
sich daraus eine schwere Stra­
ßenschlacht entwickelt hatte. 
Nicht nur Merian’s New York- 
Führer rät wohl auch deshalb für 
das konfliktaseptische Sight­
seeing: „Abends empfiehlt es 
sich, den Drang nach Osten zu 
zügeln und sich, sobald man den 
Tompkins Square erreicht hat, 
wieder westwärts zu wenden.

Die Kunstausstellung Politi­
scher Gefangener aus dem 
schwarzen, weißen, indiani­
schen und puertoricanischen 
Widerstand, die wir besuchten, 
befand sich östlich.

„A poor man’s land“ 
„Take the A Train“ riet Duke 
Ellington in fröhlichen Syn­
kopen, als er mit seinem Orche­
ster in den 30er Jahren im Har- 
Iemer Cotton Club allabendlich 
auch eine Menge Weißer aus den 
besseren Vierteln in die Uptown 
zog. Die U-Bahn Linie A gibt es 
noch immer, doch heute fahrt 
keiner mehr zum Vergnügen 
nach Harlem. „9 mile from New 
York“ verkündet ein histori­
scher Meilenstein aus dem Jahr 
1769 auf dem Grasvorplatz eines 
verfallenen Hauses in der 152. 
Straße. Aber die Entfernung zur 
Welt der Weißen ist die eines 
Kontinents. Auch die traditionel­
len, besonders bei den weißen 
Amerikanern der upper-middle- 

dass beliebten „Slummings“, 
Ausflugsfahrten für den wohli­
gen Schauer, haben sich verän­
dert. Heute finden die bis zu 
vierstündigen soziologischen 
Zoo-Besuche ins „Land der 
Armen“, wie sie schon ein 
1939er Reiseführer dem New 
York Besucher wärmstens emp­
fahl, nur mehr als organisierter 
Bustrip mit (meist schwarzem) 
Fremdenführer ohne Stop und 
bei geschlossenen Fenstern statt. 
Das Wissen um die Aidsstatistik, 
nach der die Fixer in Harlem 
längst die Homosexuellen aus 
dem Künstlerviertel Greenwich 
Village überrundet haben, der 
hautnahe, nur durch 10mm Glas 
getrennte Dschungel der aus den 
Medien bekannten „Banden und 
Drogenhändler“, der Einblick in 
die Welt, in der 40 Prozent der 
Kinder ohne Vater aufwachsen, 
die Säuglingssterblichkeit dop­
pelt so hoch ist wie in anderen 
Stadtteilen und aus der so viele 
Männer im Gefängnis stecken, 
daß ein Busuntemehmer Tages­
fahrten zu der Strafanstalt des 
Landes unter dem Motto „Visit a 
Loved One“ inserieren konnte, 

sind noch immer gut für den Reiz 
des Exotischen, bevor man zu­
rückkehrt in die eigene Welt, die 
für manche nur eine Viertelstun­
de entfernt beginnt. Wer mit der 
U-Bahn die in direkter Nachbar­
schaft Harlems gelegene Colum­
bia University ansteuert, wird 
auf Schildern gemahnt, den rech­
ten Zug zu nehmen, um nicht un­
vermutet in Harlem zu landen. 
Solcher Irrtum soll ja schon man­
chen die Brieftasche, wenn nicht 
Schlimmeres gekostet haben. 
Man weiß schließlich: Rund 
2000 Gewaltverbrechen werden 
in New York täglich (nach der 
Statistik von 1989) begangen, 
eine Viertelmillion Rauschgift­
süchtige und an die 70000 (ge­
schätzten) Obdachlose machen 
die Straßen unsicher. Hinzu 
kommt die erst recht bedrohliche 
Tatsache, daß immer mehr 
Schwarze Buchhandlungen, 
Selbsthilfekomitees, Black 
Lawyer-Büros die Zeichen eines 
neuen und steigenden Bewußt­
seins verkünden, das die weiße 
Unterdrückung direkt für das 
eigene Elend verantwortlich 
macht. Dreimal schon ist Harlem 
„explodiert“: 1935, 1943 und 
1964, einige Jahre darauf flamm­
ten in mehr als 120 Städten der 
USA die Feuer des schwarzen 
Widerstandes auf. So gesehen ist 
Harlem überall, wo Schwarze 
leben, auch in New York, in den 
Stadtteilen Brooklyn oder der 
South Bronx, wo neben Schwar­
zen vor allem Puertoricaner/ 
innen zusammengepfercht sind.

(2) Zwischen Ihnen und den im 
Norden der Bronx residierenden 
UNO-Botschaftern, Anwälten 
und Ärzten wachen nicht nur die 
250 Polizisten des 46. Polizei­
bezirks darüber, daß das aus 
Verelendung entstehende Krebs­
geschwür des Verbrechens, des 
Aufbegehrens oder gar Aufstan­
des sich nicht bis zu deren Glas­
palästen und efeuüberwucherten 
Villen frißt.

„War on crime“
Deutschlands Fresspapst und 
Vorkoster derer, die vor Sattheit 
nicht mehr wissen, was sie essen 
sollen, klagte — von einen New 
Yorker Taxifahrer angeblich 
über’s Ohr gehauen — in der 
„Zeit“ öffentlich, „daß (selbst) 
in Manhattan der einigermaßen 
gefahrlose Bezirk nicht größer 
als ein Handtuch“ sei. Die mei­
sten gutsituierten New Yorker, 
die für ihren Autostellplatz wäh­
rend der Bürozeiten in einer 
Parkgarage in New Yorks 
Down- oder Midtown jährlich 
mehr ausgeben als 32 Prozent 
der Schwarzen Amerikaner jähr­
lich verdienen, teilen diese Mei­

nung, wenngleich sie dem Ver­
brechen kaum je persönlich be­
gegnen. Der Statistik nach wird 
zwar jeder 70. Einwohner New 
Yorks irgendwann einmal be­
raubt, jeder zehnte Opfer einer 
schweren Straftat. Die meisten 
Verbrechen werden jedoch in 
einigen wenigen Bezirken 
begangen und die meisten davon 
wiederum liegen dort, wo die 
Spezies des besser verdienenden 
weißen Amerikaners eher rar ist. 
Und: Fast 50 Prozent der New 
Yorker Mordopfer sind ohnehin 
Schwarze, 30 Prozent Hispano- 
Amerikaner, allesamt Angehöri­
ge der Unterschicht. Die aber 
wohnt bekanntlich nicht in den 
schmucken „suburbs“, den Gar­
tenstädten New Yerseys oder in 
Riverdale und betritt und verläßt 
die Stadt mit Beginn und Ende 
der Bürozeiten oder allenfalls 
nach dem shopping oder dem 
Theatervergnügen am Broad­
way. Wie in Amerikas Mitte der 
60er Jahre von der Johnson- 
Administration in Gang gebrach­
tem (und mit Billionen von 
Dollars finanzierten) „Krieg 
gegen das Verbrechen“ heißt 
nichtsdestotrotz ihre Losung 
„Support your local Police“: 
Mehr Polizei, mehr Gefäng­
nisse, mehr Richter, mehr Be­
währunghelfer . . . Dasselbe 
Konzept, das auch dem von 
Reagan mit 21 Billionen Dollar 
verkündeten und von seinem 
Amtsnachfolger mit noch höhe­
ren Summen förtgeführten 
,,Krieg gegen die Drogen“ zu-

schwarzer Organsitionspolitiie 
bekannte einem amerikanische-; 
Journalisten gegenüber, nie a 
seinem Leben in einem Slur 
gewesen zu sein. Einer der Pläne 
der Stadtverwaltung. Angehen 
ge der schwarzen Mittelschxh 
ten mehr und mehr an Harlem zu 
binden und dem Viertel dadurch 
..ein stabiles Rückgrat“ zu vtr 
leihen, scheiterten. Wo Klassen 
und Rassentrennung die gesell 
schaftlichc Realität bestimmen 
..verbinden“ allenfalls die Sirs 
ßen die Gegensätzlichkeit der 
Welten zwischen Luxus und 
Slum. Fifth Avenue, die in einer 
Gegend kleiner Händler und 
Ladenbesitzer beginnt und an 
deren Mittelstrecke die teuersten 
Geschäfte und Wohnungen der 
Welt liegen, verläuft sich an 
ihrem nördlichen Ende in den 
Elendsquartieren von Harlem.

„Welcome to the Sunshine 
City“ grinste unser Shuttlefahrer 
Paul, als wir uns von ihm verab­
schiedeten. Der Himmel war 
grau und wolkenverhangen und 
das „City“ klang wie „shitty‘ 
— (ms)

Anmerkungen:
(1) Die durchschnittliche schuan\- 
amerikanische Familie verfugt überein 
Jahreseinkommen von genau 54 Pro 
zent dem einer weißen Durchschnitte 
familie. Etwa 10 Prozent der weißen, 
aber 32 Prozent der schwarzen Bewl 
kerung leben unter der amtlichen Ar­
mutsgrenze. Eine Regierungsstudh 
geht davon aus. daß im Jahr 2000 etwa 
70 Prozent aller schwarzen Männer ar­
beitslos sein werden. Die umfangreich 
ste Untersuchung über rassische Dis 
kriminierung am Arbeitsplatz, die je­
mals in den USA durchgeführt wurde, 
ergab, daß zwei Drittel aller Schwär 
zen, Hispano-Amerikaner und Indianer 
keine angemessene Arbeit finden 
Nicht, weil ihnen die Ausbildung oder 
die Fähigkeiten dazu fehlen, sondern 
weil sie rassisch diskriminiert werden 
In den Slums der Städte (die Untersu 
chung wurde in 123 Städten. 50 Staaten 
und 60 großen Industriebetrieben mit 
insgesamt 26 Millionen Beschäftigten 
durchgcfiihrt) war fast jeder Einzelne, 
der einer Minderheit angehörte, davon 
betroffen. Die Gefangenenstaüsüken 
ergänzen dieses Bild: Wenn die derzei­
tigen Zuwachsraten anhalten, werden 
innerhalb der nächsten zehn Jahre eine 
Million Menschen in US-Gefängnissen 
sitzen, die Hälfte davon Schwarze, ob 
wohl ihr Bevölkerungsanteil nur etwa 
12 Prozent beträgt. Ein Schwarzer 
Mensch geht derzeit statistisch achtmal 
häufiger ins Gefängnis als ein weißer, 
von jeweils vier Schwarzen wird einer 
während seines Lebens eine Gefängnis 
strafe verbüßen.
(2) Zu den Lebensbedingungen in den 
Slums stellte die Menschenrechlskom 
mission schon 1959 fest: ..Würde man 
die Bevölkerungsdichte in einigen der 
verfallenen Harlemer Blocks auf Ge 
samt-New York übertragen, könnte die 
gesamte Bevölkerung der USA in drei 
New Yorker Stadtvierteln unteipe 
bracht werden“.
(3) Eine Analyse des bekannten US 
Kriminologen William Nagel über das 
Hochschnellcn der Gelänge nennten 
ergab, daß es keinen Zusammenhalt 
zwischen der Kriminalitätsrate und den 
Gefangenenraten und ebensowenig ei­
nen Zusammenhang zwischen der Kn 
minalitätsratc und der Anzahl inhaftier 
ter Schwarzer gibt, sehr wohl aber eine 
augenfällige Verhältnismäßigkeil zwi 
sehen der Gefangnisrate und dem je­
weiligen Bevölkerungsantei! Schwer 
zer. Auch die Zahl der inhaftierter 
Frauen ist innerhalb der letzten zehr. 
Jahre sprunghaft — um 138 Prozeni 
gestiegen. Wie bei Männern befinden 
sich weit überdurchschnittlich viek 
Schwarze und „Latinos“ dtnimc 
zwei Drittel davon unter 35 Jahre all 
90 Prozent alleinstehende Mütter, dr 
von 85 Prozeni mit einem Jahres* 
kommen von weniger als 2000 Doüi. 
bis zu ihrer Inhaftierung.
(4) Die noch von Präsident Johas- 
eingesetzte Kemer-Kommission kacr> 
zu dem Ergebnis, die USA enrw.cir 
ten sich in Richtung auf zwei roneiru.* 
der vollkommen getrennte Gesdlsdn: 
ten: Eine schwarze und eine weiße. En 
Mitglied der Kommission forderte Ac 
..räumliche Dekonzentration“, diese 
Entwicklung. Mn anderen Worten IX 
Massen der Armen und Farbiger1 at» 
den Zentren in die Peripherien - ucc 
damit in leichter management- utf 
kontrollierbare Sektoren — zu venrc; 
ben; die Ergebnisse sind heule in wx- 
großen Stadt der USA zu hesichtirr 
in den schwarzen Siedlungen uad Eh 
stricten. ohne jede> Fundament eia-' 
sozialen Infrastruktur, ohne ScWr 
ohne Feuerwehren, teilweise ohne ge 
pflasterte Straßen

grundeliegt. Weder mit der 
Armut, der Wohnungs- und 
Arbeitslosigkeit, den Krank­
heiten (in den schwarzen 
Communities) oder der Hoff­
nungslosigkeit haben die Pro­
gramme „für soziale Stabilität“ 
etwas zu tun. (3) In den Gefäng­
nissen der 90er Jahre ist nicht 
einmal mehr verbal Platz für 
Ausbildungs-, Rehabilitations­
und Erziehungsprogramme, die 
Gelder (44 Billionen Dollar jähr­
lich) werden in die Planung und 
den Bau von Maximum-Secu­
rity-Gefängnissen gesteckt. Die 
nahezu nur noch von Unter­
privilegierten besuchten öffent­
lichen Schulen (Public Schools) 
— 70 Prozent davon sind
Schwarze oder „Latinos“, jeder 
zweite Schüler stammt aus einem 
Elternhaus, dessen Einkommen 
unter dem amtlichen Existenz­
minimum liegt — werden dafür 
sich selbst überlassen. Die New 
York Times berichtete von 
Lehrern, die „selbst kaum lesen 
können“, weniger als Ihre Kol­
legen von der Müllabfuhr und 
knapp die Hälfte des Gehalts 
eines Polizisten verdienen. Jeder 
zweite der über eine Million 
Schüler/innen öffentlicher Lehr­
anstalten erreicht selbst minimal­
ste Lernziele nicht.

Trotzdem vertraut, wer wirk­
lich etwas zu schützen hat, — 
Banken, Warenhäuser, Super­
märkte, Luxusgeschäfte und die 
Appartmenthäuser der oberen 
Schichten — der Polizei wenig. 
Armeen privater Security 
Guards (aus privaten Wach­
unternehmen mit mehr als 
100000 Bediensteten) sind 
längst unentbehrlicher Bestand­
teil der Aufrechterhaltung des 
American Way of Life.

„Melting-pot N.Y.“?
Wer es nicht für ein Zeichen der 
Aufhebung sozialer Wider­
sprüche hält, daß der abgebrann­
te „Penner“ sein Nachtquartier 
unbehelligt auf den Heizungs­
gittern der noblen Chase Man­
hattan Bank beziehen darf, für 
den hat das Märchen über New 
York als „Schmelztiegel“ von 
Rassen und Völkern soviel mit 
der Wahrheit zu tun wie die 
„United colors of Benneton“- 
Reklamen mit der Abschaffung 
der Rassendiskriminierung. Die 
Ein- und Aufteilung ist säuber­
lich und in ihrer Rang- und 
Reihenfolge unumstößlich als 
ehernes Gesetz der sozialen 
Wertordnung: Schwarze in Har­
lem, in der South Bronx. in 
Brooklyn. Haitianer/innen in der 
Gegend der Amsterdam Avenue, 
Puertoricaner/innen in der South 
Bronx, im Spanish Harlem oder 
in Brooklyn usw. Und wenn es 
sich ändert, ändert es sich auf 
eine Weise, die nichts verändert. 
So wie in der South Bronx, die 
einmal ein „solides Stadtviertel“ 
war, bevölkert hauptsächlich 
von Juden des unteren Mittel­
standes. Die Invasion von Puer­
toricaner/innen — auf der Flucht 
vor der durch die amerikanische 
Kolonisierung produzierten 
Arbeits- und Hoffnungslosigkeit 
in ihrer Heimat — schuf zunächst 
ein überquellendes Spanish 
Harlem und „vertrieb“ dann den 
jüdischen Mittelstand, der ent­
setzt aus der südlichen in die 
nördliche Bronx, und 10 Jahre 
später, als das Elend ihn ein­
geholt hatte, auch von dort floh. 
Das neue puertoricanische 
Ghetto war geboren und teilt mit 
den Schwarzen alle Probleme, 
die in diesem Land traditionell 
das Los der nicht weißen Minder­
heiten sind. (4) Eine Verbindung 
oder gar ,,Verschmelzung“ zwi­
schen ihnen und den Lebens­
räumen der weißen Mittel- und 
Oberschicht gibt es nicht, nicht 
einmal mit jenem — in New 
York schneller als irgendwoan- 
ders wachsenden — schwarzen 
Mittelstand und schwarzen Bil­
dungsbürgertum, das sich die 
Eintrittskarte in die weiße Weit 
der Garden States von West­
chester County, New Yersey, 
Long Island oder wenigstens in 
das Viertel der ,. Kleine-Leute- 
Häuser“ von Forest Hills in 
Queens verdient hat. Ein




